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31. Sitzung 

Bonn, den 9. Oktober 1987 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Zusatzta-
gesordnungspunkt 8 auf: 

Aktuelle Stunde 

Die Fraktion der SPD hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 
unserer Geschäftsordnung diese Aktuelle Stunde zu 
dem Thema 

Haltung der Bundesregierung in der Kohle-
runde 

beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Vor über 20 Jahren wollte 
schon einmal eine CDU-geführte Bundesregierung 
die deutsche Kohle kaputtmachen. Die Folge waren 
schwarze Fahnen an Rhein und Ruhr und eine lange 
schwelende Krise. Es waren damals Sozialdemokra-
ten — Helmut Schmidt, Walter Arendt, Karl Schi ller, 
Alex Möller — , die dann in der Großen Koalition dafür 
gesorgt haben, daß die deutsche Kohle wirklich Zu-
kunft hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Kohlevorrangpolitik haben sie mit gedankli-
cher Klarheit und mit festem politischen Willen be-
gründet. Die Grundgedanken dieser Politik waren: 
Wir brauchen eine sichere Energieversorgung; dazu 
gehört auch der Schutz vor der Abhängigkeit vom 
Ausland, und nur die Kohle kann diesen Schutz bie-
ten. 

Zweitens. Deswegen hat die Nutzung der Kohle in 
unserer Energieversorgung Vorrang. Es ist ein Versi-
cherungsbeitrag für die Zukunft. 

Drittens. Kohlevorrang ist keine Schönwetterveran-
staltung. Sie muß auch gegen Schwankungen der in-
ternationalen Energiepreise durchgehalten werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Kohle und die Kumpel brauchen Klarheit darüber, 
wo es langgeht. Es sind politische Entscheidungen, 
die hier gefordert sind. 

Diese von Sozialdemokraten begründete Kohlevor-
rangpolitik hat sich in zwei Erdölpreiskrisen für unser 
Land hervorragend bewährt. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bangemann will jetzt diese Kohlevorrangpoli-
tik kaputtmachen. Welch ein Niedergang von Karl 
Schiller zu Martin Bangemann, kann man da nur sa-
gen! 

(Beifall bei der SPD — Jahn [Marburg] [SPD]: 
Der hört nicht mal zu!) 

Er hat überhaupt kein Gesamtkonzept. Er zerschlägt 
die bewährten Instrumente der Kohlevorrangpolitik, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Bangemann ist ab

-

wesend! Er hört gar nicht zu! — Beckmann 
[FDP]: Das kann man auch verstehen!) 

und er treibt den Bundeskanzler in den Wortbruch; 
denn dieser hat 1984 wörtlich erklärt: „Das Schicksal 
der Bergleute war, ist und bleibt uns wichtiger als rein 
wirtschaftlich-fiskalisches Kalkül." 

(Roth [SPD]: Hört! Hört!) 

Der Bundeskanzler hat diese Aussage im Bundes-
tagswahlkampf erneuert und bestätigt. Deswegen sa-
gen wir zum Bundeskanzler: Sein Wort wird zum Be-
trug an den Bergleuten, wenn er jetzt nicht den Bun-
deswirtschaftsminister zur Vernunft ruft. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer angesichts der bestehenden Überkapazitäten 
im Verstromungsbereich und der sich abzeichnenden 
Entwicklung, daß diese sich noch weiter erhöhen, auf 
einer maximalen Nutzung der Kernenergie beharrt, 
der hat sich gegen die Kohle entschieden, 

(Beifall bei der SPD) 

und das genau ist die Politik von Herrn Bangemann. 
Er betreibt eine Kernenergievorrangpolitik, und für 
die Kohle bleibt dann der Restbedarf. Damit zerstört 
Herr Bangemann den kohlepolitischen Konsens in 
diesem Land. 

(Beckmann [FDP]: Wer hat den wohl zer

-

stört?) 

Wir Sozialdemokraten machen diese Antikohlepoli-
tik nicht mit, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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weil das unsere Energieversorgung unsicher macht. 
Das Wort von Herrn Bennigsen-Foerder ist richtig: 
„Die nächste Ölpreiskrise kommt bestimmt. " Dann 
werden wir eine erneute Debatte darüber haben, 
warum man die Kohle hat absaufen lassen, so wie 
Herr Bangemann es vorhat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Wir machen diese Antikohlepolitik nicht mit, weil 
das notwendige Förderkapazitäten unwiederbring-
lich zerstört — das ist das Gegenteil von vorsorgender 
Politik — und weil die Politik von Herrn Bangemann 
zu sozialen Verwüstungen ganzer Regionen in unse-
rem Lande führt. 

Sie werden, Herr Bangemann, diese Politik nur ge-
gen die Vernunft und gegen die Menschen durchset-
zen können. Sie müssen mit unserem scharfen Wider-
stand rechnen. Wir fordern Sie auf, endlich ein Ge-
samtkonzept vorzulegen, bevor Sie an einzelnen 
Punkten meinen, Entscheidungen erzwingen zu kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, meine Damen und Herren, ist der Grund, 
warum wir diese Aktuelle Stunde beantragt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Dr. Lammert. 

Dr. Lamme rt  (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dem Beitrag des Kollegen Hauff 
war anzumerken, daß er am Landesparteitag der 
nordrhein-westfälischen SPD nicht teilgenommen 
hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber er reichte nicht aus, um den Nachweis zu erbrin-
gen, daß dieser Parteitag gar nicht stattgefunden 
habe. 

Die Kohlerunde, die heute von den Sozialdemokra-
ten zur Diskussion gestellt wird, und der Landespar-
teitag der nordrhein-westfälischen SPD stehen nicht 
nur zeitlich, sondern sachlich in einem Zusammen-
hang, über den wir heute morgen reden müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!)  

Der Kollege Heinz-Werner Meyer, der, wenn ich 
die Meldung hier richtig verfolgt habe, auf der Red-
nerliste für den heutigen Vormittag nicht vorgesehen 
ist — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was?) 

ich ergänze gerne, daß Erwin Stahl aus einschlägigen 
Gründen auch nicht reden darf; sicherlich wird auch 
der Kollege Niggemeier diese Phalanx verhinderter 
Redner der SPD komplettieren; das werden wir ja 
alles im Laufe des Vormittags erleben — , hat in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender der IG Bergbau und 
Energie an die Delegierten der nordrhein-westfäli-
schen SPD appelliert — ich zitiere — , „nicht mit nicht 
konsensfähigen energiepolitischen Leitlinien die 
Kohlerunde in Bonn zu gefährden" . 

Die Regierungspartei im Kohleland Nordrhein-
Westfalen hat sich mit souveräner ideologischer Bor-
niertheit über diesen Appell hinweggesetzt und mit  

ihren energiepolitischen Beschlüssen endgültig, aus-
drücklich und ohne Rücksicht auf die Folgen für die 
Bergleute den Jahrhundertvertrag aufgekündigt; das 
ist der Sachverhalt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Wo steht denn da etwas von 
Kernenergie? — Westphal [SPD]: Aber Sie 
sind nicht dabeigewesen! Ich bin dabeige

-

wesen! — Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja 
noch schlimmer!) 

— Dann werden Sie ja sicher, Herr Kollege Westphal, 
das alles zur großen Verblüffung der deutschen Öf-
fentlichkeit geraderücken, weil wohl die gesamte Be-
richterstattung einschließlich Ihnen nahestehender 
Publikationsorgane mißlungen gewesen sein muß. 

Meine Damen und Herren, das, was da in Bochum 
stattgefunden hat, ist ein spektakulärer Akt der poli-
tischen Selbstverstümmelung der Interessen des Koh-
lelandes Nordrhein-Westfalen und ein Verrat an den 
Interessen der Bergleute. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Sie kennen die Verträge; Sie kennen die Zusammen-
hänge; Sie wußten, was Sie beschlossen haben, als Sie 
in Grußworten den Bergleuten Ihre Solidarität versi-
chert haben und in Beschlußtexten die Bergleute im 
Stich gelassen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Unglaublich!) 

Meine Damen und Herren, der Bergbau steht, wie 
wir alle wissen, vor schwierigen Anpassungsproble-
men, die sich sowohl aus strukturellen Absatzeinbu-
ßen wie aus den dramatischen Verschiebungen in den 
Preisniveaus der Primärenergieträger ergeben. Dar-
aus resultieren erhebliche Folgekosten für die Strom-
verbraucher, aber eben auch für die öffentlichen 
Hände. Die Aufgabe der Kohlerunde muß es sein, drei 
jeweils für sich sicher berechtigte, aber miteinander 
nicht zu vereinbarende Positionen aufeinander zuzu-
bewegen, wenn die Lösung zustande kommen soll, 
die wir alle gemeinsam im Kern sicher wollen. 

Das ist einmal die Erwartung, daß die in den Ver-
stromungsgesetzen niedergelegten Rechtsansprüche 
in vollem Umfang befriedigt werden sollen. 

Das ist zweitens die Erwartung, daß der Kohlepfen-
nig möglichst wieder gesenkt werden solle. 

Das ist drittens die Erwartung, daß die Mengenver-
einbarungen nach dem Jahrhundertvertrag, also für 
die Kohleverstromung, gehalten werden müssen. 

Diese drei Positionen sind alle für sich gut begrün-
det, aber sie sind, wie wir wissen, nicht gleichzeitig zu 
haben. Deswegen sage ich auch an dieser Stelle mit 
Nachdruck: Hier müssen sich alle Beteiligten bewe-
gen, weil es Ergebnisse nur gibt, wenn es Mehrheiten 
gibt. Der Wirtschaftsminister hat sicher recht, wenn er 
darauf hinweist, daß es kaum Mehrheiten für eine 
Anhebung des Kohlepfennigs geben wird. Ich weise 
der Vollständigkeit halber darauf hin, daß es auch für 
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eine Senkung des Kohlepfennigs Mehrheiten geben 
müßte. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der SPD: 
Aha!)  

Deswegen bitte ich, nicht zu übersehen, daß hier Be-
wegungen nach der einen und nach der anderen Seite 
erforderlich werden. 

Wer den Jahrhundertvertrag halten will — wir wol-
len das — und wer ihn verlängern will, der muß dafür 
sorgen, daß er auch gehalten werden kann. Deswegen 
verweise ich noch einmal mit Nachdruck auf die Über-
legungen, die die nordrhein-westfälische Landes-
gruppe der CDU/CSU-Fraktion als Beitrag zur Kon-
sensbildung vor einigen Wochen vorgelegt hat. Wir 
brauchen — insofern schließe ich mich dem Kollegen 
Hauff an — ein Gesamtkonzept, das unter Mitwir-
kung aller Beteiligten den Anpassungsbedarf ermit-
telt und darstellt. Hier müssen die Gewerkschaften 
wie die Bergbauunternehmen darstellen, welcher An-
passungsbedarf besteht. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich rede, wie Sie wissen, immer gleichzeitig nach 
allen Seiten. Ich habe da überhaupt keine Probleme. 
Der Anpassungsbedarf muß also zusammenfassend 
dargestellt werden. Es muß deutlich gemacht werden, 
welcher Anpassungsbedarf unvermeidlich ist, in wel-
chem Zeitraum das abgewickelt werden kann, was 
davon aus eigener Kraft möglich ist und wo öffentliche 
Hilfen unvermeidbar sind und gebraucht werden, um 
diesen Prozeß sozial verträglich abzuwickeln. 

Wir stehen zu der Position, die wir im Kohle- wie im 
Stahlbereich immer bezogen haben. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir stehen zum Strukturwandel. Aber er muß unter 
Bedingungen stattfinden, die für die betroffenen 
Menschen und für die betroffenen Regionen zumut-
bar sind. Darum werden wir uns auch in den nächsten 
Wochen und Monaten bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Stratmann. 

(Zuruf von der SPD: Der große Wirtschafts

-

theoretiker!) 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Mitbürgerinnen! Liebe 
Mitbürger! Das, was die Bundesregierung in dieser 
Woche gegen die heimische Steinkohle inszeniert, ist 
ein lange vorbereitetes und genau kalkuliertes Manö-
ver, um gegen die heimische Steinkohle ein politi-
sches Klima der Erpressung und Unterdrückung zu 
schaffen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Da steht der Arbeiter

-

vertreter!) 

Wer vorrechnet, daß in der heimischen Steinkohle 
angeblich ein Kapazitätsabbau von 12 bis 15 Millio-
nen t notwendig sei, was erklärtermaßen eine Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen in der Größenordnung 
von 30 000 Arbeitsplätzen in den Kohlerevieren be-
deutet, und gleichzeitig begrüßt, daß im gleichen Zeit-
raum bis 1990 weitere drei Atomkraftwerke mit einer 

Gesamtkapazität von 4 000 MW im Bau sind, hat 
nichts anderes im Sinn als politische Erpressung zu-
gunsten der Atomenergie und gegen die heimische 
Steinkohle. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Rechnen wir die ca. 37 000 Arbeitsplätze im Stahl-
bereich hinzu, welche die Bundesregierung erklärter-
maßen zusammen mit der Wirtschaftsvereinigung Ei-
sen und Stahl vernichten will, so kommen wir in den 
Montanrevieren zu einer mittelfristig geplanten Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen in der Größenordnung 
von 67 000 Arbeitsplätzen — allein bei Kohle und 
Stahl! Wer das tut, ohne gleichzeitig ein Konzept zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen in der gleichen 
Größenordnung auf den Tisch zu legen — das tut die 
Bundesregierung nicht — , begeht nichts anderes als 
eine politische Geiselnahme, und das genau kalku-
liert. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten 
der SPD) 

Es ist nach wie vor richtig, was wir seit Jahr und Tag 
hier sagen, daß wir einen großangelegten Prozeß der 
Verdrängung der heimischen Steinkohle durch die 
Atomenergie haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Zum Beweis: Wir haben heute bei den Energieversor-
gungsunternehmen eine Lagerhaltung an kontrahier-
ter Steinkohle in der Größenordnung von 12 Millio-
nen t Steinkohle. Wir haben gleichzeitig mehrere Bei-
spiele dafür, daß Kommunen, die Heizkraftwerke auf 
der Basis heimischer Steinkohle bauen wollten, daran 
gehindert wurden, sei es durch die Wirtschaftsmini-
sterin in Niedersachsen, sei es durch die Interessen 
der Atomlobby. Wir haben ebenfalls bis 1990 — ich 
habe es dargestellt — den Ausbau der Atomenergie in 
der Größenordnung von 4 000 MW, d. h. etwa in der 
Größenordnung von 8 Millionen t heimischer Stein-
kohle. 

Was die IG Bergbau unterstützt, was von der SPD, 
auch der SPD Nordrhein-Westfalen, vorliegt, nämlich 
ein Überbrückungskonzept, ist nichts anderes als ein 
Überbrückungskonzept, das man mit dem Titel „Koh-
len für die Atomenergie" überschreiben könnte, ein 
Überbrückungskonzept, das den Ausbau der heimi-
schen Atomenergie auf Kosten der heimischen Stein-
kohle sichert. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie bieten in Ihrem Überbrückungskonzept die 
Vernichtung von 25 000 Arbeitsplätzen in der heimi-
schen Steinkohle und einen Kapazitätsabbau von 
11 Millionen t an. 

(Zurufe von der SPD) 

Das schaffen Sie innergewerkschaftlich nur, weil 
Sie jede innergewerkschaftliche Opposition unter-
drücken. Lafontaine hat recht, wenn er feststellt, daß 
die Freiheit der Meinungsbildung in der IG Bergbau 
und Atomenergie einem preußischen Kasernenhof 
gleicht. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der SPD) 
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— Herr Niggemeier, Ihr sogenanntes Presseorgan 
„Einheit" macht jedem Presseorgan einer Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands Ehre. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Widerspruch 
und Zurufe bei der SPD) 

Wir fordern, innergewerkschaftliche Opposition zu-
zulassen, die auf den Verdrängungsprozeß Atomener-
gie gegen Steinkohle hinweist. 

Wir fordern erstens bundesweit eine politische 
Kampagne, eine politische Offensive zum sofortigen 
Ausstieg aus der Atomenergie. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist ein Skandal, daß Wirtschaftsminister Jochimsen 
vor 14 Tagen gesagt hat: Wir brauchen einen neuen 
Konsens für eine Überbrückungszeit zur Tolerierung 
der Atomenergie. — Herr Jochimsen, nehmen Sie 
dazu Stellung. Es war ein Zitat Ihrer eigenen Worte. 

Wir brauchen zweitens angesichts der Mehrheits-
verhältnisse auf Bundesebene eine kommunalpoliti-
sche Offensive zum Ausstieg aus der Atomenergie. Es 
ist unverantwortlich, wenn sozialdemokratisch ge-
führte Kommunen bei RWE und VEW den weiteren 
Ausbau der Atomenergie und bei RWE sogar den Aus-
bau der Plutoniumwirtschaft mittragen. Es sind Ihre 
Anträge auf der Hauptversammlung, es sind Ihre An-
träge in den Energieversorgungsunternehmen. Nut-
zen Sie Ihre Möglichkeiten über die Kommunen bei 
den Energieversorgungsunte rnehmen: erstens den 
Ausbau der Atomenergie sofort zu stoppen, zweitens 
den Ausstieg aus der Atomenergie sofort einzuleiten 

(Roth [SPD]: Bei Ihnen merkt man, wo der 
wahre Gegner sitzt! Das klärt ja viel!) 

und drittens den Einfluß in den Energieversorgungs-
unternehmen dahin gehend zu nutzen, daß sofort mit 
dem Ausbau von kommunalen Heizkraftwerken auf 
der Basis heimischer Steinkohle begonnen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir fordern mittelfristig, ein Subventionsumbau-
konzept für die Kohlesubventionen, das sich strikt 
abgrenzt von einem Subventionsabbau, wie ihn die 
Bundesregierung plant. Die bei der Kohlesubvention 
heute gebundenen Mittel müssen mittelfristig umge-
leitet, an die Kohleregionen gebunden und zum Auf-
bau einer Energiealternative genutzt werden: kom-
munale Heizkraftwerke auf der Basis heimischer 
Steinkohle sowie Ausbau erneuerbarer Energiequel-
len mit staatlicher Hilfe, mit staatlichen Subventionen 
in den Kohlerevieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, Ihre Re-
dezeit ist leider zu Ende. 

Stratmann (GRÜNE): Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Sie wissen, in der Aktu-
ellen Stunde geht es nicht anders. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir können uns ja eigent-
lich nur darüber wundern, daß die SPD fragt, warum  

denn der schwierige Anpassungsprozeß in Nordrhein-
Westfalen so langsam und so schwerfällig vorangeht. 
Wir wissen allerdings die Antwort: weil die SPD alles 
tut, um den notwendigen Strukturwandel zu verhin-
dern, weil sie eher an Erhaltungssubventionen glaubt 
als an die Konzentration aller Kräfte auf neue Arbeits-
plätze, weil sie dem technischen Fortschritt mißtraut 
und ihn unterminiert, weil sie die Arbeitsverhältnisse 
und vor allen Dingen das Image des Ruhrgebiets her-
untergewirtschaftet hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn das Herz der SPD im Revier schlägt, wie Herr 
Vogel auf dem Parteitag in Bochum gesagt hat, dann 
— das muß ich konstatieren — ist es nahe am Infarkt. 
Hier muß dringend ein Schrittmacher für Herrn Rau 
und Herrn Vogel gefunden werden, der die eigenen 
Kräfte stabilisiert und neues Blut in die gefährdete 
Region leitet. Alle beteiligten Wirtschaftskreise, auch 
die SPD, auch die IGBE, wissen, daß es einen Anpas-
sungsbedarf bei Stahl und Kohle gibt. 

Bei der Kohleverstromung haben sich weder die 
Bundesregierung noch die FDP-Wirtschaftsminister 
irgend etwas vorzuwerfen. Im Gegenteil: Die Wirt-
schaftsminister der letzten Jahre haben durch aktiven 
Einsatz und immerwährendes Drängen den Jahrhun-
dertvertrag, der die Basis für die Lieferungen an die 
Elektrizitätswirtschaft bis 1995 darstellt, zustande ge-
bracht. Der Hüttenvertrag, auch ein Verdienst der 
Wirtschaftsminister und ihrer Kohlepolitik, ist im 
Jahre 1985 bis zum Jahre 2000 erneuert worden. Er 
sichert den Absatz der Kokskohle an die Stahlindu-
strie. 

Meine Damen und Herren, der Kohleabsatz im 
Wärmemarkt ist nun in den letzten Jahren bedauerli-
cherweise zurückgegangen. Das wissen wir. Wegen 
der Strukturschwierigkeiten in der Stahlindustrie ist 
auch der Kohleabsatz an die Stahlindustrie zurückge-
gangen. Unsere Mitgliedschaft in der EG verlangt, 
daß wir die Exportsubventionen für Kokskohleliefe-
rungen an die europäischen Hüttenwerke schritt-
weise aufgeben. Dieser Anpassungsprozeß muß von 
der Kohlewirtschaft unter staatlicher Flankierung ge-
leistet werden. Darüber sind sich die Kohlewirtschaft 
und die IGBE durchaus im klaren. 

Schon in den vergangenen Jahren hat es einen ge-
waltigen Abschmelzungsprozeß bei der deutschen 
Kohle gegeben. Die Bundesregierung hat diese Um-
strukturierung durch massive Hilfen flankiert und er-
leichtert. Es ist nun keine Rede davon, daß der Bund 
seine Solidarität mit dem Ruhrgebiet aufgebe. Er wird 
auch in Zukunft seine Verantwortung für die deutsche 
Kohle weiter übernehmen. 

Meine Damen und Herren, durch den Verfall der 
Ölpreise ist der im Jahrhundertvertrag und im Dritten 
Verstromungsgesetz festgelegte Ölpreisausgleich in 
Größenordnungen hineingewachsen, die für die re-
vierfernen Länder und die Stromverbraucher insge-
samt eine kaum noch zu tragende Größenordnung 
erreicht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will hier einmal zitieren, was Herr Steinkühler 
am Donnerstag gesagt hat, als er zusammen mit unse- 
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rem Kollegen Hermann Rappe ein gemeinsames Kon-
zept vorgelegt hat. Er hat die Arbeitsplätze, die in 
stromintensiven Betrieben gefährdet sind, betreffend, 
gesagt — ich zitiere — : 

Besonders wichtig für den Fortbestand der rund 
6 000 Arbeitsplätze in den Alu-Hütten sind wett-
bewerbsfähige und international vergleichbare 
Strompreise. 

Das betonen diese beiden. Dem habe ich nichts hin-
zuzufügen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch die Arbeitsplätze in 
anderen Branchen dürfen wir bei allem Wohlwollen 
für die schwierige Situation im deutschen Bergbau 
nicht aus dem Auge lassen. 

Die revierfernen Länder dringen aus diesen 
Gründen verständlicherweise darauf, daß eine Ände-
rung durchgesetzt wird. Hierfür, meine Damen und 
Herren, waren die Bochumer Beschlüsse der SPD nun 
wirklich wenig, wenig hilfreich. In dieser Verhand-
lungssituation, in der es um die Zukunft der deutschen 
Steinkohle geht, waren diese Beschlüsse eine Provo-
kation der revierfernen Länder. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann dem nur zustimmen, was der Kollege Nigge-
meier vor wenigen Tagen zur Aufgabe des Konsenses 
Kohle-Kernenergie der Presse gegenüber gesagt hat. 
Er sagte nach einem Bericht der „Rheinischen Post" : 
Die Kernenergie hat der deutschen Kohle bisher keine 
Tonne Absatz weggenommen. Im Gegenteil, im Jahre 
1976 haben wir bei einem Kernenergieanteil an der 
Stromversorgung von 13 % rund 28 Millionen t deut-
sche Kohle verstromt. Im Jahre 1986 waren es bei 
einem Kernenergieanteil von 29,3 % 41,7 Millio-
nen t. 

(Stratmann [GRÜNE]: Es gibt 12 Millionen t 
Lagerhaltung! Sehen Sie doch einmal vor

-

bei!) 

— Ihre These ist blanke Theo rie und nur geeignet, die 
Menschen auf einen falschen Pfad zu bringen. Struk-
turelle Anpassung kann der deutschen Kohle nie-
mand ersparen, auch die SPD nicht, die heute morgen 
diesen Antrag gestellt hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Mini-
ster für Wirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Professor Dr. Jochimsen. 

Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein-Westfalen): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir reden hier heute über zweierlei, erstens 
über die Möglichkeiten zur Wiedererlangung eines 
gesamtstaatlichen energiepolitischen Konsenses und 
zweitens über die Zukunft der heimischen Stein-
kohle. 

Ich lasse keinen Zweifel daran: Die Zukunft des 
deutschen Steinkohlebergbaus kann nur im gesamt-
staatlichen Konsens gesichert werden. Nur wenn alle 

Beteiligten, also die Bundesregierung, die Kohlelän-
der, die Elektrizitätsunternehmen, die Bergbauunter-
nehmen und die Gewerkschaften, an einem Strang 
ziehen, ist es möglich, die strukturell bedingten Über-
kapazitäten des deutschen Steinkohlebergbaus regio-
nal und sozial verträglich abzubauen. Es müssen neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden, und dazu brauchen 
wir die umfassende Hilfe der Bundesregierung, die 
wir bisher nicht bekommen haben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Phrasendrescherei ist das!) 

Ich sage das hier so deutlich, damit nicht der Eindruck 
entsteht, wir hätten Interesse daran, Kohle ständig auf 
Halde zu fördern. Wir haben aber jedes Interesse 
daran, den Anteil der Kohle an der Sicherung der 
nationalen Energieversorgung mittel- und langfristig 
zu stabilisieren. Es kann und darf nicht angehen, daß 
der deutsche Steinkohlebergbau unter die Räder ei-
nes unkontrollierten Subventionsabbaus gerät, damit 
die „anvisionierte" Steuerreform finanziert werden 
kann 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU und der FDP — Beckmann [FDP]: Einen 
solchen Unsinn habe ich lange nicht ge-

hört!) 

und damit ein Bundeswirtschaftsminister, Herr Kol-
lege Beckmann, die Gelegenheit erhält, sich vor der 
eigenen Klientel zu profilieren. 

(Zuruf von der FDP: Sprechblasen!) 

Die Sicherung der nationalen Energieversorgung 
ist eine nationale Aufgabe. Bundesregierung, Bun-
desländer, Unternehmen und Gewerkschaften stehen 
in der Pflicht, als nationale Risikogemeinschaft alles in 
ihren Kräften Stehende zu unternehmen, um bruchar-
tige Auswirkungen auf unsere Volkswirtschaft zu ver-
meiden. 

Wer heute sagt, eine Risikoprämie für die sichere 
nationale Energieversorgung sei ihm zu teuer — und 
nichts anderes hat der Bundesminister für Wirtschaft 
vorgestern vor der Bundespressekonferenz und an-
schließend auf der Wirtschaftsministerkonferenz ge-
tan — , der muß sich fragen lassen, wie er denn einer 
möglichen Eskalation am Golf begegnen will. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU und der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Mit 

Kriegsschiffen, mit Zerstörern!) 

Den Bergbauländern wird vorgehalten, sie verfolgten 
mit der zur Vermeidung solcher Risiken bisher von 
allen gemeinsam getragenen Kohlevorrangpolitik 
vorwiegend eigene regionalwirtschaftliche Interes-
sen. Gemeinsam mit dem Bundeskanzler sind wir hier 
entschieden anderer Auffassung. Die Sicherung der 
nationalen Energieversorgung ist eine nationale Auf-
gabe und keine Schönwetterveranstaltung, die sich 
auch und gerade bei Ölpreisverfall und Dollarsturz 
bewähren muß. 

Dessenungeachtet hat das Land Nordrhein-Westfa-
len mit seinem Kohledrittel in der Vergangenheit ei-
nen überproportionalen Beitrag für die nationale 
Energieversorgung erbracht. Wir werden dies auch in 
Zukunft tun. 
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Dennoch haben wir durchaus Verständnis dafür, 
daß sich in den revierfernen Ländern kritische Stim-
men melden, die meinen, daß mit der Fortführung der 
Kohlevorrangpolitik und ihren Auswirkungen auf 
die Strompreise die nationale Solidargemeinschaft 
nicht überfordert werden dürfe. 

Aber auch die Stromverbraucher in Nordrhein-
Westfalen zahlen ihren Kohlepfennig, und sie bezah-
len mehr als die Stromverbraucher in Bayern, Nieder-
sachsen oder Baden-Württemberg. Ich bin dafür, daß 
alle Anstrengungen unternommen werden, damit we-
niger gezahlt werden muß. Aber dafür gibt es doch 
Instrumente, und zwar Instrumente, die der Bundes-
minister für Wirtschaft sofort nutzen könnte, beispiels-
weise die von der Elektrizitätswirtschaft jetzt vorge-
schlagene Energieverbrauchsteuer. Ein Bundeswirt-
schaftsminister, der sich nicht mit einem Antikohle-
kurs vor seinen eigenen Parteifreunden profilieren 
müßte, hätte in der Tat das Konzept der Industriege-
werkschaft Bergbau und Energie genutzt. Und er 
hätte auch die Vorschläge des Kollegen Gerstein so-
wie den Vorstoß aller nordrhein-westfälischen CDU-
Bundestagsabgeordneten genutzt. Statt dessen wer-
den in den Revieren mit täglich neuen Horrorszena-
rien die Ängste geschürt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Kollege Hoffmann und ich haben vorgestern 
auf der Wirtschaftsministerkonferenz einen in diesem 
Sinne kompromißfähigen Vorschlag gemacht. Unter 
Ausschöpfung aller in Betracht kommenden Möglich-
keiten wollen wir darauf hinwirken, daß die Belastung 
des Ausgleichsfonds einvernehmlich mit allen Betei-
ligten am Jahrhundertvertrag abgebaut wird. Aller-
dings haben wir dabei deutlich gemacht, daß auf kei-
nen Fall das Mengengerüst des Jahrhundertvertrags 
angetastet werden darf 

(Beifall bei der SPD) 

und daß dieses Mengengerüst nicht bloß, wie vorn 
Bundeswirtschaftsminister vorgeschlagen, soweit wie 
möglich erhalten bleiben soll. 

Und wie hat der Bundeswirtschaftsminister seine 
Haltung begründet — auch Sie haben das ja eben 
getan —? Mit der Beschlußlage der SPD zur Kern-
energie. Ich möchte Sie daran erinnern: Bereits im 
Jahre 1984 auf ihrem Essener Parteitag haben die 
Sozialdemokraten beschlossen, daß schnellstmöglich 
auf die Nutzung der Kernenergie verzichtet werden 
muß, weil ihre Risiken kaum zu verantworten und die 
Entsorgungsproblem weltweit ungelöst sind. Das hat 
damals weder die Bundesregierung noch die revier-
fernen Länder daran gehindert, mit uns gemeinsam 
die für die Sicherung der nationalen Energieversor-
gung unverzichtbare Kohlevorrangpolitik fortzuset-
zen. Damals — 1984, 1985 — ist das fortgesetzt wor-
den. 

Man hat auch wie selbstverständlich von Nord-
rhein-Westfalen die Sonderlast des Kohledrittels in 
Anspruch genommen. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat 
die SPD in Nürnberg ihren Essener Beschluß bekräf-
tigt und hinzugefügt, daß ein Umsteuern auf eine 

Energieversorgung ohne Kernenergie innerhalb eines 
Jahrzehnts dann machbar ist, wenn dafür Mehrheiten 
in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft vorhanden sind. 
Ich füge hinzu: Nichts anderes haben die nordrhein-
westfälischen Sozialdemokraten in Bochum bestä-
tigt. 

(Beifall bei der SPD — Stratmann [GRÜNE]: 
Was ist denn Ihre Meinung?) 

Allerdings, sie waren realis tisch. Wir wissen, daß es 
die für ein Umsteuern erforderlichen Mehrheiten zur 
Zeit nicht gibt. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
die Bonner Regierungskoalition zur Zeit mit der Parole 
„Augen zu und durch" den Ausbau der Kernenergie-
nutzung vorantreibt. 

(Beifall bei der SPD — Stratmann [GRÜNE]: 
Mit Ihrer Hilfe!) 

Die Landesregierung hat am 22. September 1987 
ihren Bericht über einen möglichen Übergang zu ei-
ner Energieversorgung ohne Kernenergie verab-
schiedet und festgestellt, daß ein solcher Übergang 
technisch und wirtschaftlich wie auch ökologisch ver-
träglich und mit Zugewinn für Innova tion und Be-
schäftigung machbar ist. Dennoch hat die Landesre-
gierung beschlossen, dazu beizutragen, einen natio-
nalen energiepolitischen Konsens zu erreichen; denn 
in dem Bericht wird festgestellt — ich darf zitie-
ren —: 

Auch die politisch-gesellschaftliche Situa tion er-
fordert einen Konsens, bei dem die heimische 
Kohle und die ra tionelle Energieversorgung die 
zentralen Elemente bleiben müssen. In diesem 
Konsens kann bei Anlegung realpolitischer Maß-
stäbe auch die Kernenergie für eine Übergangs-
zeit dann eine Rolle einnehmen, wenn anlagen

-

spezifische Sicherheitsüberprüfungen dies zulas-
sen und die Entsorgungsproblematik überzeu-
gend gelöst ist. 

Meine Damen und Herren, das zeigt, das Energie-
land Nordrhein-Westfalen ist unverändert bereit, an 
der Herstellung eines nationalen energiepoli tischen 
Konsenses aktiv mitzuwirken. Ich möchte auch hier 
darum bitten, in der Energiepoli tik zur redlichen Ar-
gumentation zurückzukehren. Zur Redlichkeit gehört 
die Feststellung, daß unsere Volkswirtschaft nach 
dem Ölpreisverfall für die Sicherung des heimischen 
Steinkohlenbergbaus 1987 10,7 Milliarden DM — un-
gefähr doppelt soviel wie 1984 — aufwenden muß. 
Wer diese Rechnung aufmacht, muß sich redlicher

-

weise auch damit auseinandersetzen, daß die natio-
nale Energiebilanz im vergangenen Jahr allein auf 
Grund des Ölpreisverfalls um mehr als 40 Milliar-
den DM entlastet wurde. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das müssen wir aber sofort wieder aus

-

geben!) 

Der Vorsitzende der Industriegewerkschaft Berg-
bau und Energie, Heinz-Werner Meyer, hat die aktu-
elle Scheindiskussion aufgedeckt, indem er sagte: 

Die deutsche Kohle ist ohne die Kernenergie ge-
nauso lebensfähig wie mit der Kernenergie. Sie 
muß nur politisch gewollt werden, von allen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Und damit auch von Ihnen hier im Deutschen Bundes-
tag! 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Er hat auch etwas 
völlig anderes gesagt! — Beifall bei der 

SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für Wirtschaft, Dr. Bangemann. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Nationale Energiepolitik ist nicht mehr mög-
lich. Wir müssen zunächst einmal einen europäischen 
Rahmen für die Energiepolitik schaffen. 

(Zuruf von der SPD: Ablenken!) 

Die Bundesregierung hat diesen europäischen Rah-
men geschaffen. Wir haben bei allen Hilfen, die wir 
für den Bergbau eingesetzt haben und einsetzen wer-
den, niemals Schwierigkeiten mit der europäischen 
Kommission bekommen, weil dieser Rahmen geschaf-
fen worden ist. Wir haben den Hüttenvertrag bis zum 
Jahre 2000 verlängert und damit einen wichtigen Ab-
satzbereich für die Steinkohle gesichert. Wir haben 
die Regelung über das Anpassungsgeld für die Berg-
leute um weitere fünf Jahre verlängert. Wir haben im 
Rahmen der Kohlevorrangpolitik alles getan, was 
möglich war, um den gegenwärtig wichtigsten Ab-
satzbereich der Steinkohle, den Einsatz für die Ver-
stromung, zu erhalten. Der Vorwurf, daß die Bundes-
regierung die Vorrangpolitik aufgegeben habe, ist 
schon deshalb nicht richtig, weil die Fakten dagegen 
sprechen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die SPD hat sie 
aufgegeben!) 

Aber von den Zahlen nimmt die Opposition keine 
Kenntnis; deshalb kann ich Ihnen einige Zahlen heute 
nicht ersparen. 

Wir haben im Jahre 1982 39 Millionen t Steinkoh-
leeinheiten, im Jahre 1986 42 Millionen t verstromt. 
Noch nie zuvor ist in der Bundesrepublik soviel Kohle 
verstromt worden, und dies, obwohl im gleichen Zeit-
raum auch die aus Kernkraftwerken kommende elek-
trische Leistung erhöht worden ist. 

Der Ausbau der billigeren Kernenergie arbeitet 
nicht gegen die Kohle, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Falsche Rechnung!) 

sondern macht den Einsatz der teureren heimischen 
Kohle finanzierbar. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das, Herr Hauff und Herr Jochimsen, war der wesent-
liche Inhalt des energiepolitischen und kohlepoliti-
schen Konsenses, nichts anderes. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn Sie das heute vergessen machen wollen, weil 
Ihre Ausstiegsszenarien diesen Konsens aufgekün-
digt haben, dann ist das ein jämmerliches Bild. Wenn 
Sie sich das nicht von mir anhören wollen, dann darf 
ich den gerade von Herrn Jochimsen zitierten Herrn 
Meyer wörtlich zitieren: 

Ausstiegsszenarien für die Kernenergie passen 
nicht in die Diskussion um die Zukunft der 
Kohle. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das sagt der Vorsitzende der IGBE. Von diesem ge-
meinsamen Konsens haben Sie sich — allein aus par-
teipolitischen Überlegungen — schändlich davonge-
stohlen. Und jetzt wollen Sie dafür die Bundesregie-
rung verantwortlich machen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Jahrhundertvertrag sieht einen steigenden 
Einsatz von Kohle für die Verstromung vor, und zwar 
auf etwa 43 Millionen t im Jahr 1995. Meine Damen 
und Herren, ich habe mich in allen Gesprächen, die 
ich bisher geführt habe, darum bemüht und werde 
mich in allen weiteren Gesprächen darum bemühen, 
dieses Mengengerüst zu erhalten. Ich habe das von 
Anfang an, bei jeder Vorlage des Energieberichtes, 
gesagt. Ich kämpfe darum. 

(Zuruf von der SPD: Ach, das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

— Nun hören Sie mir wenigstens einmal zu, Sie Koh-
leexperte! 

(Sellin [GRÜNE]: Das müssen Sie gerade sa

-

gen!) 

Wenn Sie, Herr Professor Jochimsen, von Redlich-
keit sprechen, so halte ich Ihnen entgegen: Sie wissen 
ganz genau, daß ich bei der Erarbeitung des Beschlus-
ses der Länderwirtschaftsministerkonferenz nicht vor-
geschlagen habe, das Mengengerüst „soweit wie 
möglich" zu erhalten. Ich habe das nicht vorgeschla-
gen. Ich habe vorgeschlagen, „vertragsgemäß" zu sa-
gen. Aber die Mehrheit der Länderwirtschaftsminister 
hat dieses Wort nicht akzeptiert. Sie wissen das ganz 
genau. Aber Sie stellen sich hier hin und sagen, ich 
hätte vorgeschlagen: „so weit wie möglich" . Das ist 
Ihre Redlichkeit. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Position der Bundesregierung zum Steinkohle-
bergbau ist völlig unverändert. Verändert haben sich 
aber einige entscheidende Elemente. Der Weltmarkt 
für die Energie hat auf Grund der starken Ölpreissen-
kung ein völlig anderes Gesicht bekommen. Der 
Preisunterschied der deutschen zur Importkohle be-
trägt 160 DM bis 170 DM pro Tonne. Der Absatz von 
Kohle ist in den letzten drei Jahren trotz der Instru-
mente, die wir anwenden, stark zurückgegangen, seit 
1985 um 12 Millionen Tonnen. 

Wenn hier so getan wird, als ob ich ausrechnete, 
welche Überkapazität vorhanden ist, als ob ich das 
sozusagen politisch bestimmte, dann ist auch das 
völlig falsch. Jeder weiß, daß in den Gesprächen alle 
Beteiligten, die sich ernsthaft um eine Lösung bemü-
hen — Voraussetzung ist zunächst einmal, daß man 
das will — , davon ausgehen, daß wir schon heute ei-
nen Kapazitätsüberhang von 6 Millionen Tonnen ha-
ben, von 80 Millionen Tonnen pro Jahr Förderkapazi-
tät aus gerechnet. 

(Dr. Hauff [SPD]: Quatsch!) 
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— Das ist kein Quatsch. Fragen Sie wieder den Herrn 
Mayer. Der hat das selber in den Gesprächen einge-
bracht. 

(Dr. Hauff [SPD]: Man muß es politisch wol

-

len, hat er gesagt!) 

— Nein. Er hat gesagt, wir haben schon heute einen 
Überhang von 6 Millionen Jahrestonnen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Aber nicht von 15!) 

Aber Sie nehmen das ja gar nicht zur Kenntnis, weil 
Sie nur Ihr parteipolitisches Süppchen kochen wol-
len, 

(Dr. Hauff [SPD]: Hör doch auf! Ist doch lä

-

cherlich!) 

auf dem Rücken der Leute im Ruhrgebiet. Das ist das 
Problem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nach den Angaben der IG BE haben wir einen 
Überhang von 6 Millionen Tonnen. Nach den Zahlen 
der deutschen Bergbauunternehmen, die wir lediglich 
zusammengestellt haben, ergibt sich, wenn man die 
finanzielle Förderung der Kohleexporte einstellt, ein 
weiterer Überhang von jährlich 6 bis 7 Millionen Ton-
nen. In dieser Höhe wird heute exportiert. Nun kann 
man zur Kohlesicherheit vieles sagen. Aber daß der 
Kohleexport zur Sicherung der deutschen Energie ge-
hört, das kann man nicht behaupten. 

(Beifall bei der FDP) 

Das sind noch einmal 7 Millionen jato. Dann sind 
Sie bei 13 Millionen Tonnen. Wenn Sie dann die Risi-
ken einrechnen, die beim Stahlabsatz und beim Wär-
memarkt unzweifelhaft vorhanden sind und die bis 
1995 mit 2 Millionen Tonnen wirklich nicht zu hoch 
angesetzt sind, dann sind Sie bei 15 Millionen Jahres-
tonnen. Die Frage ist jetzt: Was machen wir mit dieser 
Überkapazität? Sollen wir das Geld in die Förderung 
von Kohle stecken, die auf Halde gehen muß, oder 
sollen wir einen Strukturwandel bei sozialer Flankie-
rung begünstigen, der für die Betroffenen wie bei der 
Stahlindustrie auch akzeptabel wird, obwohl sie einen 
Arbeitsplatz verlieren? Ich weiß, daß viele Menschen 
einen Arbeitsplatz verlieren. Das ist eine fürchterliche 
Sache. Aber ich kann Arbeitsplätze nicht künstlich 
erhalten. Ich kann sie nicht erhalten, wenn sie soviel 
Geld kosten, daß man es nicht mehr bezahlen kann. 
Das ist das Problem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da sagen Sie: Das kann man auf andere Weise aus-
gleichen; man müßte versuchen, den Kohlepfennig so 
zu gestalten, daß nicht die Stromverbraucher so bela-
stet werden, wie das heute der Fall ist. Ich bin für 
jeden vernünftigen Vorschlag dankbar. Aber ich weiß 
keinen besseren als den, den ich selber gemacht habe: 
den Kohlepfennig zu plafondieren, ihn vom Ölpreis 
unabhängig zu machen. Das hätte den großen Vorteil, 
daß auch die Stromversorgungsunternehmen mit ei-
ner festen Größe kalkulieren können. Ich finde dafür 
Mehrheiten. Herr Lammert, ich habe Ihre Rede im 
Wirtschaftsausschuß dabei. Ich könnte daraus zitie-
ren. Ich kann jedes Wort unterschreiben. Aber bitte, 
berücksichtigen Sie die Ausgangslage, wenn Sie von 
Mehrheiten sprechen. Ich kann den Kohlepfennig per 

Verordnung höchstens auf 4,5 % festsetzen. Das ist 
weniger, als wir heute haben. Ich brauche für jede 
andere Festsetzung — und wir müssen ihn jährlich 
festsetzen — eine Mehrheit. Darum geht es jetzt. Ich 
kämpfe um diese Mehrheit. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

— Ich versuche die Länder dazu zu bringen, daß es 
diese Mehrheit gibt. 

(Zurufe von der SPD: Sie kämpfen nicht 
damm! Nein!) 

Dann werden solche Töne, wie sie hier von Herrn 
Jochimsen lautgeworden sind, in die Debatte einge-
führt. Eine derart  unsachliche und tendenziöse und 
wenig zur Lösung der Probleme beitragende Stellung-
nahme des Landeswirtschaftsministers, der eigentlich 
dafür zu sorgen hätte, daß seine heimische Kohle

-

industrie eine Zukunft hat: das ist ein Trauerspiel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

So wie wir das trotz Ihrer unsinnigen Reden bei der 
Stahlindustrie gelöst haben — — 

(Urbaniak [SPD]: Sie haben überhaupt nichts 
gelöst! — Zurufe von der SPD: Nichts haben 

Sie gelöst!) 

—Wir haben eine Lösung erreicht, bei der die Stahlin-
dustrie, die IG Metall, die Bundesregierung und die 
Betroffenen mitmachen. 

(Zuruf von der SPD: Ein Arbeitsplatzkiller 
sind Sie und nichts anderes!) 

— Sie haben die Probleme in Nordrhein-Westfalen 
und im Saarland, weil Sie jahre- und jahrzehntelang 
dem Strukturwandel nicht gefolgt sind. 

(Zurufe von der SPD: Saarland! — Dr. Hauff 
[SPD]: Genosse Klumpp! — Glockenzeichen 

des Präsidenten) 

Sie wollen den bequemen Weg gehen, und damit 
ersparen Sie vielen Menschen scheinbar die Anpas-
sung. In Wahrheit ist es so, daß die Anpassung eine 
Notwendigkeit ist, die erst dann menschlich erträglich 
gestaltet werden kann, wenn man sich ihr aktiv stellt. 
Aber das tun Sie nicht! Sie haben in den Kohleländern 
Haushaltsdefizite, die entstanden sind, weil Sie nicht 
den Strukturwandel begünstigt haben. 

(Zurufe von der SPD: Das ist doch un richtig! 
— Lüge!) 

Sie lassen die Menschen auf Arbeitsplätzen sitzen, 
von denen Ihnen jeder heute sagt, daß diese Arbeits-
plätze keine Zukunft haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Warum gehen Sie denn auf 
den Zeyer los? Lassen Sie den Zeyer in 

Ruhe!) 

Sie begründen menschliches Elend, und auf diesem 
menschlichen Elend wollen Sie Ihre politischen Ge-
schäfte machen. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Dr. Vogel [SPD]: Da hat der Blüm 
aber einen Bundesgenossen! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 
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Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Jung. 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Heute morgen haben fast alle 
24 Schachtanlagen im Ruhrgebiet über zwei Stunden 
stillgestanden. Überall im Ruhrgebiet haben Demon-
strationen der Bergleute stattgefunden, und diese 
Demonstrationen haben sich gegen die Bundesregie-
rung gerichtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von euch ver

-

hetzt! — Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist das 
Einfachste!) 

Wir Sozialdemokraten sind solidarisch mit dem Kampf 
der Bergleute um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Phrasen! — Wo ist denn die IG Berg

-

bau?) 

Wenn Herr Bangemann ein gutes Gewissen hätte 
bei seiner Kohlepolitik, dann würde er noch heute in 
das Ruhrgebiet fahren und den Versuch unterneh-
men, den Bergleuten diese Kohlepolitik zu erklären. 
Ich befürchte aber, daß ihm dazu der Mut fehlen 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben Sie eindring-
lich davor gewarnt, als Sie in Ihre Koalitionsvereinba-
rung hineingeschrieben haben, daß der Kohlepfennig 
auf eine neue Bemessungsgrundlage gestellt werden 
müsse, daß Sie damit den Jahrhundertvertrag aushe-
beln und daß damit die Kohlevorrangpolitik auf gege-
ben  wird. Sie haben lauthals im Bundestag erklärt, der 
Jahrhundertvertrag sei der Eckpfeiler der Politik der 
Bundesregierung. 

Ich sage dazu: Entweder Sie haben gar nicht ge-
wußt, was Sie in die Koalitionsvereinbarung geschrie-
ben haben, Sie haben nur ein kurzsichtiges Finanz-
kalkül verfolgt, und am Ende ist eine völlig andere 
Energiepolitik herausgekommen — das ist der klassi-
sche Fall , das Pferd vom Schwanz her aufzuzäu-
men — , oder aber, und das kommt der Wahrheit sehr 
viel näher, Sie haben es ganz genau gewußt und sind 
damit das Risiko eingegangen, daß Sie mit der Redu-
zierung des Kohlepfennigs den Jahrhundertvertrag 
aushebeln. 

Die Quittung haben Sie jetzt in der sogenannten 
ersten Kohlerunde bekommen; denn die Kraftwerks-
betreiber haben gezeigt, daß sie dieses Spiel nicht 
mehr mitspielen, offensichtlich weil sie das Vertrauen 
verloren haben, daß die Energiepoli tik, insbesondere 
die Kohlepolitik, bei der Bundesregierung in guten 
Händen ist. Sie haben offensichtlich das Vertrauen 
verloren, daß sie sich auf die gesetzlichen Ansprüche 
stützen können und die Kohle weiter verstromen kön-
nen. 

Was bei Ihrer Politik am Ende herauskommt, hat 
jetzt die Landeswirtschaftsministerkonferenz sehr 
deutlich gezeigt. Indem Sie die Kohle gefährden, ver-
folgen Sie eine Kernenergie-Vorrangpolitik und die 
Strategie, daß der Restbedarf nicht mehr von der deut-

schen Kohle, sondern von der Importkohle gedeckt 
werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Innern Liberalismus und im Äußeren Freihandel, 
das ist Ihre Energiepoli tik. Die sozialen Konsequen-
zen verweisen Sie an den Bundesarbeitsminister, wo-
bei Sie noch nicht ein einziges Mal den Versuch unter-
nommen haben, die volkswirtschaftlichen Kosten, die 
aus der zusätzlichen Arbeitslosigkeit resultieren wer-
den, Ihrer Kohlepolitik gegenzurechnen. Ich sage hier 
— und das richtet sich an den Bundesarbeitsminister 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der CDU in 
Nordrhein-Westfalen — : Es hilft nichts, mit markigen 
Worten für die Kohle zu sprechen; Sie müssen Taten 
zeigen, und zwar am Kabinettstisch, und die 58 Bun-
destagsabgeordneten der CDU aus Nordrhein-West-
falen müssen in ihrer Fraktion Widerstand leisten, um 
die Kohlevorrangpolitik zu sichern. 

(Beifall bei der SPD) 

Für uns ist die Kohlepolitik der eigentliche Sicher-
heitssockel. Wir haben es doch bei den zwei Ölkrisen 
erlebt, daß unsere volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung total durcheinandergebracht worden ist. Ich 
sage dazu: Eine Kohlevorrangpolitik kann man nicht 
zum Nulltarif haben. Wir wissen auch, daß die Bevöl-
kerung dies akzeptiert, und zwar nicht nur in den 
Revierländern, sondern auch in den revierfernen 
Ländern. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben im Gegensatz zu Ihnen immer deutlich 
gemacht, wo unsere energiepoli tischen Optionen lie-
gen, nicht zuletzt auch in Nordrhein-Westfalen, was 
hier ständig zitiert worden ist. Wir haben ja nicht nur 
gesagt, daß wir aus der Kernenergie so bald wie mög-
lich aussteigen wollen; wir haben auch sehr deutlich 
gesagt, daß wir die Kohlevorrangpolitik fortsetzen 
wollen. Wir haben insbesondere gesagt, daß wir das 
Überbrückungskonzept der IG Bergbau unterstüt-
zen. Das haben die CDU-Abgeordneten aus Nord-
rhein-Westfalen nicht gesagt; in diesem Punkt folgen 
sie ihm nicht. 

Wir wollen einen wachsenden Absatz der Kohle bei 
der Verstromung. Dazu muß der Kernenergieanteil 
an der Stromerzeugung reduziert werden. Das wäre 
ein Beitrag zur erhöhten Sicherheit. Das würde auch 
ein Beitrag zur Lösung des immer noch völlig offenen 
Entsorgungsproblems sein. Wir sagen dazu: Das wäre 
auch finanziell zu verkraften. 

Ich sage schließlich: Dies würde dem ursprüngli-
chen energiepolitischen Konsens entsprechen, wie er 
einmal bei der zweiten Fortschreibung des Energie-
programms formuliert worden ist, nämlich Kohlevor-
rangpolitik und Kernenergie für den Restbedarf. Ich 
glaube, wenn man sich auf dieses einzige bislang vor-
liegende Gesamtkonzept einlassen würde, 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig, so war es, Restbe

-

darf! Lambsdorff hat immer von Restbedarf 
geredet!) 

dann würde man dem ursprünglichen energiepoliti

-

schen Konsens sehr viel näherkommen. Sie sollten 
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hier heute prüfen, ob man daraus nicht einen Mini-
malkonsens ableiten könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fordere Sie daher auf: Kehren Sie zurück zur 
Kohlevorrangpolitik! 

(Glocke des Präsidenten) 

Unterlassen Sie insbesondere den untauglichen Ver-
such, jeden Gesprächspartner einzeln über den Tisch 
ziehen zu wollen. Machen Sie vielmehr eine nationale 
Kohlerunde. Legen Sie einen Gesamtplan vor, damit 
man nach Lösungen suchen kann, die dann auch von 
allen Beteiligten getragen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Vorgestern hat die saar-
ländische Regierung eine enttäuschende Halbzeitbi-
lanz vorgelegt. 

(Zurufe von der SPD) 

Die saarländische Regierung glänzt auch heute in ei-
ner so wichtigen und für das Land bedeutenden De-
batte durch Abwesenheit auf der Bundesratsbank. 

Es ist zum wiederholten Male gesagt worden, die 
Bundesregierung habe den nationalen Konsens in der 
Kohlepolitik aufgekündigt. Durch ständiges Wieder-
holen wird eine solche Behauptung allerdings nicht 
richtiger, meine Damen und Herren. 

Wir müssen doch einmal daran erinnern: Noch vor 
zwei Jahren war man in der Wirtschaftsministerkonfe-
renz der Auffassung — alle Bundesländer waren sich 
darin einig — , daß Kohlepolitik nur dann erwartet 
werden könne, wenn auch andere Energienutzungen 
einschließlich der Kernenergie mitgetragen würden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der saarländische Wirtschaftsminister, der es ja ei-
gentlich wissen müßte, hat sogar vorgerechnet, daß 
Strom aus heimischer Kohle billiger sei als Kernener-
giestrom. Jeder Fachmann sagt, daß das Blödsinn ist. 
Wenn das nämlich so wäre, bräuchte die Kohle ja 
überhaupt keine Subventionen. 

Derselbe Wirtschaftsminister stellt sich an dieses 
Pult — das war am 1. April; man beachte das Da-
tum — und formuliert für sich einen neuen Konsens, 
der da lautet: Kohle und Ausstieg aus der Kernener-
gie. Wer diese Linie nicht mitträgt, muß sich den Vor-
wurf gefallen lassen, er kündige den nationalen Kon-
sens. So einfach ist das. Nur, hier muß wiederholt wer-
den: Das Instrumentarium zur Stützung der Kohle 
— Hüttenvertrag, Kohlereserve, Jahrhundertver-
trag — ist in einer breiten energiepolitischen Gemein-
samkeitsanstrengung aufgebaut worden. Davon kann 
aber heute leider nicht mehr die Rede sein. 

Die Regierung des Kohlelandes Saarland mit 24 000 
direkt von der Steinkohle abhängigen Arbeitnehmern 
ist doch — so sollte man meinen — auf diesen Konsens 
mehr als andere Regionen angewiesen. Und was tut 
sie? Sie übernimmt eine Vorreiterrolle bei der Zerstö-
rung durch einseitige Aufkündigung und Ausstiegs-
szenarien. Ja, diese Landesregierung hat sogar die 
Dreistigkeit, auf der gestern in Saarbrücken eröff-

neten Technologiemesse einen Stand zu betreiben, 
der gegen die Energiepolitik der Bundesregierung 
hetzt, meine Damen und Herren. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Nur, nach Ablauf dieser Woche sehen sich diese 
energiepolitischen Scharfmacher immer mehr von 
den Realitäten an die Wand gedrückt. Immer mehr 
werden sie mit der Erkenntnis konfrontiert, daß das 
Saarland keine autonomen energiepolitischen Ziele 
verfolgen kann, sondern sich im Interesse der Zu-
kunftssicherung — auch und vor allem des Saarberg-
baus — in einen gesamtstaatlichen energiepolitischen 
Rahmen fügen muß. Statt dessen isoliert sie sich je-
doch. 

Lafontaine stellte sich vorgestern in den Landtag 
und sagte, die Saarbergwerke könnten jährlich 
10 Millionen t fördern. — Selbstverständlich, das ist 
technisch möglich. Die Landesregierung habe Vor-
schläge gemacht, wie das zu bewerkstelligen sei. Das 
können wir auch. Nur, er sagt nicht, an wen diese 
Kohle letztlich verkauft werden soll und wer das alles 
bezahlen soll. Er sagt kein Wort über die Tatsache, 
daß im deutschen Steinkohlebergbau ein Anpas-
sungsbedarf besteht, der auch von der IG Bergbau 
anerkannt wird. Wir warten ja immer noch auf einen 
Redner von der IG Bergbau; er soll hier einmal vortra-
gen, welche Vorstellungen sie hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der GRÜNEN) 

Das Verhandlungssignal der IG Bergbau ist doch 
als Chance zu verstehen, in einer breiten Gemeinsam-
keit auch über das Jahr 1995 hinaus rechtliche Rah-
men festzulegen, die die Zukunft der deutschen Kohle 
langfristig sichern. 

Wenn sich die saarländische Regierung hier nicht 
bewegt — so hört man es aus Gewerkschaftskreisen in 
diesen Tagen —, dann kommt der große Knall. Meine 
Damen und Herren, man gewinnt zunehmend den 
Eindruck: Letztlich geht es gar nicht mehr um die 
Sache. Hauptsache, diese Herren setzen ihre Ideolo-
gie durch. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Natürlich wissen wir auch, daß eine Anpassung für 
das Saarland im Vergleich zu den übrigen Kohlerevie-
ren wirtschaftspolitisch relativ belastender ist, ausge-
hend von der Tatsache, daß 18 %aller in der Industrie 
Beschäftigten dieses Bundeslandes im Steinkohle-
bergbau arbeiten. Um so mehr müßte die Landesre-
gierung doch den Konsens mit der Bundesregierung 
suchen und finden, da doch jetzt ein regelrechter 
Kraftakt notwendig wäre, jetzt etwas für die Schaf-
fung von Ersatzarbeitsplätzen zu tun. 

Lassen Sie mich zum Schluß — auch im Namen mei-
ner übrigen drei CDU-Bundestagskollegen in der 
Fraktion, die aus dem Saarland kommen — sagen: 
Wir tragen Unbequemes und Notwendiges mit. Wir 
erwarten aber andererseits von der Bundesregierung 
auch, daß sie alles tut, um die Gestaltung einer lang-
fristigen, vernünftigen, stetigen Kohlepolitik durch 
die öffentliche Hand zu ermöglichen. Wir wollen kein 
auf ein einzelnes Unternehmen bezogenes Konzept, 
sondern wir wollen schon ein Konzept für den gesam- 
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ten Wirtschaftsraum, für den gesamten Wirtschaftsbe-
reich. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Kernkraft abschaf

-

fen!) 

Ich glaube, die Zeiten der Glaubenskriege sind zu 
Ende. Wir müssen jetzt wirklich an die Arbeit ge-
hen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung, Dr. Blüm. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Frau Präsident! Meine Damen und Herren! 
Kohle und Stahl sind in Bedrängnis. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

— Ich weiß nicht, was es darüber zu lachen gibt. Daß 
Sozialdemokraten über die Feststellung einer Notsi-
tuation lachen, zeigt die ganze Erbärmlichkeit der 
Diskussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Aber die Ursachen sind unterschiedlich. Deshalb 
kann die Lösung auch nicht die gleiche sein. Aber 
eines haben sie gemeinsam, wenn die Lösung erfolg-
reich sein soll: daß wir es nur gemeinsam und nicht 
gegeneinander schaffen, daß Konsens und Koopera-
tion das Lösungsmuster bilden, so wie wir es bei Stahl 
geschaffen haben. 

(Stratmann [GRÜNE]: Was haben Sie denn 
da geschaffen außer Arbeitsplatzvernich

-

tung?) 

— Wir haben es geschafft, daß der notwendige struk-
turelle Anpassungsprozeß ohne Massenentlassungen 
stattfindet. Das, finde ich, ist ein großer Erfolg zugun-
sten der Stahlkocher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In diese Kooperation müssen die Länder eingebun-
den bleiben, auch die revierfernen Länder, an die ich 
mich hier wende. Solidarität ist keine Einbahnstraße. 
Wir fordern die Solidarität auch der revierfernen Län-
der. Aber Sie, Herr Jochimsen, haben diesem Konsens 
heute keinen guten Dienst geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ihr Beitrag erinnert mich an das Strickmuster Ihrer 
Landesregierung, die auf Kohle- und Stahlängste der 
Arbeitnehmer kein anderes Rezept hatte — jetzt zi-
tiere ich aus dem Papier der Staatskanzlei — , „als die 
Proteste nach Bonn zu lenken" . Das ist Ihr einziges 
Rezept. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie erbärmlich muß eine Landesregierung sein, die 
Politik mit den Ängsten der Kolleginnen und Kollegen 
macht, der zur Lösung von Problemen nichts anderes 
einfällt, als „Proteste nach Bonn zu lenken". 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui!) 

Arme sozialdemokratische Partei, kann ich dazu nur 
sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht darum, den Menschen zu helfen. 

(Zuruf von der SPD: Als wenn das bei uns 
anders wäre! So ein Quatsch!) 

Es geht nicht um kleinliche parteipolitische Vorteile, 
es geht nicht darum, wohin der Protest gelenkt wird, 
es geht darum, wo die Lösung gefunden wird. Das ist 
unsere Sorge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kohle hat es schwer, aber wir brauchen sie. Wir 
brauchen sie auch wegen unserer Energiesicherheit. 
Die weltweiten Vorräte an Öl und Erdgas betragen ein 
Fünftel der Vorräte, aber im Verbrauch dominieren 
Gas und Öl. Andererseits: Die Kohle verfügt über vier 
Fünftel in den Vorräten an Energie, im Verbrauch 
allerdings nur ein Drittel. Das zeigt das ganze Un-
gleichgewicht. Wir haben 24 Milliarden t Steinkohle 
unter unserer Erde, und es wäre kurzsichtig, sie ab-
saufen zu lassen. Deshalb muß man eine Energiepoli-
tik mit langem Atem und nicht von der Hand in den 
Mund treiben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie zustimmen, ist es doch gut. Das ist ein 
Sicherheitssockel für Generationen, und Energiepoli-
tik muß man für Generationen und nicht aus dem 
Augenblick heraus betreiben. Deshalb braucht die 
Marktwirtschaft, die ihre Stärke in der Ermittlung des 
Bedarfes für den Augenblick hat, eine Korrektur über 
den Tag hinaus. Das verstehen wir unter Sozialer 
Marktwirtschaft. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Kernkraftwerke ab

-

schalten!) 

Ich sagte, Kohle braucht die Hilfe. Die deutsche Kohle 
ist nicht von sich aus wettbewerbsfähig — das unter-
scheidet sie vom Stahl — , sie braucht Unterstützung. 
Die Unterstützung wird allerdings nur im Verbund mit 
der Kernenergie gelingen. Sonst wird die Kohleener-
gie zu teuer, sonst vernichtet sie Arbeitsplätze, und 
das kann doch wohl nicht der Sinn sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stratmann [GRÜNE]: Wie teuer ist denn Ihr 

Brüter?) 

Deshalb bedanke ich mich bei der IG Bergbau für die-
sen Weitblick. Es wäre nicht Sinn der Solidarität, 
wenn durch hohe Energiepreise Arbeitsplätze in an-
deren Branchen vernichtet würden. Das wäre ein 
Energiesparprogramm durch Arbeitsplatzvernich-
tung, und das kann wohl nicht unser Programm 
sein. 

Erst vor wenigen Tagen haben die IG Metall und 
die IG Chemie für die Aluminiumwirtschaft Stromver-
träge gefordert, die international vergleichbar sind. 
International wird Strom mit Kernenergie hergestellt. 
Deshalb gibt es keine international vergleichbaren 
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Strompreise ohne Kernenergie. Das ist die Wahrheit, 
und der Wahrheit muß man sich stellen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Der Schnelle Brüter! 
Herr Blüm, erklären Sie das doch mal im ein

-

zelnen!) 

Die SPD war lange Zeit auf dem gleichen Pfad. Die-
ser Zickzackkurs ist das einzig Zackige an der SPD. 
Soll ich das mal vorlesen? Johannes Rau 1986 — nicht 
Jahrhunderte zurück — : „Die gegenwärtig betriebe-
nen Kernkraftwerke auf Uranbasis werden politisch 
nicht in Frage gestellt." Das war vor einem Jahr. Ein 
Jahr später: „Unser Nein zur weiteren Nutzung der 
Atomkraft gilt ohne Unterschied für alle Reaktorty-
pen, auch für den THTR." Also für alle. Meine Damen 
und Herren, was ist das für eine Politik? Man reist im 
Ausland herum, bietet deutsche Kerntechnologie an, 
und zu Hause legt man sie still. Das kommt mir so vor 
wie ein Schuhverkäufer, der barfuß durch die Gegend 
läuft. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, natürlich gibt es im Wär-
memarkt Verluste. Die kann man auch nicht politi-
sche wegreden, die gibt es. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was ist denn mit dem Fern
-

wärmeprogramm? — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Es gibt Verluste im Stahlmarkt, die man auch nicht 
politisch beseitigen kann. Wir wollen die Verstro-
mungsmenge auf Dauer halten, nicht nur heute und 
morgen. Da verstehe ich die IG Bergbau, die eine 
langfristige Perspektive braucht, nicht nur eine Per-
spektive für das nächste und das übernächste Jahr. 
Deshalb können alle Anpassungsprozesse nicht von 
heute 

(Dr. Hauff [SPD]: Eben! Richtig! Fernwär

-

meprogramm! Sehr wahr! Zickzackkurs der 
Bundesregierung!) 

— seien Sie doch nicht so aufgeregt! —

(Dr. Hauff [SPD]: Ich bin nicht aufgeregt! Wo 
ist das Fernwärmeprogramm?) 

auf morgen geschehen. Wir brauchen Zeit für die An-
passung. Nicht Strukturbruch kann das Rezept sein, 
sondern es muß ein Strukturwandel sein, der sozial 
gebändigt ist. 

(Dr. Hauff [SPD]: Warum lassen Sie das Fern

-

wärmeprogramm auslaufen? — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, durch Schreien werden 
die Argumente doch nicht besser. Lautstärke ist nicht 
Argumentationsstärke. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist eine ganz konkrete 
Frage! Sie kneifen!) 

Erstens brauchen wir Ersatzarbeitsplätze. Wer al-
lerdings Ersatzarbeitsplätze sagt, der schafft sie nicht 
von heute auf morgen. Auch all Ihre Papiere schaffen 
sie nicht, denn dazu braucht man Zeit. Deshalb brau-
chen wir Zeit für den Anpassungsprozeß. 

(Dr. Hauff [SPD]: Wir brauchen das Fernwär

-

meprogramm!) 

Ich war gestern abend in Aachen. In dieser Region 
gibt es, wenn der EBV zumachen muß, keine Ersatz-
arbeitsplätze. Deshalb braucht man dafür Zeit und 
kann die Bergleute nicht ins Bergfreie fallen lassen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie schon mit dem Finger zeigen, lenken Sie ihn 
auf Ihre eigene Person. Fangen Sie doch einmal bei 
sich selber an. 

(Dr. Vogel [SPD]: Worauf zeigen Sie denn! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich zeige im Moment auf die Bergleute und sage: 
Denen muß geholfen werden; das ist mein Zeichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zweitens. Es muß geprüft werden, wo übernommen 
werden kann. Da hat die IG Bergbau auch in der Ver-
gangenheit große Solidarleistungen vollbracht. Es ist 
doch nicht selbstverständlich, daß, wenn ein Berg-
mann auf eine andere Zeche verlegt wird, alles sozial 
befriedet geschieht. Deshalb möchte ich von dieser 
Stelle der IG Bergbau meine hohe Anerkennung sa-
gen, deshalb darf sie nicht im Regen stehenbleiben, 
und deshalb bedarf sie unserer Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch daß die IG Bergbau am Verbund mit der Kern-
energie festgehalten hat, halte ich für Weitsicht und 
Verantwortung. Sozialverträglich: Mein Ziel wird es 
sein — das ist für mich in allen Lösungsversuchen die 
unveränderliche Konstante — : Kein Bergmann darf 
ins Bergfreie fallen. Das ist die unveränderliche Kon-
stante. Alles — da bin ich völlig undogmatisch — muß 
auf dieses Ziel hin gerichtet werden. 

Sagen Sie nicht, wir hätten nichts geleistet. Wir ha-
ben den Hüttenvertrag verlängert, in der EG die Fort-
führung der nationalen Kohlepolitik durchgesetzt und 
den Kohlepfennig erhöht. Martin Bangemann hat es 
in diesem Jahr nicht leicht gehabt, den Kohlepfennig 
auf die erforderliche Höhe zu bringen. Auch das muß 
anerkannt werden. Ich bin dafür, daß wir hier eine 
ehrliche Diskussion führen und nicht eine Diskussion, 
in der der Schwarze Peter zugeschoben wird. Das hilft 
den Bergleuten überhaupt nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Hauff [SPD]: Kredite habt ihr gemacht!) 

Ich schließe mit dem, womit ich begonnen habe. Wir 
brauchen Konsens, Kooperation mit allen Ländern 
— Herr Jochimsen, Sie sind eingeladen, außer Vor-
würfen auch noch ein paar Beiträge dazu zu lie-
fern — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und die Rückkehr zu einer vernünftigen Energiemi-
schung zu vollziehen. Der Ausstieg aus der Kernener-
gie ist der Abschuß der Kohle. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Der Ausstieg aus der Kernenergie ist der Verrat an 
den Bergleuten; das halte ich einmal fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Nein! — Kleinert 
[Marburg] [GRÜNE]: Das kann doch gar 

nicht wahr sein!) 
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Wir brauchen Kooperation mit den Gewerkschaften, 
mit den Unternehmen. Die Bundesregierung jeden-
falls reicht ihre Hand zu dieser Kooperation. Wir ha-
ben das bei Stahl geschafft, mit gutem Willen können 
wir es auch bei Kohle schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Frau Präsidentin! Ich möchte mich 
als erstes mit dieser schönen Polemik von Herrn Blüm 
auseinandersetzen, Kernenergie würde den Abschuß 
der Kohle bedeuten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da hat er doch 
recht!) 

Das ist ein schlichter Versuch, die Geschichte zu klit-
tern; denn es gab tatsächlich einen Konsens zwischen 
CDU und SPD, der in diese Situation geführt hat, in 
der Sie jetzt sind. Wir haben Überkapazitäten an ver-
schiedenen Energieanlagen. Dieser Konsens, in dem 
Sie auf Zuwachsraten in der Energiepoli tik gesetzt 
haben, hat Sie dahin geführt, daß Sie heute zu viele 
Kernkraftwerke haben und daß Sie infolgedessen 
eine Vielzahl von stillgelegten Kohle- und Ölkraft-
werken haben. Das ist die Situation. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Als zweites: Sie haben vorhin argumentiert, Herr 
Blüm, daß die Kernenergie billig sei. Das ist schlicht-
weg im internationalen Vergleich falsch. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sehen Sie einmal in die „Wirtschaftswoche" vom 
21. August. Ich empfehle Ihnen die Statistik auf 
Seite 78. Betrachten Sie einmal das Land Dänemark. 
Wenn man den Index zu Hilfe nimmt, hat die Bundes-
republik in der Statistik das Niveau 100 und Däne-
mark hat das Niveau 79. Ein Stichwort dabei: Däne-
mark lebt ohne Kernenergie, Dänemark setzt seit 
zehn, zwölf Jahren auf Energiespartechnologien, Dä-
nemark setzt auf regenera tive Energien und so wei-
ter. 

So sind SPD und CDU seit zehn, 15 Jahren nicht 
verfahren. Vor diesem Hintergrund ist es kein Wun-
der, daß sie heute mit der Infrastruktur, die sie gebaut 
haben, in der Klemme sitzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie Sie verfahren, entscheiden Sie einseitig zugun-
sten der Kernenergie und zu Lasten der Kumpel. Das 
ist das Problem. Die Redezeit ist zu Ende; es tut mir 
leid. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Er war so brav, daß ich 
es gar nicht zu sagen brauchte. Danke schön. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das Wort hat der Abgeordnete Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zunächst einmal zu Ihrer 
Aussage, Herr Sellin, die Kernkraft sei insgesamt teu-
rer als die Kohle. Ich habe Sie doch richtig verstanden? 
Wenn dem so ist, dann frage ich mich, warum wir uns  

überhaupt über das Problem des Kohlepfennigs un-
terhalten. Dann hätten beispielsweise wir in Bayern 
keine Schwierigkeiten mit dieser Problematik. Wir 
haben die von Ihnen für teuer gehaltene Kernenergie, 
und wir kommen damit eigentlich bestens zurecht. 

Was uns mehr belastet, ist der Strompreis, der auch 
dadurch entsteht, daß wir einen Beitrag für die Kohle 
leisten müssen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Was sind denn die 
WAA-Kosten?) 

— Diese Sorgen sollten Sie sich gar nicht machen, 
Herr Stratmann. Die Stromunternehmen in Bayern 
werden sehr wohl wissen, warum sie heute noch so 
billig sein können, wie sie es sind. Daß sie es auch auf 
Dauer sein werden, davon sind wir überzeugt. Offen-
bar sind Sie es auch, sonst würden Sie es dem Strom-
verbraucher in Bayern nicht zumuten, einen Zuschlag 
auf den Preis zu zahlen, der dadurch entsteht, daß wir 
Kernkraft als Stromquelle einsetzen. 

Ich darf für die CSU trotzdem sagen: Wir stehen zur 
deutschen Steinkohle, aber wir stehen nicht nur auf 
einem Bein. Wir wollen nicht nur die Kohle als Basis, 
sondern wir wollen in Zukunft auch die Kernenergie 
nutzen, und zwar deshalb, um die Sicherheit der deut-
schen Energiepolitik im nationalen und internationa-
len Rahmen insgesamt zu sichern. Wir brauchen, den-
ken wir, beides: Wir brauchen die deutsche Stein-
kohle als unsere wichtigste heimische Energiequelle, 
und wir brauchen die Kernenergienutzung als um-
weltpolitisch und wirtschaftspolitisch vorteilhafte 
Energietechnologie. 

Um im Bild zu bleiben: Das Standbein Steinkohle 
leidet an Blutarmut. Wir pumpen ungeheure Subven-
tionen in diesen Bereich: 1987 ca. 9 Milliarden DM, 
fast doppelt soviel wie 1985. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Im Gegensatz zur 
Atomenergie?) 

Hinzu kommen jährlich nochmals 8 Milliarden DM 
Zuschüsse zur knappschaftlichen Rentenversiche-
rung und Zuschüsse aus den Länderhaushalten. 

(Urbaniak [SPD]: Was hat das denn damit zu 
tun, Herr Kraus?) 

— Das hat natürlich etwas damit zu tun, weil es mit 
Kosten und mit Belastungen zu tun hat. Man darf sich 
nicht hier hinstellen und sagen: Man kann die Kohle-
vorrangpolitik nicht zum Nulltarif haben. Deshalb 
nenne ich diese Zahlen, weil hier eine Verdummung 
der Leute stattfindet. Diese Riesensummen, die heute 
bereits durch den Steuerzahler und über den Kohle-
pfennig geleistet werden, muß man kennen. Es geht 
nicht an, daß man hier sagt: Die Kohlevorrangpolitik 
geht nicht zum Nulltarif. Wenn das ein Nulltarif ist, 
dann frage ich Sie: Was soll denn noch aufgewendet 
werden? 

Wir kommen hier in Größenordnungen, die allmäh-
lich durchaus mit den Summen vergleichbar sind, die 
wir insgesamt etwa für die Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit oder ähnlich großer Probleme ausgeben. 

Wir von der CSU sind der Meinung: Steinkohle 
— ja, aber in einem vernünftigen Rahmen und so, daß 
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es für alle einigermaßen vertretbar bleibt und bleiben 
kann. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Kernkraft weg!) 

Wir in den revierfernen Ländern mußten über Jahr-
zehnte hinweg wesentlich höhere Strompreise bezah-
len als die Stromverbraucher im Revier. Wir haben 
über die Kohleverstromung das Wirtschaftswachstum 
und den Wohlstand der Kohleländer mitfinanziert. Die 
revierfernen Länder tragen die Last der Investitionen, 
die notwendig waren, um durch den Einsatz der Kern-
energie den Strompreis insgesamt zu senken. Die re-
vierfernen Länder haben trotzdem zur Sicherung der 
deutschen Steinkohle im Jahrhundertvertrag hohe 
Verpflichtungen für die weitere Verstromung deut-
scher Steinkohle übernommen und über den Kohle-
pfennig Milliardenbeträge in die Revierländer fließen 
lassen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Lesen Sie eigentlich 
nur den „Bayernkurier" oder auch einmal 
eine Energiewirtschaftszeitung? — Frau Un

-

ruh [GRÜNE]: Genauso verbohrt wie Ge

-

werkschafter!) 

— Dadurch, daß Sie das ständig bezweifeln, wird es ja 
nicht wahrer. Es ist nun einmal so, daß die revierfer-
nen Länder natürlich den Hauptanteil an den Bela-
stungen durch den Kohlepfennig tragen. 

(Sellin [GRÜNE]: Aber nur, weil Sie die In

-

frastruktur so gebaut haben, deshalb haben 
Sie die Probleme!) 

Die Tatsache, daß wir in der Lage sind, das zu bezah-
len, beruht darauf, daß wir seinerzeit die richtigen 
Entscheidungen getroffen haben; Entscheidungen, 
die letztlich auch der Steinkohle helfen. 

Wir sind also der Auffassung, daß die Politik, die wir 
Ihnen vorschlagen, sinnvoll ist: ein vernünftiges Ne-
beneinander, ein Konsens zwischen Steinkohle und 
Kernenergie. Damit erreichen wir beides: Wir können 
die Probleme sozial abfedern, wir können volkswirt-
schaftlich die Situation vertreten, und wir glauben, 
damit auch unseren Beitrag zur Sicherung der heimi-
schen Energie leisten zu können. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Jahrtausende strah

-

lenden Müll zu hinterlassen! Schämen Sie 
sich!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Menzel. 

Menzel (SPD): Frau Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Lammert, zunächst ein 
Wort  zu Ihnen, der Sie ja angaben, über die Be-
schlüsse des SPD -Parteitages von Bochum Bescheid 
zu wissen: Lassen Sie sich sagen, daß die Resolution, 
die dort  zur Energiepolitik verabschiedet wurde in 
den wesentlichen Teilen mit einer Resolution überein-
stimmt, die im Rat meiner Heimatstadt Gelsenkirchen 
mit den Stimmen der CDU angenommen wurde. So 
sieht es an der Basis aus. 

(Beifall bei der SPD — Stratmann [GRÜNE]: 
Deswegen wird es doch nicht besser!) 

Heute morgen um 6 Uhr standen die Förderräder an 
der Ruhr still, und Hunderttausende von Menschen, 
nicht nur Bergleute, in den Bergbaurevieren haben in 
den letzten Wochen für den Erhalt der Arbeitsplätze 
im Bergbau und für eine Energiepolitik, bei der Kohle 
als eine sichere Energiequelle eine bedeutende Rolle 
behält, demonstriert. 

Die Menschen wissen: Wenn der Bergbau stirbt, 
dann stirbt ihre Stadt. Sie wissen: Wenn die Schacht-
anlagen sterben, dann werden nicht nur im Bergbau 
Arbeitsplätze vernichtet. 

(Stratmann [GRÜNE]: Warum stimmen Sie 
denn dann den Zechenschließungen zu?) 

Sie wissen, daß dann mindestens jeder vie rte Arbeit-
nehmer in den Bergbaugemeinden arbeitslos sein 
wird. Sie wissen auch, daß dann jeder zweite männli-
che Jugendliche vergebens einen Ausbildungsplatz 
suchen wird. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Sie wissen, daß, wenn einmal eine Zeche abgesoffen 
ist, die Energiequelle Kohle, die einzige, die wir in 
bedeutendem Umfang besitzen, vernichtet ist. Sie 
wissen auch, meine Damen und Herren, weil sie alles 
noch in guter Erinnerung haben, welche Folgen die 
Abhängigkeit von Importenergien für uns alle hat. 
Das ist die Situation. 

Die Menschen sind besorgt, weil Absatzverluste bei 
Stahl und die momentane Ölschwemme die Halden 
wachsen lassen. Aber das ist nicht neu. Eine solche 
Situation haben wir in den letzten 30 Jahren schon 
mehrmals gehabt. Neu an dieser Situation ist, daß die 
Bundesregierung die Sorgen der Menschen durch 
ihre Ankündigung, Kohlevorrangpolitik nicht mehr 
so weiterzumachen und weiterzubetreiben, wie sie 
bisher von allen Parteien verstanden wurde, noch ver-
schärft. 

(Beifall bei der SPD) 

Neu ist, daß der Bundeswirtschaftsminister mit allen 
Mitteln versucht, Förderkapazitäten in der Größen-
ordnung von ca. 20 Millionen Tonnen ohne Rücksicht 
auf die Folgen für die Menschen in den Regionen still-
zulegen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bisher haben die politisch Verantwortlichen, mögen 
sie Schiller oder Lambsdorff heißen, in schwierigen 
Situationen alle Betroffenen — das sind die Kohlelän-
der; das ist der Verband der Bergbauunternehmen, 
und das ist die IG Bergbau und Energie — an einen 
Tisch geholt und um bestmögliche Lösungen gerun-
gen. Nur auf diesem Wege war es möglich, Lösungen 
zu finden, die den Steinkohlebergbau als bedeutend-
ste heimische Energiequelle der Volkswirtschaft er-
hielt, Lösungen zu finden, die die Verarmung der Re-
gion verhinderten, und Lösungen zu finden, die die 
notwendigen sozialen Anpassungen sozial verträglich 
machten. 

Genau diesen Weg ist der Bundeswirtschaftsmini-
ster nicht mehr bereit zu gehen. Er hat die Kohlerunde 
nicht zusammengeholt. Er versucht, durch eine Sala-
mitaktik sein Ziel, ca. 20 Millionen Tonnen Steinkohle 
zu vernichten, ohne Rücksicht auf die Folgen für Be-
troffene zu erreichen. Er versucht es damit zu begrün- 
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den, daß die heimische Kohle für die Volkswirtschaft 
zu teuer sei. Richtig ist: Der Kohlepfennig mußte an-
gehoben werden, um die heimische Kohle in den 
Kraftwerken wirtschaftlich einsetzen zu können. Aber 
das ist der Vertragsfall; das ist der Fall, für den das 
Instrumentarium Ausgleichsabgabe geschaffen 
wurde. 

Wenn Sie heute behaupten, Herr Minister, der Preis 
könne der Volkswirtschaft nicht mehr zugemutet wer-
den, dann lassen Sie sich sagen, daß im Jahre 1979 der 
Ausgleichsfonds fast genauso hoch war wie 1986, 
nämlich 6,7 Milliarden DM, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: Hört! 
Hört! Eine andere Regierung!) 

und daß wir damals noch 40 Milliarden DM zusätzlich 
für die Ölkosten entrichten mußten, die wir heute 
nicht mehr zu entrichten brauchen. 

(Kraus [CDU/CSU]: Gott sei Dank, daß es so 
ist!) 

Kohlevorrangpolitik ist also keine Frage des Kön-
nens; Kohlevorrangpolitik ist eine Frage des Wollens, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht bei den anstehenden Entscheidungen nicht 
darum, ob eine Zeche geschlossen wird. Es geht 
darum, ob der heimische Steinkohlebergbau in einem 
Umfang erhalten bleibt, der ihn in die Lage versetzt, 
einen bedeutenden Teil unserer Energieversorgung 
zu sichern. Wer nicht bereit ist, jetzt die richtigen Ent-
scheidungen zu treffen, verabschiedet sich aus der 
Energiepolitik. 

Herr Minister, wir fordern Sie auf, sich von Ihrer 
unheilvollen Politik abzukehren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir fordern Sie auf, unverzüglich die Kohlerunde ein-
zuberufen. Wir fordern Sie auf, zu einer Energiepolitik 
zurückzukehren, die der Kohle einen bedeutenden 
Anteil an der Energieversorgung unseres Landes si-
chert. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es ist mir zunächst einmal zwi-
schenzeitlich ein aufrichtiges Bedürfnis, der SPD-
Fraktion dafür zu danken, daß sie diese Aktuelle 
Stunde beantragt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD] :  Ach!)  

Die Aktuelle Stunde hat nämlich dazu geführt, daß in 
hervorragender Weise noch einmal deutlich gemacht 
werden konnte, wer den hier jetzt mehrfach beschwo-
renen notwendigen Konsens in der Kohlevorrangpo-
litik wirklich aufgekündigt hat. 

Herr Kollege Menzel, das ist natürlich richtig: Den 
Vorrang der Kohle muß man wollen. Aber im Sinne 
der Beschlüsse Ihrer Gewerkschaft, im Sinne dessen, 
was die Kollegen Meyer und Niggemeier in den letz-

ten Tagen vielfach erklärt haben, ist dafür der Ver-
bund von Kohle und Kernenergie 

(Zuruf von den GRÜNEN: Falsch!) 

zwingend erforderlich. Wenn Sie dem eine Absage 
erteilen, dann ist das die Absage an die Kohlevorrang

-

politik. Das stellen wir mit Bedauern fest. 

(Dr. Vogel [SPD]: Oje, oje!) 

— Herr Kollege Vogel, wenn Sie das bestreiten, 

(Dr. Vogel [SPD]: In der Tat!) 

dann darf ich Ihnen auch hier noch einmal entgegen-
halten, was Ihnen Ihr Fraktionskollege Niggemeier 
schon öffentlich entgegengehalten hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Zu liebenswürdig!) 

Ihre These, Kernenergie verdränge Kohle, ist nämlich 
nicht richtig. Jetzt zitiere ich Herrn Niggemeier wört-
lich: 

Im Gegenteil, im Jahre 1976 haben wir bei einem 
Kernenergieanteil an der Stromversorgung von 
13 % rund 28 Millionen t deutsche Kohle ver-
stromt, im Jahre 1986 waren es bei einem Kern-
energieanteil von 29 % rund 41,7 Millionen t 
Kohle. Diese Zahlen beweisen nachdrücklich die 
Notwendigkeit eines Konsenses von Kohle und 
Kernenergie. 

Der Kollege Niggemeier hat recht, meine Damen und 
Herren. 

(Dr. Vogel [SPD]: Im Jahre 1992 mit Hilfe von 
Bangemann 33 Millionen!) 

Wie sehr Sie bereit sind, auch die langfristige Zu-
kunft der Steinkohle aufs Spiel zu setzen, hat hier 
heute noch einmal Herr Jochimsen demonstriert . Hier 
Jochimsen, Sie haben auf Ihrem Parteitag ja auch aus-
drücklich Beschlüsse zur Hochtemperaturreaktorli-
nie und zum Reaktor in Hamm-Uentrop gefaßt. Es ist 
noch nicht sehr lange her, da haben Sie — Mai 1986 — 
der  Öffentlichkeit erklärt, daß gerade dieser Hoch-
temperaturreaktor — und das stimmt heute noch — in 
der Tat zwingend erforderlich sei, um eine wichtige 
langfristige Zukunft der Steinkohle zu gewährleisten, 
nämlich die Kohleveredelung, die Kohlevergasung. 
Nach den heutigen Erkenntnissen brauchen wir nu-
kleare Prozeßwärme von weit über 900° aus einer sol-
chen Hochtemperaturreaktorlinie. 

(Stratmann [GRÜNE]: Wofür?) 

Jetzt sagen Sie plötzlich auch zu diesem Reaktor nein. 
Damit sagen Sie nein zu diesem Stück langfristiger 
Zukunft der Steinkohle, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Mai 1986, veröffentlicht nach Tschernobyl, ha-
ben Sie noch gesagt — ich zitiere wörtlich — , 

daß auch bei diesem Reaktorprototyp die Belange 
der Sicherheit vorbildlich berücksichtigt wur-
den. 

Sie haben ausgeführt, das Verständnis für die Hoch-
temperaturtechnik müsse verbreitert und ihre natio-
nale und internationale Markteinführung gefördert 
werden. Heute sagen Sie, wir müßten den Export die- 
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ser Kernkraftanlagen verbieten. Das beschließen Sie 
auf Ihrem Parteitag. 

(Stratmann [GRÜNE]: Aber doch nicht 
Jochimsen! Der ist doch ganz anderer Mei

-

nung!) 

Damit machen Sie eine Absage an Zukunftstechnolo-
gie. Selbst der Westdeutsche Rundfunk hat deshalb 
Ihre Beschlüsse zu Kohle und Kernenergie als einen 
Ausstieg aus der Zukunft bezeichnet. 

Herr Jochimsen, Sie haben sich auf Parteitags-
beschlüsse Ihrer Partei 1984 berufen. Wenn Sie mit 
den Parteitagsbeschlüssen von Bochum genauso ver-
fahren wie mit denen von 1984, indem Sie zwei Jahre 
später sagen, Sie wollten das zur Kohleveredelung, 
Sie wollten das exportieren, dann hätten wir ja noch 
ein Stückchen Hoffnung. Aber diese Hoffnung hat 
diese Aktuelle Stunde auch zerschlagen. Insbeson-
dere der Beitrag des Kollegen Menzel hat doch deut-
lich gemacht, daß der Wunsch der IG Bergbau, des 
Kollegen Meyer, die Kohlefraktion müsse erneuert 
werden, leider von Ihnen eine Absage erfahren hat. 
Herr Meyer, ich fand sehr beachtlich, daß Sie aus-
drücklich erklärt haben, daß die Kohleerklärung der 
nordrhein-westfälischen Landesgruppe der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion viele posi tive Ansätze ent-
halte. 

Sie bietet 

— so sagen Sie wörtlich — 

eine gute Chance, die Kohlefraktion wiederzube-
leben. 

Ich wünschte mir, daß dies auf dieser Basis in der Tat 
möglich wäre. Sie machen in Ihren weiteren Erklärun-
gen deutlich, daß dazu der Verbund von Kohle und 
Kernenergie gehört. Deshalb könnte ich nur wün-
schen, daß es doch noch eine Chance in Ihrer Partei 
und Ihrer Fraktion gebe, auf dieser Basis eine gemein-
same Kohlefraktion wiederherzustellen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die Bevölkerung 
macht nicht mehr mit! Die verlieren doch 

Millionen Wählerstimmen!) 

Sorgen Sie deshalb dafür, daß Ihre Absagen, die Sie 
diesen Überlegungen erteilen, wieder aufgehoben 
werden. 

Ich habe mit Interesse gelesen, daß Sie auch noch 
Ihre Vertreter in den Aufsichtsratsgremien der Ener-
gieversorgungsunternehmen ersetzen, abberufen 
wollen, oder sie sollen zurücktreten, die Ihrer Energie-
politik nicht folgen. Ich bin sehr gespannt darauf, 
wenn Sie die Samtlebes und andere abberufen wol-
len; denn wenn Sie tatsächlich ernst meinen, was Sie 
in Ihren Parteitagsbeschlüssen dazu sagen, muß das ja 
wohl bedeuten, daß Sie z. B. über die VEW das Ende 
der Kernkraftwerke in Nordrhein-Westfalen einleiten 
wollen. Ich bin sehr gespannt, wie das im Konsens mit 
der IG Bergbau gelingen solle. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Roth. 

Roth (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Blüm! Ich wollte mich an Sie wenden. 

Ich hätte vom Spitzenkandidaten der CDU in Nord-
rhein-Westfalen erwartet, daß er ein Wort zur Absen-
kung des Kohlepfennigs um nahezu 100 % sagt. Das 
ist der Schlag gegen die Kohle, der diese Woche ge-
führt worden ist. Dagegen haben Sie nichts gesagt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Frage ist jetzt: Ist das Konzept, das Herr Ban-
gemann am Montag und Dienstag vorgetragen und 
am Mittwoch bei der Wirtschaftsministerkonferenz 
vorgelegt hat, ein Konzept der Bundesregierung, hin-
ter dem Sie stehen? Das ist doch die zentrale Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer diese Frage nicht beantwortet, oder sie durch 
Nichtstun faktisch beantwortet, verläßt meines Erach

-

tens die Kohlefraktion und ist Teilnehmer am Kampf 
gegen die deutsche Steinkohle. Das ist die Wahr-
heit. 

(Beifall bei der SPD) 

Das wissen die demonstrierenden Bergleute von 
heute ganz genau, meine Damen und Herren. 

Sie haben sich dabei an dem Legendenspiel gegen 
die Kohle beteiligt. Legende eins: Wer gegen Kern-
energie sei oder für den schrittweisen Ausstieg, der sei 
auch gegen die Kohle. Das ist schlicht nicht wahr. Wer 
ist denn gegen den Kohlepfennig in der jetzigen Si-
tuation, sind es die süddeutschen, auf Kernenergie 
orientieren Kraftwerke oder sind es VEW und RWE, 
die vor allem Kohle verstromen? 

(Stratmann [GRÜNE]: Was ist mit dem Kern

-

kraftwerk Lingen II?) 

Wahrheit ist: Die, die für Kernenergie sind, sind auch 
gegen die Kohle in diesen Tagen, gerade die süddeut-
schen Kraftwerke. 

(Stratmann [GRÜNE]: Herr Roth, reden Sie 
doch einmal über Lingen!) 

Legende zwei: Mischkalkulation. Sie wissen doch 
ganz genau — jedenfalls Sie, Herr Blüm, sollten es 
wissen — , daß die Braunkohle in der Bundesrepublik 
Deutschland der billigste Energieträger ist. Sie er-
möglicht eine vernünftige Mischkalkulation und nicht 
der Kernstrom, vor allem nicht aus neuen Kernkraft

-

werken. 
(Beifall bei der SPD) 

Oder Legende drei: Wir hätten natürliche Überka-
pazitäten in der Kohle. Nein, wir haben politische 
Überkapazitäten, 

(Sellin [GRÜNE]: Die haben Sie mitgeschaf

-

fen!) 

z. B. politisch verursacht durch die Beendigung der 
Wärmepolitik der Bundesregierung: Die Fernwär-
meprogramme sind ausgelaufen; z. B. verursacht 
durch Ihre jetzige Entscheidung zum Kohlepfennig 
und durch Ihre politische Entscheidung zum Kohleex-
port. Das ist ja nicht natürlich entstanden, sondern das 
ist eine Entscheidung der Bundesregierung, die Koh-
leexportsubventionen auslaufen zu lassen. Und Sie, 
Herr Blüm, stimmen im Kabinett zu. Ist das wahr, oder 
ist das nicht wahr? 
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Oder eine weitere Legende: Das seien Erhaltungs-
subventionen. Das ist keine Erhaltungssubvention, 
sondern wir haben uns gemeinsam entschlossen, die 
deutsche Steinkohle für Notzeiten und Krisensituatio-
nen als nationale Reserve zu halten. Das ist keine Sub-
ventions-, sondern Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie den Begriff Subvention nehmen, dann müß-
ten Sie logischerweise auch zur Bundeswehr sagen: 
Die Bundeswehr wird subventioniert. Das Argument 
ist in sich unlogisch. 

(Stratmann [GRÜNE]: Und warum dann ex

-

portieren?) 

Ich hätte von Ihnen, Herr Blüm, heute erwartet, daß 
Sie klar sagen: Ich bin für die Erhaltung des Kohle-
pfennigs in Höhe von 7,5 %; das ist mein Ziel als Spit-
zenkandidat. Das ist nicht geschehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hätte von Ihnen neue Anstrengungen für den Wär-
memarkt, ein neues Nah- und Fernwärmeprogramm 
erwartet. Das wäre konkret gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hätte von Ihnen erste Konturen eines Programms 
für Ersatzarbeitsplätze erwartet. Das ist nicht gesche-
hen. Wir haben nichts dazu gehört. Heute lesen wir in 
der Presse, daß im Rahmen der Subventionsstrei-
chung die Regionalpolitik des Bundes abgebaut wer-
den soll. Das ist Ihre konkrete Politik: Sprüche im 
Ruhrgebiet und nichts durchsetzen im eigenen Kabi-
nett, Herr Blüm. Das ist unser Urteil. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Stratmann 
[GRÜNE]: Die Zeit der Sprüche ist vorbei, 
Herr Blüm! — Zuruf von der SPD: Immer 
wenn es konkret wird, sieht Herr Blüm 

schlecht aus!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
zunächst dem Dank des Kollegen Göhner an die SPD 
für die Abhaltung dieser Aktuellen Stunde anschlie-
ßen. Noch deutlicher konnte das nicht werden. Hier 
wurden mit hohlem Pathos Solidaritätsadressen an die 
streikenden Bergleute vorgetragen, aber deren Spre-
cher haben in dieser Debatte Redeverbot. Noch deut-
licher konnte man es nicht machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch deutlicher war nicht zu machen, wie die Posi-
tion der Bergleute in der SPD beurteilt wird. 

(Zuruf von der SPD: Unverschämtheit!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will 
zum Schluß dieser Debatte noch einmal für die CDU/ 
CSU zusammenfassen: Zur Kohlevorrangpolitik gibt 
es für uns auf Sicht überhaupt keine Alternative. Das 
sage ich auch als Vertreter eines revierfernen Landes. 
Egal, was Sie uns sonst unterstellen, aber daß wir 
bereit sein könnten, der einzigen nennenswerten na-
tionalen Energiereserve das Wasser abzugraben, ist  

genauso absurd, wie wenn ein Reiter das Pferd unter 
sich erschießen wollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist völlig absurd, und deshalb ist das überhaupt 
nicht unser Thema. Und weil wir für Kohle und Koh-
levorrang eintreten, treten wir auch für den Jahrhun-
dertvertrag ein. Niemand von uns hat ihn in Frage 
gestellt. Natürlich, dramatisch veränderte Bedingun-
gen erfordern neue Überlegungen. Wer das tut, ge-
fährdet den Vertrag doch nicht, sondern der versucht, 
ihn auf eine sichere und dauerhafte Grundlage zu 
stellen. 

Nein, das Problem liegt in einem ganz anderen Be-
reich, und das hat diese Debatte sehr deutlich ge-
macht. Diese ganzen abstrusen Behauptungen hier 
will ich nur noch einmal an zwei Zahlen festmachen: 
Die deutsche Kraftwerkskohle kostet zur Zeit pro 
Tonne 260 DM. Die Importkohle — um das einmal 
in Vergleich zu setzen, und das ist das, Herr Sellin, 
worauf sich die Dänen im wesentlichen stützen — ko-
stet 90 DM pro Tonne, also ein Drittel. Unsere Wett-
bewerber haben also hier einen Wettbewerbsvorteil, 
weil sie nicht auf teure deutsche Steinkohle zurück-
greifen. Bei allem Wohlwollen gegenüber der deut-
schen Kohle muß man doch deutlich aussprechen, daß 
die Kohleverstromung angesichts dieser Preise für Im-
portkohle, für Öl und andere Energieträger ein schwe-
res Kostenhandicap für den deutschen Verbraucher 
ist. 

Kohlevorrangpolitik — auch das muß in einer sol-
chen Debatte klar sein — geht zu Lasten der deut-
schen Stromverbraucher in p rivaten Haushalten und 
in der Industrie. Hohe Stromerzeugungskosten bela-
sten den Industriestandort Bundesrepublik in beson-
derer Weise, und für ein exportorientiertes Land wie 
die Bundesrepublik Deutschland ist das kein leichtes 
Problem. Ihr Beispiel, Herr Roth, mit der Braunkohle 
ist nun wirklich etwas merkwürdig, denn wenn Sie die 
Subventionen, die in diesen Bereich gehen, mit einbe-
ziehen, dann stellt sich die Preisrelation ganz anders 
dar. Diese auf der einen Seite hohen Energiepreise 
sind nur deshalb erträglich, weil in einer Mischkalku-
lation teure Kohleenergie mit billigerer Kernenergie 
zusammengefaßt wird, so daß sie unter dem Strich zu 
einem halbwegs erträglichen Preis angeboten werden 
kann. 

(Hinsken [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das Schlimme ist, daß die Sozialdemokraten diesem 
Standbein der deutschen Steinkohle die Grundlage 
entziehen, daß sie diesen Stützbalken von einem Par-
teitag zum anderen immer mehr wegschlagen. Ohne 
bezahlbaren Strom — die Voraussetzung dafür ist, 
daß wir in dieser Mischkalkulation den Strom bezahl-
bar machen — droht auch, aber nicht nur, im deut-
schen Bergbau ein weiterer Verlust von Arbeitsplät-
zen. Die Ursache für diese Entwicklung liegt darin 
— das wurde mehrfach gesagt — , daß der Konsens in 
der Energieversorgung leichtfertig zerschlagen wor-
den ist, nicht von uns, sondern von den Sozialdemo-
kraten. Die ganzen Bekundungen, auch von Herrn 
Minister Jochimsen, daß der Konsens nötig ist, sind so 
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lange nichts we rt , so lange Sie zu diesem Konsens 
nicht zurückkehren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Einige von Ihnen haben das sehr deutlich beg riffen. 
Sie sind ja hier schon zitiert worden. Deshalb kann 
man Sie nur auffordern: Folgen Sie diesen Realisten in 
Ihren Reihen, folgen Sie auch diesen Vertretern des 
deutschen Bergbaus! Folgen Sie nicht den linksgrü-
nen Träumern, die zur Zeit bei Ihnen auf Parteitagen 
ja leider den Ton angeben! Kehren Sie zurück! Hören 
Sie auf, hier große Reden zu halten! Leisten Sie viel-
mehr einen konkreten Beitrag, um dem deutschen 
Steinkohlenbergbau zu helfen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Damit ist die Aktuelle 
Stunde beendet. 

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung: 

Beratung der Großen Anfrage des Abgeordne-
ten Wetzel und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Zivile und militärische Ziele bundesdeutscher 
Weltraumpolitik 
— Drucksachen 11/515 (neu), 11/797 — 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Fraktio-
nen der SPD und DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 
11/918 und 11/919 vor. 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. —
Das Haus ist damit einverstanden. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Wetzel. 

(Unruhe) 

— Die noch Anwesenden mögen sich bitte auf ihre 
Plätze setzen. — Ich bitte, Platz zu nehmen. 

Bitte, Herr Wetzel. 

Wetzel (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mit einer Vorbemerkung be-
ginnen. Es gehört zu den traurigsten Erfahrungen 
meiner kurzen Amtszeit als Abgeordneter, fast hilflos 
mit ansehen zu müssen, wie zukunftsbestimmende 
und enorm kostenaufwendige Entscheidungen der 
Bundesregierung am Parlament vorbei getroffen wer-
den. Fragen Sie sich bitte selbst: Wann hatte dieses 
Parlament in dieser Legislaturperiode überhaupt die 
Gelegenheit, sich einmal sorgfältig von der Bundesre-
gierung über Ihre Raumfahrtkonzeption informieren 
zu lassen? Wann wurden diesem Parlament von der 
Bundesregierung je Alternativen zu dieser Konzep-
tion vorgelegt? Wann wurden diesem Parlament je die 
ins Haus stehenden Kosten für dieses Raumfahrtpro-
gramm erläutert und abstimmungsfähig gemacht? 

Statt dessen werden wir unter Zugzwang gesetzt. 
Am 21. Oktober 1987 — so hören wir — wird das Bun-
deskabinett eine abschließende Entscheidung über 
den Einstieg in das Raumfahrtprogramm der ESA tref-
fen. 

(Vosen [SPD]: Das glaube ich nicht!) 

Rein finanziell würde dieser Einstieg nach den regie-
rungsoffiziellen Aussagen bedeuten, daß die künfti-
gen Bundeshaushalte mit wenigstens 30 Milliarden 
DM 

(Roth [SPD]: Ich glaube es nicht!) 

— auf den Punkt, daß Sie das nicht glauben, komme 
ich später noch zu sprechen —

(Roth [SPD]: Nein, Sie irren sich!) 

belastet würden. „Wenigstens" sage ich deswegen, 
weil sie natürlich schließlich auch vom Kalkar- oder 
Wackersdorfsyndrom ergriffen werden; denn derar-
tige Kostenvoreinschätzungen bei Großtechnologien 
sind in der Regel Jahr für Jahr weiter nach oben zu 
revidieren. Im Zweifelsfall werden wir es bis zum Jahr 
2000 mit Kosten in der Gegend von 50 bis 60 Milliar-
den DM zu tun haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wahnsinn! — Vosen 
[SPD]: Lire oder D-Mark?) 

— Ihre Zwischenrufe sind hier so wie im Ausschuß, 
Herr Vosen. 

(Vosen [SPD]: Qualifiziert!) 

Daß wir heute in diesem Parlament überhaupt über 
dieses Thema reden können, verdankt sich der Tatsa-
che, daß wir GRÜNEN versucht haben, die Notbremse 
zu ziehen, und zu Beginn der Sommerpause eine 
Große Anfrage zur Raumfahrtkonzeption der Bun-
desregierung eingebracht haben. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Wenn wir nicht wä

-

ren!) 

Die Antwort auf diese Große Anfrage — wenn ich 
einmal das Gesamtresümee nach sorgfältiger Durch

-

arbeit ziehe — läuft auf die Erklärung eines Verzichts 
der Bundesregierung auf Forschungs- und Technolo-
giepolitik im Bereich der Raumfahrt hinaus. Der In-
formationswert der Antworten geht gegen Null. Es 
steht nichts Neues zu all den Fragen darin, die wir 
gestellt haben, nachdem sie im Forschungs- und 
Technologieausschuß schon einmal gestellt worden 
waren und seitens der Regierung höchst unbefriedi-
gend beantwortet wurden. 

Resümee: Nach wie vor gibt es kein schlüssiges 
Gesamtkonzept zur Raumfahrt. Ein Konzept hieße 
nach unserem Verständnis, 

(Vosen [SPD]: Null!) 

daß Planungen und forschungspolitische Strategien 
mit ausreichendem zeitlichen Verlauf unter breiter 
Beteiligung der Öffentlichkeit verhandelt werden, 
daß solide Kostenschätzungen von wirklich unabhän-
gigen Experten eingeholt werden und daß eine Tech-
nikfolgenabschätzung durchgeführt würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt dessen wiederholen die Antworten der Bun-
desregierung nur die altbekannen Glaubenssätze zur 
Raumfahrt. Ich will die drei zentralen Glaubenssätze 
herausgreifen. Erstens wird behauptet, daß ein for-
schungspolitischer und technologiepolitischer Nutzen 
eintritt. Sie alle wissen, daß im Hause Riesenhuber 
einschließlich des Herrn Ministers seit geraumer Zeit 
tiefe Zweifel — gelinde ausgedrückt — am for-
schungs- und technologiepolitischen Nutzen des 
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ESA-Programms bestehen. Dem Minister ist vorzu-
werfen, daß er die Ausarbeitung der Programme den 
potentiellen Betreibern überlassen hat, also vor allem 
MBB, Dornier und der DFVLR. Diese haben in den 
letzten Jahren eine Stimmung und Handlungszwänge 
geschaffen, so daß der Minister mitspielen mußte. 
Nicht das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie betreibt Weltraumpolitik, sondern die 
Weltraumlobby über das BMFT. Zu deutsch: Der 
Schwanz wackelt mit dem Hund. 

Die wachsende Priorität der Weltraumforschung 
muß dazu führen, daß viele andere Bereiche der 
Grundlagenforschung, insbesondere die unverzicht-
bare Forschung im Bereich der Zukunftssicherung, 
systematisch zurückgedrängt und vernachlässigt wer-
den. Zudem ist der Nutzen der Weltraumforschung in 
Kreisen der Wissenschaft äußerst umstritten. US-ame-
rikanische und bundesdeutsche Wissenschaftler sind 
sich in einer breiten Allianz einig, daß weder die Prio-
ritätenverschiebung zugunsten der Weltraumfor-
schung noch die Erwartungen an die neuartigen Vor-
haben etwa im Bereich der Materialforschung oder 
der Kristallzüchtung gerechtfertigt sind. Wissen-
schaftler aus deutschen Großforschungseinrichtun-
gen, z. B. Krupp-Isy, haben immer wieder darauf hin-
gewiesen, daß in diesen Feldern neue Erkenntnisse 
nicht zu erwarten sind. 

Auch die berühmten Spin-off-Effekte, die technolo-
giepolitische Auswirkungen in Richtung auf die 
Schaffung neuer nützlicher Gebrauchswerte für den 
zivilen Konsum, sind höchst umstritten. Wir wissen 
inzwischen, daß wir keine Programme von der Größe 
des Programms „Man on the moon" brauchen, um in 
den Genuß neuer Beschichtungen für Bratpfannen zu 
kommen. Wir wissen aus US-amerikanischen Unter-
suchungen, daß die zivilen Möglichkeiten der Nut-
zung von Abfallprodukten der Raumfahrt auf der Di-
rettissima, sprich: mit gezieltem forschungspoliti-
schen Einsatz sehr viel billiger zu erzeugen sind, als 
wenn man erst Systeme in das Weltall schickt und 
dann darauf wartet, was davon für die zivile Nutzung 
wieder auf die Erde herunterfällt. 

Auch die wirtschaftspolitischen Aspekte, die von 
den Anhängern der Raumfahrtpolitik gern als eine 
Pseudobegründung in den Vordergrund geschoben 
werden, sind unzutreffend. Daß die wirtschaftliche 
Leistungskraft und ein weiteres Wirtschaftswachstum 
vom Einstieg in die Raumfahrt abhängen, wird inzwi-
schen sogar vom Deutschen Indust rie- und Handels-
tag bestritten. 

Auch das arbeitsmarktpolitische Argument ist nicht 
stichhaltig. Wenn sich — das ist eine der Antworten 
der Bundesregierung auf unsere Große Anfrage — die 
Zahl der Beschäftigten von 1973 bis zum Jahre 1986 
bei einem Einsatz von 13 Milliarden DM gerade ein-
mal von 2 700 auf 5 700 erhöht hat, dann kann man, 
wenn man die verausgabten Mittel zur Zahl der zu-
sätzlichen Arbeitsplätze in Relation setzt, Kosten pro 
Arbeitsplatz von 3 Millionen DM errechnen. Meine 
Damen und Herren, dieses Geld kann unter arbeits-
marktpolitischen Gesichtspunkten sinnvoller ausge-
geben werden. Wir haben es von der Größenordnung 
her gerade einmal mit der halben Zahl der Beschäftig-
ten einer Zeche zu tun. Dafür pro Platz 3 Millionen 

DM auszugeben bedarf einer besonderen Begrün-
dung, die Sie völlig schuldig geblieben sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist jetzt die Frage zu stellen, warum Sie trotz 
wohlbegründeter Einwände den Einstieg in dieses 
Raumfahrtprogramm vornehmen wollen. — Ich sehe, 
es ist nur noch eine Minute Zeit. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Das 
ist viel zuviel für Sie!) 

— Das ist eine sehr unfreundliche Bemerkung. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das war nicht so ge

-

meint! — Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/ 
CSU]: Ich habe Sie angelacht dabei!) 

Ich muß mich jetzt kurz entschließen, was ich Ihnen 
in dieser kurzen Zeit noch sagen möchte. 

Ich möchte Sie bitten, daß Sie unserem Entschlie-
ßungsantrag zustimmen. In diesem Entschließungs-
antrag formulieren wir sechs Punkte. Ich will sie kurz 
rekapitulieren. 

Erstens. Wir möchten Sie bitten, die Bundesregie-
rung mit uns zusammen aufzufordern, einen soforti-
gen und definitiven Verzicht auf das Hermes-Pro-
gramm, die Ariane-V-Rakete und die Beteiligung am 
US-amerikanischen Columbus-Projekt zu erklären. 

Zweitens. Wir möchten Sie bitten, die vorgesehenen 
Mittel umzuwidmen, und zwar zugunsten von Titeln 
zur Erforschung und Erhaltung der Umwelt und der 
Gesundheit, zur Technikfolgenbewertung, zur Frie-
dens- und Konfliktforschung, zur Aufklärung über die 
sozialen und ökologischen Folgen der technischen 
Entwicklung. 

Wir möchten Sie drittens bitten, die Mittel für eine 
Ariane-IV-Rakete davon auszunehmen, unter der 
Maßgabe, daß die beteiligten Industrieunternehmen 
ihr finanzielles Engagement erheblich verstärken und 
daß durch internationale Verträge sichergestellt wird, 
daß alle Länder, insbesondere die Länder der Dritten 
Welt, Zugang zu den Nutzungspotentialen erhalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir möchten Sie viertens darum bitten, endlich ein 
schlüssiges Konzept für eine zukünftige Weltraumpo-
litik vorzulegen einschließlich seriöser Kostenab-
schätzungen durch unabhängige Experten. 

Wir möchten Sie fünftens bitten, eine Technikfol-
genabschätzung und Bewertung dieses Projekts in öf-
fentlicher Debatte vornehmen zu lassen. 

Sechstens möchten wir Sie bitten, alle Anstrengun-
gen zur Vereinbarung internationaler Vertragswerke 
über ein Verbot der militärischen Nutzung des Welt-
raums zu unternehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich sehe, meine Redezeit 
ist abgelaufen. Ich komme zum Schlußsatz. 

Wir fordern Sie auf: Bitte werden Sie Ihren Pflichten 
als Bürgervertretung gerecht! Machen Sie Gebrauch 
von Ihren parlamentarischen Befugnissen! Hindern 
Sie die Bundesregierung daran, nun auch im Weltall 
neue Subventionsruinen und neue außenpolitische 
Risiken zu errichten! 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Rüttgers. 

Dr. Rüttgers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich finde es wich-
tig, daß der Deutsche Bundestag im Vorfeld weitrei-
chender Entscheidungen in der Raumfahrtpolitik Ge-
legenheit hat, seine Haltung gegenüber der Bundes-
regierung, aber auch gegenüber unseren Partnern in 
Europa und Übersee klarzustellen. Ich muß allerdings 
sagen: Als ich die Große Anfrage das erste Mal las, 
Herr Kollege Wetzel, war ich etwas enttäuscht. Denn 
man spürt aus den Fragen, daß es gar nicht um Sach-
aufklärung geht, sondern daß diese Fragen Ausdruck 
einer vorgefertigten Meinung sind. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Die Fragen oder 
die Antworten?) 

Ihnen geht es mit dieser Großen Anfrage nur darum 
— das haben Sie durch Ihre Rede eben bestätigt —, 
ein Horrorgemälde von der Militarisierung des Welt-
raums zu zeichnen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das hat er 
nun wirklich nicht getan! Das ist eine so 

sachliche Rede gewesen!) 

Was Sie suchen, ist ein Popanz, auf den Sie dann ein-
schlagen können. Was mich aber besonders er-
schreckt, ist die Ideenlosigkeit, mit der Sie das ma-
chen. Es scheint immer dasselbe Bild durch: Jede 
Technik ist des Teufels, und hinter jedem Satelliten 
sitzt ein Militarist. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: So ein Un

-

sinn! Sie waren eben überhaupt nicht da!  — 
Wetzel  [GRÜNE]: Ich glaube, Sie haben ei

-

nen anderen Beitrag von mir erwartet, und 
auf den beziehen Sie sich!) 

Ich hätte gedacht, daß Sie versuchen, uns in dieser 
Sache mit Sachargumenten weiterzuhelfen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Machen Sie 
einmal die Ohren auf!) 

Als Sie sich mit dem europäischen Beitrag zur ame-
rikanischen Raumstation Columbus befaßt haben, ha-
ben Sie gesagt: Hier wird militärisch geforscht. Das ist 
sehr schwierig. Aber ich frage Sie: Wo war Ihr Protest, 
als im Frühjahr westeuropäische Elemente und Instru-
mente in Quantenmodul an die sowjetische Raumsta-
tion Mir angedockt worden sind? Damals haben Sie 
geschwiegen. Das zeigt, daß es Ihnen nicht um eine 
ausgewogene Beurteilung der Raumfahrtaktivitäten 
geht. 

Sie wissen genau wie wir, daß in der ESA-Konven-
tion klar drinsteht, daß im Weltraum nur mit friedli-
chen Mitteln geforscht werden, daß Weltraumfor-
schung nur zu friedlichen Zwecken erfolgen darf. 
Dabei bleibt es. Ich glaube, das sollten wir hier in die-
ser Diskussion nicht in Zweifel ziehen lassen. 

Die CDU/CSU-Fraktion sagt ja zur Erforschung des 
Weltraums, weil wir davon überzeugt sind, daß diese 
Technologie für die Gestaltung unserer Zukunft not-
wendig ist. Es gibt einen forschungspolitischen, einen  

wirtschaftspolitischen und einen außenpolitischen 
Sinn, den wir mit unserer Konzeption für unser Land 
nutzbar machen wollen. 

Niemand kann bestreiten, daß die Raumfahrt in den 
vergangenen Jahren für unser Wissen um das Univer-
sum, für unser Wissen um die Erde und für unser Wis-
sen um das Sonnensystem revolutionäre Folgen ge-
habt hat. In der Astronomie und in der Astrophysik 
werden neue Horizonte erschlossen, vor allem wenn 
im kommenden Jahr das neue Weltraumteleskop ge-
startet wird. Auch in anderen Bereichen hat die Raum-
fahrt längst ihren Nutzen erwiesen. Die Satelliten ha-
ben eine weltweite Kommunikation ermöglicht. Jeder 
kennt die Direktübertragungen aus allen Teilen der 
Welt und verbindet das schon fast gar nicht mehr mit 
der Raumfahrt. 

Die Deutsche Bundespost nimmt allein 1,5 Milliar-
den DM an Gebühren im Jahr durch Kommunikation 
via Satellit ein. Diese Zahl ist wichtig, wenn man über 
die Finanzierung von Weltraumaktivitäten redet. Sa-
telliten haben uns aber auch eine neue Sicht des Pla-
neten eröffnet. Bei der Wettervorhersage, bei der Um-
weltbeobachtung, bei der Navigation, bis hin zur Rü-
stungskontrolle und damit der Friedenssicherung 
greifen wir auf Informationen aus dem All zurück. 

(Wetzel [GRÜNE]: Dafür reicht A riane IV!) 

Bei den Transportsystemen für Satelliten und 
Raumsonden ist der Sprung zur kommerziellen Nut-
zung bereits gelungen. Hier hat Europa mit der Ariane 
eine hervorragende Wettbewerbsposition. Ariane-
space macht 1 Milliarde DM Umsatz im Jahr, und das 
sind 200 Millionen DM Aufträge an die deutsche In-
dustrie ohne einen Pfennig Steuergeld. 

Wir bejahen auch den Einstieg in die bemannte 
Raumfahrt, weil wir glauben, daß für die Forschung 
unter Schwerelosigkeit dieser Schritt notwendig ist. 
Wir wissen, daß man zu diesem neuen Zweig der For-
schung unter Schwerelosigkeit heute noch nicht in 
allen Teilbereichen sagen kann, welche Ergebnisse 
und welche industriellen Anwendungen dadurch er-
zielt werden. Wenn man großzügig rechnet, haben wir 
bisher 800 Stunden Experimente unter Schwerelosig-
keit im Weltraum durchgeführt. Das entspricht etwa 
vier Monaten Arbeitszeit eines einzelnen Wissen-
schaftlers in einem irdischen Labor. 

Das Interesse der Indust rie ist jedenfalls gestiegen. 
Daß man aber vor dem Hintergrund dieser Zahlen 
noch nicht von Ergebnissen sprechen kann, ist deut-
lich. 

(Catenhusen [SPD]: Von Null auf ein biß

-

chen!) 

Sie alle wissen, auch Sie, Herr Catenhusen, daß z. B. 
die private Firma Intospace in Hannover gute Erfolge 
vorweisen kann. Sie kennen auch das konkrete Bei-
spiel Osiris, in dem zwei deutsche Firmen mit der 
Hochschule Aachen an Superlegierungen aus dem 
Weltall für neuartige Turbinenschaufeln arbeiten. 

Niemand kann heute vorhersagen, in welchem Be-
reich sich Schwerelosigkeitsforschung bei neuen Pro-
dukten und Verfahrenstechniken niederschlagen 
wird, welche weiteren Erkenntnisse in der biologi-
schen, medizinischen oder pharmazeutischen For- 
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schung zu erwarten sind. Hier kann man keine Pro-
gnose aufstellen, aber das gilt auch für andere Ge-
biete der Grundlagenforschung. Niemand kann heute 
sagen, wie die Energieversorgung der Zukunft ausse-
hen wird, ob sie sich auf die Kernfusion oder auf den 
solaren Wasserstoff gründen wird. Dennoch forschen 
wir in beiden Bereichen und versuchen, beiden Berei-
chen eine Chance zu geben. 

Die wissenschaftliche Bedeutung der Weltraumfor-
schung ist ebenso wie ihre technologische Breiten-
wirkung unbestreitbar. Ohne die Raumfahrt hätte es 
die rasante Entwicklung der Mikroelektronik nicht 
gegeben. Das gleiche gilt etwa für viele Bereiche der 
Medizintechnik. 

Ich will nicht verkennen, daß die Entscheidung über 
das zukünftige ESA-Langfristprogramm nicht einfach 
ist. Der Grund liegt aber da rin, daß wir in den 70er 
Jahren unsere Hausaufgaben nicht gemacht haben; 
denn damals haben SPD-geführte Regierungen heim-
lich den Ausstieg aus der nationalen Raumfahrtpolitik 
vorgenommen. Das kommt uns heute teuer zu ste-
hen. 

Wir wollen eine eigenständige europäische Welt-
rauminfrastruktur. Was wir da machen, ist vergleich-
bar mit dem, was im vergangenen Jahrhundert ge-
schehen ist. Im vergangenen Jahrhundert haben die 
Menschen begonnen, unser Land von einem Agrar-
land in ein Industrieland umzuwandeln. Dazu haben 
sie Straßen und Schienen gebaut. Es war noch nicht 
bekannt, welche Güter über die Straßen und Schienen 
laufen würden, und dennoch war dies Voraussetzung 
für die Industrialisierung und die Schaffung von Ar-
beitsplätzen. Deshalb brauchen wir auch die be-
mannte Raumfahrt. Wir haben mit der erfolgreichen 
D-1-Mission unsere Kompetenz auf diesem Gebiet 
bereits unterstrichen. 

Es ist konsequent, diese Kompetenz mit einer Betei-
ligung am europäischen Raumstationsmodul Colum-
bus zu sichern und auszubauen. Wir wären töricht, 
wenn wir diese Chance nicht nutzten. Dazu gehört 
auch, daß wir versuchen, einen eigenständigen Zu-
gang zum Weltraum zu bekommen. Nur wenn wir die 
Shuttle-Technik beherrschen, wird es möglich sein, 
hier die angestrebte Autonomie zu realisieren. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Ich verkenne nicht, daß der Einstieg in die be-
mannte Raumfahrt viel Geld kostet. Aber wir wissen 
auch, daß die Aufwendungen, die zur Zeit zur Diskus-
sion stehen, wenn sie nach dem ESA-Plan so beschlos-
sen werden, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Beseitigen Sie doch 
erst mal die Armut in der Bundesrepublik!) 

eine Größenordnung von ca. 0,1 % unseres Bruttosozi-
alprodukts oder von gut 20 % des Forschungsetats 
ausmachen werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Himmelsstür

-

mer! ) 

Von einer Konzentration der Mittel auf die Raum-
fahrt, von einer Gefahr der Unausgewogenheit kann 
also keine Rede sein. Die Raumfahrt ist für uns keine 
Frage des Presitiges; aber wir verkennen auch nicht, 
daß mit der Raumfahrt Menschen, vor allen Dingen  

junge Menschen, die Möglichkeit haben, sich mit Eu-
ropa zu identifizieren. Europa besteht dann eben nicht 
nur aus Milchseen, Butterbergen und Stahlkrisen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Genau!) 

Europa steht dann auch für: Erfolge bei der friedlichen 
Erschließung des Weltraumes. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Friedlich!) 

Meine Damen und Herren, die Raumfahrt wird in 
Zukunft weit stärker als bisher die Vorstellungswelt 
des Menschen beeinflussen. Sie wird uns neue Fragen 
stellen; sie wird neue Lösungen erfordern. Ich meine, 
Europa tut gut daran, diese Herausforderung anzu-
nehmen. 

Der amerikanische Astronom Carl Sagan hat dies 
einmal so formuliert: 

Die Nationen, die Raumfahrt begonnen haben, 
haben das vor allem aus nationalistischen 
Gründen getan. Es ist eine kleine Ironie, daß je-
der Raumfahrer ein Stück transnationaler Per-
spektive von der Erde als einer Welt aus dem 
Weltraum mitbringt. 

Die CDU/CSU-Fraktion wird beide Entschließungs-
anträge — sowohl den der GRÜNEN als auch den der 
SPD — ablehnen, den Antrag der GRÜNEN deshalb, 
weil er, wie bereits ausgeführt, nur Ausdruck von vor-
gefertigten Meinungen ist; aus ihm läßt sich nicht 
erkennen, daß Sie sich mit diesen Fragen intensiv aus-
einandergesetzt haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE] : Genau umgekehrt ist 
es!) 

Letztlich kommen Sie in dem Antrag nur zu dem Er-
gebnis: Auch hier muß ein Ausstieg durchgeführt 
werden. 

Der Antrag der SPD scheint uns, lieber Herr Kollege 
Vosen, zu dünn zu sein, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Deswegen haben 
Sie gar keinen vorgelegt! — Zurufe von der 

SPD) 

einfach deshalb, weil es für uns selbstverständlich ist, 
daß wir uns weiter mit diesen Fragen der Raumfahrt 
auseinandersetzen. Wie Ihnen bekannt ist, werden 
wir das bereits in der nächsten Sitzung des For-
schungsausschusses tun. 

Von daher gesehen gibt es keinen Grund, hier sol-
che Forderungen aufzustellen. Ich habe manchmal 
die Vermutung, Herr Kollege Vosen, daß Sie mit dem 
Antrag nur das mangelnde Ergebnis Ihrer Anhörung 
oder Ihre internen Schwierigkeiten überdecken woll-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD: Stimmen Sie dem An

-

trag zu! — Lenzer [CDU/CSU]: Diese Anhö

-

rung muß eine sehr müde Veranstaltung ge

-

wesen sein! — Gegenruf des Abg. Roth 
[SPD]: Über „müde" würde ich bei dem Bei

-

fall nicht reden! — Gegenruf von der CDU/ 
CSU: Das ist ein qualitatives, kein quantitati

-

ves Problem!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Fischer (Homburg). 
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Fischer (Homburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich zu den Aus-
führungen von Herrn Wetzel eine Bemerkung ma-
chen. Herr Wetzel, Sie von den GRÜNEN haben einen 
Entschließungsantrag eingebracht, und wir von der 
SPD haben einen Entschließungsantrag einge-
bracht. 

(Zuruf von der SPD: Die CDU/CSU hat wie

-

der einmal nichts!) 

Ich bitte aber das Haus, dem Entschließungsantrag 
der SPD und nicht dem der GRÜNEN zuzustimmen. 

In Ihrem Antrag steht nämlich unter II. i : sofortiger 
und definitiver Verzicht bei A riane V. Unter II. 3 steht: 
Weiterentwicklung Ariane IV. Was ist denn 
Ariane V? Nichts anderes als eine Weiterentwicklung 
von Ariane IV. Deshalb bitte ich also, unseren Antrag 
zu unterstützten. 

(Wetzel [GRÜNE]: Das ist doch Unsinn! Das 
wissen Sie doch selber! Für Ariane V gibt es 

verschiedene Konzeptionsvarianten!) 

— Ich habe jetzt keine Lust, auf Ihre Zwischenrufe zu 
reagieren. Gucken Sie sich Ihren Entschließungsan-
trag an! Ariane V ist eine Weiterentwicklung von 
Ariane IV und nichts anderes. 

Die heute zur Diskussion vorgelegte Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der GRÜ-
NEN zur Weltraumpolitik zeigt überdeutlich — das 
hat sich auch bei den Auseinandersetzungen in der 
Auschußsitzung gezeigt — , daß diese Regierung kein 
schlüssiges Weltraumkonzept vorgelegt hat. Es ist zu 
fragen, ob sie überhaupt eines hat. Die vorliegenden 
Antworten auf die, ich glaube, 84 Fragen sind unge-
nau, vage und nichtssagend. Darin heißt es nämlich 
— ich zitiere einmal — : „Nach dem bisherigen Infor-
mationsstand nicht beantwortbar", „Bewertung noch 
verfrüht", „Entscheidung noch nicht getroffen" usw. 
Herr Minister Riesenhuber, wann endlich wollen Sie 
einmal entscheiden?, so fragen wir uns. 

(Vosen [SPD]: Er kann nicht! Er hat kein 
Geld!) 

Ihre gesamte Weltraumzauderpolitik ist geprägt von 
Entschlußlosigkeit, Entscheidungsarmut und Konzep-
tionslosigkeit. 

(Roth  [SPD]:  Hilflosigkeit!) 

Herr Lenzer, jetzt bringe ich ein Zitat: Entschluß-
freude und Entschiedenheit des Handels fehlen dem 
Minister; 

(Vosen [SPD]: Schlimm, schlimm!) 

so Ihr Weltraumexperte und ehemaliger Abteilungs-
leiter Wolfgang Finke; er ist ja dann auch gegangen 
worden. 

(Vosen [SPD]: Und jetzt macht der Minister 
das!) 

Herr Riesenhuber, Ihren blumigen Ankündigungen 
und großmundigen Versprechungen in Rom im Ja-
nuar 1985 ist bis auf den heutigen Tag nicht viel ge-
folgt. Nach fast zwei Jahren intensiver Diskussion 
über die Zukunft der Weltraumpolitik steht die Bun-
desregierung mit leeren Händen da, aber kosten soll 
dies Milliarden. Wie seriös ist eigentlich eine Politik, 
die sich großspurig mit der Steigerung der Ausgaben  

für Weltraumfahrt brüstet, der aber schon für 1988 
allein 115,9 Millionen DM fehlen? Der Fehlbetrag bis 
1991 — das haben wir auch in der Sitzung des For-
schungsausschusses angesprochen — beläuft sich auf 
eine Summe von über 750 Millionen DM. Es ist uns die 
Auskunft gegeben worden: Für 1988 ist mit der ESA 
verhandelt worden, aber für die nachfolgenden Jahre 
noch nicht. Das heißt, dieser Fehlbetrag in Höhe von 
750 Millionen DM, der sich von 1989 bis 1991 ergibt, 
ist noch nicht gedeckt. Keiner weiß, wie er gedeckt 
werden soll. 

(Vosen [SPD]: Es kreist der Pleitegeier!) 

Herr Riesenhuber, wir Sozialdemokraten fordern 
deshalb von Ihnen, daß Sie, bevor Sie endlich auf der 
ESA-Konferenz in Den Haag am 9. und 10. November 
Ihre Politik erklären, hier im Plenum eine Regierungs-
erklärung abgeben, in der Sie klar den Nutzen, die 
Kosten und die Finanzierung der zukünftigen Welt-
raumprojekte definieren. 

Ich möchte einige Worte zu den drei Großprojekten 
Columbus, Ariane V und Hermes sagen. Was ist mit 
Columbus, mit dem europäischen Modul an die ame-
rikanische Raumstation? Von einer Kostenexplosion 
bei Columbus zu sprechen ist sicherlich noch eine 
Untertreibung. Statt 26,3 Milliarden DM soll das Pro-
jekt, so wird gesagt, 54 Milliarden DM kosten. Wer 
garantiert denn eigentlich, daß diese ungeheuren Ko-
sten nicht noch weiter steigen? Das Interesse der Fran-
zosen an Columbus ist schon jetzt minimal, um nicht 
sagen gleich Null. Was passiert, wenn die Franzosen 
aussteigen? Wer übernimmt die Finanzierung der Dif-
ferenz? 

(Roth [SPD]: Seltene Einsicht!) 

Es ist im übrigen auch einmal zu klären, was die 
Amerikaner überhaupt unter einer fairen Partner-
schaft verstehen. Wer den Weinberger-Brief an seinen 
Ministerkollegen George Shultz gelesen hat, der muß 
erkennen, daß die USA weiterhin an der militärischen 
Option festhalten. Wir Sozialdemokraten haben in un-
serem Antrag aus der letzten Legislaturperiode 
—Drucksach 10/1900 — , der im übrigen von der Re-
gierungskoalition im Ausschuß abgelehnt worden ist 
— die GRÜNEN waren in honoriger Gesellschaft; sie 
haben sich der Stimme enthalten — , ganz klar und 
eindeutig eine ausschließlich friedliche Nutzung der 
Raumstation gefordert. Ähnliche Bestimmungen ent-
hält ja auch der ESA-Vertrag vom 27. Januar 1967. Es 
gibt mit Sicherheit auch noch Schwierigkeiten mit den 
anderen ESA-Partnerstaaten. Im übrigen sind ja auch 
neutrale Staaten wie Österreich, die Schweiz und 
Schweden Partner des ESA-Vertrages. Sie sollten 
nachher etwas dazu sagen, wie der Stand der Ver-
handlungen zwischen ESA und NASA ist. 

Es ist mir daher auch unverständlich, welche Vor-
stellungen der forschungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU, Herr Lenzer, von fairer Partnerschaft hat, 
wenn er auf einer Veranstaltung am 14. September 
1987 sagt — ich zitiere — : Wir sind im Columbus-
Wagen nur der Beifahrer, nicht der Fahrer. 

(Lenzer [CDU/CSU]: So ist es leider!) 

Um bei dem Bild des Wagens zu bleiben: Mir kommt 
es mehr wie eine Taxifahrt vor. Erst fordert der Taxi- 
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fahrer von seinem Fahrgast 25 DM, dann 50 DM, und 
anschließend fährt er, wohin er will. So sieht es zwi-
schen ESA und NASA aus. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Wann bist du das letzte 
Mal Taxi gefahren?) 

— Du fährst wahrscheinlich nicht Taxi, sondern du 
fährst mit dem Fahrdienst. 

Ein weiterer Knackpunkt bei Columbus ist sicher-
lich die Bestimmung über die Programme. Während 
nach Ansicht der USA die alleinige Entscheidung bei 
der NASA liegen soll, gibt es inzwischen eine breite 
Allianz zwischen ESA-Staaten, Japan und Kanada ge-
gen diese Vorschrift, nach der die NASA die Pro-
gramme selbst bestimmen will. Unsere Haltung ist 
hier auch ganz klar und unmißverständlich. Wir wol-
len keine Fremdbestimmung bezüglich der Pro-
grammdefinition durch die NASA. Auch bei dem 
Technologietransfer zwischen den USA und den ESA-
Staaten sollten wir uns keine Illusionen machen. Es 
handelt sich hierbei wie auch bei anderen Dingen um 
eine technologiepolitische Einbahnstraße. 

Zu Ariane V: Nach dem erfolgreichen Start der letz-
ten Ariane-Rakete soll nach dem derzeitigen Informa-
tionsstand Ariane V — auch zur Kostenminimierung 
für schwere Nutzlasten — gebaut werden. Wir Sozial-
demokraten unterstützen dies. Aber wenn Ariane-
space immer wieder verkünden läßt, daß sie, wenn 
man die Entwicklungskosten nicht mit einrechnet, 
schwarze Zahlen schreibt und daß über 46 Aufträge 
vorliegen, wird man sich wohl fragen dürfen: Warum 
bleibt der Rückfluß der staatlich geleisteten Entwick-
lungskosten aus, oder warum sollte sich Arianespace 
nicht finanziell an der Weiterentwicklung beteili-
gen? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Zu Hermes: Die Kostenexplosion innerhalb eines 
Jahres ist auch hier nahezu abenteuerlich. Das Ku-
riose dabei ist: Hermes wird immer kleiner und be-
scheidener. Macht ein solcher Mini-Shuttle überhaupt 
noch einen Sinn? Dient es wirklich der europäischen 
Autonomie, ein System zu entwickeln, das schon jetzt 
überholt ist? Ist dann, wenn Hermes nicht gebaut 
wird, die viel beschworene deutsch-französische 
Freundschaft in Gefahr? 

Warum wird nicht statt dessen die deutsche Idee 
„Sänger" mit wirklichem Engagement weiter ver-
folgt? Weil nach Jahren und nach Spacelab endlich 
mal wieder eine deutsche Idee in die ESA einzubrin-
gen wäre? Weil es bequemer ist, auf die Ideen anderer 
zu setzen? Ist es verwunderlich, daß es bei dieser 
Weltraumzauderpolitik der Bundesregierung oft zum 
Streit in der Frage der Systemführerschaft kommt und 
daß die Bundesrepublik dabei oft unterliegt? Ein Chef 
von MBB aus Bayern sagte klar und treffend — ich 
zitiere — : Die Deutschen dürfen in der Kooperation 
mit den Franzosen immer nur das Scheißhäusle 
bauen. 

(Roth [SPD]: Seltene Einsicht!) 

Wir brauchen endlich eine nationale Raumfahrt-
agentur; denn es ist eine wichtige Aufgabe, endlich 
die organisatorischen Voraussetzungen in der Bun-
desrepublik durch Zusammenfassung der bisher zer-

splitterten Aktivitäten — etwa 40 Institutionen sind 
davon betroffen — im Rahmen einer nationalen Agen-
tur so zu gestalten, daß unsere weltraumpolitischen 
Ziele unter Wahrung der nationalen Interessen im 
europäischen Rahmen besser als bisher verfolgt wer-
den können. 

Wie können Sie eigentlich, Herr Minister, bei Ihrer 
eigenen Konzeptionslosigkeit bzw. mangelndem 
Durchsetzungsvermögen im Kabinett den Wissen-
schaftlern fehlende Managementerfahrung vorwer-
fen? 

(Catenhusen [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir brauchen endlich ein vernünftiges, langfristig 
ausgerichtetes Raumfahrtkonzept. Von der Zukunfts-
gestaltung in diesem wichtigen Bereich können wir 
uns nicht wie diese Bundesregierung verabschie-
den. 

Zum Abschluß drei Forderungen: 

Erstens. Die Ergebnisse der Definitionsphase für 
Columbus und Hermes müssen schnellstmöglich auf 
den Tisch. Dann werden wir unsere Entscheidungen 
treffen. 

Zweitens. Wir sagen ja zur Weiterentwicklung der 
Ariane-Rakete unter den oben genannten Bedingun-
gen. 

Drittens. Wir erwarten, daß die deutsche Idee „Sän-
ger" , eine voll wiederverwendbare, horizontal star-
tende und landende Raumfähre, mit Engagement 
überprüft wird. 

Viertens ist unser Wunsch: Unterstützen Sie unse-
ren Entschließungsantrag! 

(Roth [SPD]: Eine Rede voller Einsichten!) 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Timm. 

Timm (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lieber Lothar Fischer, ich 
habe soeben den Eindruck gewonnen, daß du und 
deine Kolleginnen und Kollegen eigentlich viel inten-
siver daran interessiert sind, daß wir in der Raumfahrt-
politik weitermachen, und ich müßte dem Minister 
eigentlich empfehlen, daraus etwas zu machen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da wir in 
der Bundesrepublik und in der ESA nur zivile Raum-
fahrtpolitik betreiben, darf ich zuerst sagen, daß ich 
natürlich auch nur über diesen Bereich sprechen 
kann. 

Zum zweiten freue ich mich, feststellen zu dürfen, 
daß der Mensch aus der Raumfahrt — genauso wie auf 
der Erde aus der Arbeit — nach wie vor nicht wegzu-
diskutieren ist. Ich finde, das ist doch immerhin etwas 
Erfreuliches. Der Mensch wird überall gebraucht und 
ist nicht ersetzbar. Darüber hilft auch Besserwisserei 
oder, besser gesagt, die Vorwegnahme von Ergebnis-
sen und Zielen der Raumfahrtpolitik, die ein schlech-
ter Ratgeber ist, nicht hinweg. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum ei-
nen kann die bisherige Entwicklung in der unbe-
mannten Raumfahrt in der Bundesrepublik mit durch-
aus positiven Ergebnissen aufwarten. Ich meine, sie 
sind auch weitgehend unbest ritten. Ein zweites: Die 
industriellen und kommerziellen Ansätze aus dieser 
Raumfahrtpolitik sind durchaus positiv verlaufen. Sie 
sind zwar klein, aber sie sind vorhanden. Ich sage, daß 
die Kompetenzen möglicher industriell und kommer-
ziell nutzbarer Vorhaben in der bemannten Raum-
fahrt heute in Europa liegen und daß zu einem we-
sentlichen Teil die Bundesrepublik daran beteiligt ist. 
Das zeigt allein schon die Tatsache, daß die Vereinig-
ten Staaten sehr bemüht sind, ein eigenes solches 
Konzept aufzustellen. Dazu gibt es sehr ansprechende 
Ausarbeitungen der NASA. 

Wir befinden uns, wie gesagt, bereits mitten in der 
bemannten Raumfahrt und müssen deswegen nicht 
über den Einstieg sprechen. Es wurde zu Beginn die-
ser Runde eigentlich nur über den Ausstieg gespro-
chen. Ich meine, da wir mitten drin sind, sollten wir 
uns auch nur das vor Augen halten. Alle Kritiker stim-
men nämlich in einem Punkt überein: Ganz endgültig 
wollen sie auch nicht heraus. Da ist ja irgend etwas; 
man könnte dort eine Tür zuschlagen, die dann nicht 
wieder zu öffnen ist, und wer tut das schon gerne? 

Die Sorge um die Förderung anderer Technologie-
bereiche muß man sehr wohl auch unter dem Ge-
sichtspunkt abklopfen, was eigentlich am eigenen In-
teressen für andere Bereiche dahintersteht. 

(Catenhusen [SPD]: Die Weltraumindustrie 
müssen Sie auch noch fragen!) 

—Die Weltraumindustrie auch; ich komme darauf 
nachher zurück, denn es ist nicht nur die Weltraumin-
dustrie, es sind eben auch andere. Unter diesen Ge-
sichtspunkten muß man natürlich die zu Recht vorge-
tragene Sorge beurteilen. 

Es geht nach meiner Auffassung bei der zukünfti-
gen Raumfahrtpolitik also um das Wie und um das 
Wieviel. — Wenn wir uns darüber einig sind, ist das 
schon sehr erfreulich. — Es geht vor allen Dingen um 
das vernünftige Konzept. Um das finanzielle Konzept 
natürlich auch. Man muß in logischen Schritten vor-
gehen. Es ist richtig, daß Entscheidungsreife gegeben 
sein muß; dazu ist noch konzeptionelle Regierungs-
arbeit erforderlich. Ich glaube, auch das ist unbestrit-
ten, Herr Minister. 

(Catenhusen [SPD]: Nur ob es gemacht wor

-

den ist, das ist umstritten!) 

Die Regierung hat sich in ihrer Beantwortung der 
vielen Fragen durchaus Zurückhaltung auferlegt; 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Mit Recht!) 

es ist auch besser, daß man die Zurückhaltung dann 
anwendet, wenn sie tatsächlich angebracht ist. 

Die immer wieder in Frage stehenden Milliarden 
— es sind verschiedene Zahlen genannt worden, ich 
behalte die Zahl 30 Milliarden bis zum Jahr 2000 im 
Auge — kann man wirklich nicht der bemannten 
Raumfahrt anlasten. Es steckt ja sehr viel mehr da rin: 
Es sollen mit diesen Mitteln sowohl nationale als auch 
internationale bemannte wie auch unbemannte 
Raumfahrtprojekte, wozu auch die Einrichtungen auf 

der Erde gehören, sowie die Grundlagenforschung 
und die Technologieentwicklung, die zum Teil nicht 
nur der Raumfahrt dient, gefördert werden. Ich kann 
deshalb nicht erkennen, daß unsere Volkswirtschaft 
in ein gefährliches, weil vorgeblich einseitiges For-
schungsfahrwasser gerät. Ich meine, daß die von uns 
konzipierten Mittel eine solche Aussage nicht recht-
fertigen. 

(Catenhusen [SPD]: Das ist doch ein reines 
Staatsunternehmen!) 

—Das ist richtig. Ich bin am Anfang kurz darauf ein-
gegangen, daß im Augenblick noch sehr viel staatlich 
ist, aber die positiven Entwicklungen liegen eindeutig 
in Europa und in der Bundesrepublik, und die gilt es 
auszubauen. 

(Zuruf von der SPD: Welche sind denn 
das?) 

—Das sind die, die wir zum Beispiel mit der SL-D 1-
Mission begonnen haben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Behaup

-

tung!) 

— Ja, das ist eine Behauptung; ich kann darüber spre-
chen, weil ich das weiß. 

Wir sind als rohstoffarmes Land auf Wissensent-
wicklung angewiesen. Wenn wir uns jetzt auf einem 
ganz bestimmten Gebiet der Wissensentwicklung 
Selbstenthaltung auferlegen, führt das nicht dazu, Er-
leichterung auf anderen Gebieten zu schaffen, son-
dern zum Gegenteil. 

Wir halten die bemannte Raumfahrt und die Fort-
entwicklung der unbemannten Raumfahrt nicht auf. 
Die Frage ist eigentlich nur, ob wir in bezug auf eine 
solche Entwicklung einen einseitigen Verzicht üben 
sollten. Wer aber die zivile Entwicklung bei der zu-
künftigen Weltraumnutzung beeinflussen will, muß 
sich seine Kompetenz erhalten. Wer nicht kompetent 
ist, in einer Sache mitzureden, kann auch nicht dort 
gehört werden, wo er meint, er müsse gehört wer-
den. 

(Zuruf von der SPD: Können wir überall kom

-

petent sein?) 

— Wir sollten überall da kompetent sein, wo wir als 
Staat, der auf Wissensentwicklung angewiesen ist, ei-
nen Nutzen für unsere Bürger daraus ziehen wollen. 

Es ist doch unbestritten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, daß die Weiterentwicklung der un-
bemannten Raumfahrt im kommerziellen und auch im 
wissenschaftlichen Teil zu fördern ist. Ich jedenfalls 
meine, daß das unbestritten sein sollte 

(Beifall bei der FDP — Zustimmung des Abg. 
Catenhusen [SPD]) 

und daß die Auftragssituation in diesem Bereich 
durchaus dafür spricht. Dazu wurde eben schon eini-
ges von meinem Kollegen Fischer gesagt. 

Damit sind wir bei der Frage, welche Elemente wir 
brauchen. Wir haben Ariane V als Trägersystem. 
Ariane V als Trägersystem wird in Europa benötigt, 
und zwar in erster Linie wegen der Konfiguration und 
der Lasten künftiger unbemannter Systeme. Deshalb 
ist dieses System in seiner Konzeption und in seiner 
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Definition auch am weitesten fortgeschritten und im 
Grunde entscheidungsreif. 

Wir brauchen Ariane V darüber hinaus eventuell 
auch — bei entsprechendem Bedarf — für den be-
mannten Raumtransport. Dafür kann sie eines Tages 
auch zur Verfügung stehen. 

Nicht unwichtig ist — vielleicht ist es sogar einer der 
wichtigsten Aspekte — : Wir brauchen ein solches Sy-
stem auch, um Antriebssysteme neuerer A rt  entwik-
keln zu können, wenn wir nicht generell, wie einige es 
wünschen, aus der Raumfahrt auscheiden wollen. Ein 
zukünftiges Trägersystem wie die A riane V ist für die 
europäische Raumfahrt die Grundlage der kommer-
ziellen Unabhängigkeit in der Raumfahrt. 

Das zweite Element ist Columbus. Columbus ist die 
logische Fortsetzung der bemannten Raumfahrt nach 
SL-D 1 und in absehbarer Zeit D 2, d. h. nach dem 
Spacelab-Programm. Es besteht aus vier Bausteinen. 
Ich habe manchmal den Eindruck, daß es zu viel ver-
einfacht, wenn man nur einen Teil davon anführt. Der 
eine Baustein ist das Labormodul — das ist das ein-
zige, was an die Raumstation angeschlossen werden 
soll —, und der andere Baustein — das halte ich für 
das Wichtigste — ist der des „man tended free flyer" 
(MTFF). Dadurch wird die Autonomie in der unbe-
mannten und der bemannten Raumfahrtpolitik er-
möglicht. Ich glaube, deswegen sollte es ein sehr posi-
tives Ziel der deutschen und der europäischen Raum-
fahrt sein. 

Wir wissen, daß zu diesem Thema noch Verhand-
lungen im Sinne der ESA-Konvention zu führen sind. 
Die Ergebnisse dieser Verhandlungen müssen die 
Entscheidungskriterien für die weitere Entwicklung 
sein. 

Das dritte Element sind der Raumtransporter und 
ein entsprechendes Gleitersystem. 

(Catenhusen [SPD]: Tote Hose!) 

Ich warne vor der Euphorie, in dieser Technik einen 
Schritt über zwei Generationen machen zu wollen. Es 
ist sehr verlockend, über „Sänger" und „Hotol" zu 
sprechen. Nur: Der Weg dorthin ist mir noch nicht so 
eindeutig bekannt, daß man schon sagen könnte: Wir 
machen nur das, nicht aber den Schritt, der nahelie-
gend ist, um überhaupt erst einmal in ein solches Sy-
stem hineinzuwachsen. Das widerspricht jeder techni-
schen Logik und jeder technologischen Möglichkeit. 
Solche Technologiesprünge sind nach meiner Auffas-
sung von uns nicht zu leisten. Das würden wir teuer 
bezahlen. 

Zusammenfassend und zum Abschluß möchte ich 
sagen: Die FDP befürwortet die Fortführung der 
raumfahrttechnischen Entwicklung. Wir erwarten, 
daß die Entscheidungskriterien umgehend vollstän-
dig aufgearbeitet werden. Das bedeutet den Abschluß 
der Verhandlungen über die Nutzung der Raumsta-
tion und die Vorlage eines entscheidungsreifen Kon-
zepts für ein mögliches Raumtransportsystem. 

Wir wollen keine Euphorie; das täte der Raumfahrt-
politik nicht gut. Wir wollen eine Beteiligung der Wirt-
schaft. Bereits heute sind zu 35 % mittelständische 
Unternehmen in der Bundesrepublik an der Produk-

tion oder an der Umsetzung der zur Verfügung ste-
henden Mittel für die Produktion beteiligt. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Vor allem Daimler

-

Benz!)  

Schließlich und endlich — das ist auch ein wichtiger 
Punkt — ist die europapolitische Bedeutung der 
Raumfahrt zu berücksichtigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem 
Sinne stimmen wir den Entschließungsanträgen nicht 
zu. Der eine ist abzulehnen, weil er die Entwicklung 
grundsätzlich ablehnt, 

(Wetzel [GRÜNE]: Stimmt doch überhaupt 
nicht!) 

und der andere ist nicht erforderlich, weil es eine 
Selbstverständlichkeit ist, daß eine Entscheidung nur 
getroffen werden kann, wenn alle Kriterien auf dem 
Tisch liegen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Catenhusen [SPD]: Dann können Sie mir zu

-

stimmen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, das Wort  hat der Bundesminister für Forschung 
und Technologie, Dr. Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Diese De-
batte finde ich wirklich interessant. Denn wenn ich 
hier von den normalen und rituellen Ang riffen des 
Herrn Kollegen Fischer absehe, die ja völlig in Ord-
nung sind — das gehört zur Rolle der Opposition — , 
und auf die Sachsubstanz der Ausführungen eingehe, 
dann glaube ich, daß die Bewertung des Kollegen 
Timm den Kern trifft; nämlich daß sich hier doch in der 
Sache bei allen Vorbehalten hinsichtlich weiterer Prü-
fungen eine beachtliche Möglichkeit zu einem Kon-
sens abzeichnet. 

Dies nimmt nichts vorweg. Wir sind hier noch, wie 
zu Recht gesagt worden ist, in sehr schwierigen Ver-
handlungen und Prüfungen. Es ist eine Eigenheit sol-
cher internationalen Verhandlungen, daß sie erst in 
der allerletzten Phase „dicht" werden. Aber es zeigt 
sich doch eine weitgehende Übereinstimmung — die 
GRÜNEN haben hier Kritik angemeldet; dazu werde 
ich vielleicht noch an einzelnen Punkten kommen — 
über  die Grundlinien der Weltraumpolitik. 

Dabei bauen wir auf Erfolgen bei Projekten auf, die 
wir in den letzten 20 oder 25 Jahren durchgeführt 
haben. Raumfahrt und Raumfahrttechnik haben in 
dieser Zeit völlig neue Möglichkeiten für die Wissen-
schaft eröffnet: die Möglichkeit des Blicks in den tie-
fen Raum, von dem ganz langwelligen bis zum ganz 
kurzwelligen, die Möglichkeit, in die Geschichte des 
Weltalls zu schauen, die Möglichkeit, Kommunika-
tionstechniken per Satellit zu entwickeln — z. B. Sa-
tellitenfernsehübertragung und Satellitentelefon —, 
die Möglichkeit der Erdbeobachtung und der langfri-
stigen Wettervorhersage, die Möglichkeiten, kom-
merziell nutzbare Dienste anzubieten. 
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Herr Wetzel hat darauf hingewiesen, daß wir mit 
den Entwicklungsländern zusammenarbeiten sollen. 
Ich möchte dies an einem Beispiel zeigen. Wir arbei-
ten seit vielen Jahren mit Indien intensiv im Bereich 
der Erdbeobachtung zusammen. Die Inder machen 
jetzt eine Erdbeobachtung, die es ihnen erlaubt, ihre 
Grundwasserreserven festzustellen, die es ihnen er-
laubt, festzustellen, wo Wald weiter vernichtet wird, 
wo aber Aufforstungen Erfolg haben, die es ihnen 
erlaubt, Ernten vorherzusagen und damit Abhilfe ge-
gen Mangel zu planen oder aber auch Infrastrukturen 
zu verbessern. 

Wir haben hier einen Nutzen durch eine Vielfalt von 
Techniken. Dies wird weitergehen, wenn wir dies in 
der nächsten Generation von Techniken als Notfunk 
und als Verkehrsfunk einsetzen, wenn wie dies bei 
Umwelt und Klima einsetzen und wenn wir die Erd-
beobachtung bei der Frage des Treibhauseffekts, der 
Klimaveränderungen und des Ozonlochs einsetzen. 

(Wetzel [GRÜNE]: Dazu braucht man keine 
bemannte Raumfahrt!) 

— Sehr wohl! Ich bedanke mich für den Zwischen-
ruf. 

Das heißt also, von dem, was jetzt als Programm 
und als Vorschlag der ESA ansteht, ist dies unstreitig 
der größere Teil; die Raumfahrt ist der weitaus klei-
nere Teil. Nur über diesen haben wir hier zu streiten; 
das muß hier einmal klar gesagt werden. Wenn dies 
aber so ist, dann bin ich hier in einer reizvollen Lage. 
Die GRÜNEN werfen mir vor, ich ginge zu massiv 
heran; die SPD wirft mir vor, ich ginge zu vorsichtig 
heran. 

(Catenhusen [SPD]: Zögerlich! Sie können 
sich nicht entscheiden!) 

Die Wahrscheinlichkeit, daß mein Weg richtig ist, ist 
damit außerordentlich groß. Das heißt, was wir hier 
machen, ist die präzise und sorgsame Vorbereitung in 
einem komplexen System. 

Nun wird gesagt, dieses Konzept sei hier nicht deut-
lich zu erkennen. Ich muß Ihnen sagen: Zumindest 
seit fünf Jahren — über die Zeit davor will ich nichts 
sagen, auch nichts Unfreundliches — haben wir im 
Weltraum ein außerordentlich konsistentes und kon-
sequentes Hinarbeiten auf das kohärente Konzept, 
das die ESA jetzt zum erstenmal vorgelegt hat. Es geht 
also nicht um die unverbundene Entwicklung von ein-
zelnen Techniken oder Geräten, sondern um die Zu-
sammenführung zu einer Strategie. Ob das finanzier-
bar ist, ob das alles schon jetzt, am 9. November, in 
jedem einzelnen Falle reif ist, müssen wir prüfen. 

Ich habe schon im Sommer gesagt, daß wir — das ist 
heute diskutiert worden — bei Columbus sehen müs-
sen, wie weit wir in Verträgen mit den amerikani-
schen Partnern wirklich eine Partnerschaft erreichen, 
die uns eine volle Nutzung dieser Infrastruktur, die 
Selbstbestimmung über unsere Themen und über die 
Verwendung der Forschungsergebnisse erlaubt. 

Ich habe andererseits schon im Sommer gesagt — es 
ist an einer Stelle der Debatte angedeutet worden —, 
daß es sicher auch eine wesentliche Frage sein wird, 
ob Hermes nach der Umkonstruktion nach Challenger 
jetzt schon so reif ist, daß wir darüber abschließend  

entscheiden können, oder ob wir noch eine weitere 
Prüfungsphase einbringen müssen. 

(Catenhusen [SPD]: Der Rückzug wird vor

-

bereitet! Das ist interessant!) 

Dies bedeutet, daß wir, wie wir es immer getan haben, 
in einem Gesamtkonzept mit größter Sorgfalt auf das 
hingearbeitet haben, was jetzt zur Entscheidung an-
steht. 

Dabei ist das, was geschehen kann — Herr Timm 
hat es zu Recht gesagt —, nicht alles bemannte Raum-
fahrt. Weniger als die Hälfte des ESA-Programms be-
trifft die drei Großprojekte. So ist Ariane allein schon 
zum Transport von Satelliten und Sonden Mitte der 
90er Jahre notwendig, um Konkurrenz zu bieten in 
sehr umstrittenen kommerziellen Weltmärkten. Daß 
Columbus bemannte, unbemannte und zeitweise be-
mannte Teile hat, hat Herr Kollege Timm zu Recht 
gezeigt. Das ist also die wirkliche Integration von 
hochentwickelten Automaten mit dem, was der 
Mensch beitragen kann und beitragen muß. Dies ist 
ein in der Sache begründetes Konzept. Daß wir dabei 
die langfristigen Möglichkeiten — Sie wiesen auf 
„Sänger" hin — nicht aus den Augen lassen, liegt auf 
der Hand. 

Ich habe mich sehr gefreut, daß es vor wenigen Jah-
ren möglich war, dieses Thema neu aufzugreifen, 
nachdem über sehr viele Jahre — es war nicht unsere 
Regierungszeit — von Deutschland nie prägende Sy-
stemvorschläge eingebracht worden waren. Wir ha-
ben dies jetzt angepackt, und wir werden es weiter-
bringen, aber nicht etwa in einer Art Hurra-Patriotis-
mus. 

(Catenhusen [SPD]: Das haben Sie doch 
auch nicht gebracht! Das hat doch eine Firma 
gebracht, nicht Sie, Herr Riesenhuber!) 

— Dazu könnte ich Ihnen einiges erzählen, Herr Ca-
tenhusen, das die Debatte sprengt. 

(Catenhusen [SPD]: Dann sagen Sie es 
doch!) 

— Nun, dann kann ich es Ihnen sagen. Ich habe vor 
gut zwei Jahren der DFVLR einen entsprechenden 
Auftrag gegeben. Es war übrigens nicht die. Indust rie, 
welche die Konzepte gemacht hat, sondern es waren 
die ESA und die DFVLR. Ich habe der DFVLR gesagt: 
Prüft sämtliche Rückkehrvehikel, die überhaupt in 
Frage kommen, sowohl die alten bis zu den Kapseln 
als auch die neuen bis zu dem amerikanischen 
„Orientexpreß" . Daraus ergab sich neben anderen 
Vorschlägen dieser Vorschlag zu „Sanger"  , der früher 
schon längst gemacht worden war. Es war ein alter 
Vorschlag, den Sie liegengelassen haben, um den Sie 
sich niemals gekümmert haben. Sie haben überhaupt 
in den 70er Jahren die ganze Frage des Transports 
versacken lassen, so daß Europa es nur dem Engage-
ment der Franzosen verdankt, daß wir hier überhaupt 
noch eine Rolle gespielt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wir haben das jetzt wieder aufgegriffen. Ich sage dies 
so wegen Ihres Zwischenrufs. Ich könnte es auch bei 
den anderen Punkten, die ich hier nur andeuten kann, 
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und vielleicht auch im Ausschuß im einzelnen durch-
diskutieren. 

(Catenhusen [SPD]: Herr Stoltenberg wird 
Ihnen schon die Flügel stutzen!) 

Nun sagen Sie hier: Herr Stoltenberg. Ich habe hier 
immer gesagt, daß diese Großprojekte die Möglich-
keiten des Forschungshaushalts übersteigen. Denn 
ich bin in einem mit vielen einig, die hier gesprochen 
haben; daß nämlich die vorrangigen Gebiete, die wir 
in den letzten Jahren in Abkehr von einer früheren 
Politik systematisch aufgebaut haben, nicht leiden 
dürfen. 

(Vosen [SPD]: Aber Herr Riesenhuber!) 

Die Grundlagenforschung ist heute so hoch wie nie. 
Die war bei Ihnen immer bei vielleicht 25 %. Wir sind 
jetzt bei 37 %, wobei das ganz überwiegend staatliche 
Aufgaben sind. Umweltforschung, Gesundheitsfor-
schung, Vorsorgeforschung, Klimaforschung, das al-
les haben wir gesteigert. Die Klimaforschung ist ver-
sechsfacht, die Gesundheitsforschung verdoppelt 
worden. Mit der Waldschadensforschung haben wir 
erst begonnen, mit der ökologischen Bodenforschung 
jetzt angefangen. Diese Gebiete dürfen jetzt nicht lei-
den. Sie waren bei Ihnen nicht vorhanden — aus 
Gründen, die ich jetzt nicht diskutieren will und bei 
denen ich keinesfalls in Unfreundlichkeiten geraten 
will. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Dies soll also nicht leiden. Wenn Sie sich den Be-
schluß vom Januar 1985 ansehen, erkennen Sie, daß 
die Bundesregierung — natürlich auch der Finanzmi-
nister — die Entscheidung getroffen hat, daß im Vor-
bereitungsprogramm die Hälfte der zusätzlichen Ko-
sten für die beiden Großprojekte Columbus und 
Ariane vom Gesamthaushalt getragen werden. 

(Zuruf von der SPD: Goldesel!) 

Daraus ergibt sich ein Konzept, das nicht nur meinem 
Haus, sondern vielen Beteiligten neue übergreifende 
Möglichkeiten eröffnet, wobei wir aber die Kohärenz 
und die gemeinsame Strategie behalten müssen. Ich 
meine die Chance, auf neue Techniken und auf neue 
Möglichkeiten der Arbeit zu kommen. Ich denke an 
Möglichkeiten, Durchbrüche in Gemeinschaft mit an-
deren Völkern zu schaffen, z. B. weil wir es allein nicht 
können, weil es eine Nation überfordert. Ich betone 
auch die Aussicht — Kollege Timm wies darauf hin —, 
in einem Bereich der europäischen Zusammenarbeit 
sichtbare Erfolge vorzuzeigen. Die integrierende Kraft 
der Agrarpolitik ist begrenzt, aber für den Weltraum 
haben wir hier eine gemeinsame Strategie aufgebaut, 
von der jeder weiß, daß sie nur gemeinsam getragen 
werden kann und nur gemeinsam zum Erfolg führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zur Zusammenarbeit mit den USA: Sie geht über 
die Technik hinaus. Wenn hier viele befürchten, daß 
der freie Austausch von Technik und Wissenschaft mit 
den USA leiden könnte: Hier haben wir einen Bereich, 
wo in Spitzentechnik zusammengearbeitet werden 
soll und wo nur aus der echten Gemeinschaft in der 
Arbeit Spitzentechnik entstehen kann, wo also Ge-
meinsamkeit und Freiheit sowie der Austausch von 

Wissenschaft und Technik über den Ozean erreicht 
wird. 

Als letztes halte ich für wichtig, daß wir bei dem, 
was an technischen Herausforderungen auf uns zu-
kommt, nicht nur die Gefahren und Risiken sehen — 
wie wir diese aufarbeiten, das habe ich für einige 
Bereiche gezeigt. Wir sehen auch die Chance, mit sehr 
großen Herausforderungen fertig zu werden. 

Eine Industrienation muß auch zeigen, daß sie vor 
hochkomplexen Problemen nicht resigniert, sondern 
sie erfolgreich bewältigt. Der Geist, aus dem so etwas 
geschieht — Herr Timm sprach von der Jugend — , der 
Geist, mit dem die Jugend spürt, wie Herausforderun-
gen aufgegriffen und kompetent und verantwortlich 
bewältigt werden, macht für den Erfolg einer Indu-
strienation mehr aus als Haushaltszahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Catenhusen [SPD]: Nur muß man es sinnvoll 

machen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zu den Abstimmungen. Wer für den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD stimmt, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltung? — Mit der Mehrheit der Stimmen der 
Regierungsparteien bei Enthaltung der GRÜNEN und 
einigen Gegenstimmen ist der Antrag abgelehnt. 

Dann kommen wir zum Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit den Stimmen der 
Regierungsfraktionen und der SPD ist er bei zwei Ent-
haltungen abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem Antrag 
des Bundesministers der Finanzen 

Entlastung der Bundesregierung für das Haus-
haltsjahr 1984 — Vorlage der Haushaltsrech-
nung und Vermögensrechnung des Bundes 
(Jahresrechnung 1984) 
sowie zu der 

Unterrichtung durch den Bundesrechnungs-
hof 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
1986 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 
(einschließlich der Bemerkungen zur Jahres-
rechnung des Bundes 1984) 

— Drucksachen 10/4596, 10/6138, 11/831 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Sieler (Amberg) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Wer wünscht das Wort? 
— Als Berichterstatter haben Sie das Wort, Herr Abge-
ordneter Sieler. 
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Sieler (Amberg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn zunächst ich 
als Jahresberichterstatter für das Entlastungsverfah-
ren der Bundesregierung im Haushaltsvollzug 1984 
das Wort  ergreife, dann auch deswegen, weil das eine 
Frage ist, die zunächst das Parlament und erst in zwei-
ter Linie die Bundesregierung beschäftigt. Es wäre 
deshalb auch nicht besonders glücklich gewesen, 
wenn zuerst die Regierung hier zu diesem Thema das 
Wort ergriffen hätte. 

Am 10. Oktober 1986 hat der Bundesrechnungshof 
seine Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschafts-
führung mit der Bundestagsdrucksache 10/6138 dem 
Parlament zugeleitet. Der Bundesrechnungshof hat in 
bewährter Manier einen Be richt vorgelegt, der zwar 
sehr umfangreich, aber verständlich, übersichtlich 
und vor allen Dingen zeitnah Einnahmen und Ausga-
ben des Bundes, der Bundesunternehmen sowie bun-
desunmittelbarer Körperschaften und juristischer Per-
sonen des öffentlichen Rechts kritisch untersucht hat. 
Wir haben dabei — das sage ich mit allem Freimut — 
wiederum wertvolle und für unsere Tätigkeit wichtige 
Anregungen und Hinweise über den Umgang mit öf-
fentlichen Geldern unter Beachtung der Grundsätze 
von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in öffentli-
chen Verwaltungen erhalten. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hatte sich in der 
Folge — bedingt durch die in diesem Jahr beginnende 
Legislaturperiode — in einem Zeitraum von nur vier 
Wochen in insgesamt sechs Sitzungen mit den Prü-
fungsbemerkungen des Rechnungshofes und den be-
troffenen Häusern auseinanderzusetzen. Der Bericht 
des Rechnungsprüfungsausschusses über seine Bera-
tungsergebnisse an den Haushaltsausschuß und an 
das Parlament gibt mir nun auch Gelegenheit, einmal 
ein Wort in eigener Sache zu sagen. 

Meine Damen und Herren, meist parallel zum Ple-
num und weitgehend unbemerkt von der Öffentlich-
keit tagt und berät der Rechnungsprüfungsausschuß 
als Unterausschuß des Haushaltsausschusses. Er berät 
für das Parlament den umfangreichen Be richt über 
das Prüfungsergebnis des Rechnungshofes. Die Mit-
glieder des Rechnungsprüfungsausschusses werden 
— das ist nicht das erstemal, und so war es auch dies-
mal wieder — bei den Beratungen nicht selten außer-
ordentlich gefordert. Man braucht also mitunter schon 
eine Portion Sitzfleisch, um das durchstehen zu kön-
nen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das gilt für die 
ganze Politik!) 

Während die meisten Kolleginnen und Kollegen den 
Beratungen des Plenums folgen können, erfahren die 
Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses das 
Ergebnis der Plenarsitzungen meistens aus den Funk- 
und Fernsehnachrichten oder am nächsten Tag aus 
der Zeitung. Das ist leider so, aber das müssen wir 
über uns ergehen lassen. Nicht selten bleiben darum 
Petitionen und Vorgänge, die die Kollegen aus dem 
Rechnungsprüfungsausschuß wie alle anderen auf ih-
ren Schreibtischen haben, unerledigt liegen und müs-
sen dann zu einem anderen Zeitpunkt vom Tisch ge-
bracht werden. 

Sachkenntnis und die Bereitschaft, sich mit den De

-

tails des jeweiligen Vorgangs zu beschäftigen, zeich

-

nen die Kolleginnen und Kollegen dieses Ausschusses 
aus. Das möchte ich an dieser Stelle einmal hervorhe-
ben. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Jenninger) 

Dies ist sicherlich auch der Grund dafür, daß dieser 
Ausschuß als wirkliches Kontrollorgan des Parlaments 
gegenüber der Regierung auch von der Exekutive 
anerkannt und manchmal, wie ich meine, sogar etwas 
gefürchtet wird. 

Hervorheben möchte ich noch die gute Zusammen-
arbeit der Berichterstatter, aber auch das besonders 
kollegiale und gute, ja menschliche Klima in diesem 
Ausschuß. 

(Beifall) 

Hierfür, meine Damen und Herren, gebührt ein be-
sonderer Dank nicht nur den Mitgliedern im Aus-
schuß, sondern auch den Mitarbeitern dieses Aus-
schusses, 

(Erneuter Beifall) 

die in unauffälliger Weise und mit viel Fleiß — das 
möchte ich hier einmal ganz deutlich unterstrei-
chen — die Arbeit, die wir zu erledigen haben, erst 
möglich machen. 

Die Bedeutung dieser Tätigkeit für die Kontrollauf-
gabe der Legislative kann meines Erachtens gar nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. Deshalb ist es auch 
ein bißchen bedauerlich, daß solche wichtigen Fra-
gen, gerade was die Kontrollfunktion des Parlaments 
anbetrifft, immer ein bißchen an das Ende einer Par-
lamentsdiskussion gedrängt werden. 

Meine Damen und Herren, unsere Arbeit wäre 
wahrscheinlich weniger wirksam und durchgreif end, 

 wenn sie nicht durch sachliche und fachkundige Bera-
tung und Begleitung des Rechnungshofes unterstützt 
würde. Die wertvollen Anregungen und Hinweise des 
Rechnungshofes sind aus der parlamentarischen Ar-
beit nicht wegzudenken und sind für uns unverzicht-
bar. 

Der Rechnungshof hat in seinem Be richt für 1986 
insgesamt 104 Beiträge aus seiner umfangreichen 
Prüfungstätigkeit herausgestellt. In 77 von den 84 Fäl-
len, in denen Entscheidungen notwendigerweise er-
forderlich waren, hat sich der Ausschuß der Beurtei-
lung und Bewertung des Bundesrechnungshofes 
rückhaltlos angeschlossen. Nur im Falle der Bundes-
straße 317 im Raum Lörrach und Weil am Rhein folgte 
der Rechnungsprüfungsausschuß nicht dem Bundes-
rechnungshof, diese Straße als Bundesstraße wieder 
herabzustufen, weil angeblich oder tatsächlich die 
Merkmale für eine Bundesstraße nicht mehr vorhan-
den sind. Wir waren im Gegenteil der Meinung, daß 
der Bau dieser Straße nach jahrelangem Schwebezu-
stand nicht wieder in Frage gestellt werden sollte. 

Es bedurfte sicher nicht eines neuen Rechnungshof-
gesetzes, um das Prüfungsrecht des Rechnungshof es 
zu untermauern. Hervorzuheben ist jedoch, daß der 
Bundesrechnungshof in letzter Zeit öfter um Prüfun-
gen und Klärungen von Problemen im staatlichen Be-
reich vom Haushaltsausschuß und damit vom Parla-
ment gebeten worden ist, wo wir einen dringenden 
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Aufklärungsbedarf sahen. Ein Beispiel aus jüngster 
Zeit möge das verdeutlichen. 

Seit Jahren quälen wir uns und kämpfen wir im 
Haushaltsausschuß mit der Frage der Personalpro-
bleme bei der Bundesanstalt für Arbeit. Zwischen 
dem sich aus dem rechnerischen Ergebnis des Perso-
nalbemessungssystems der Bundesanstalt für Arbeit 
ergebenden Mehrbedarf und den von der Selbstver-
waltung für erforderlich gehaltenen Anhebungen der 
Planstellen für alle Arbeitsämter ergab sich regelmä-
ßig und immer wiederkehrend bei unseren Haushalts-
beratungen eine erhebliche Differenz. Auch vor Ort in 
ihren Wahlkreisen sind viele unserer Kolleginnen und 
Kollegen dieses Hohen Hauses mit den Problemen der 
Arbeitsbewältigung bei den Arbeitsämtern konfron-
tiert worden. So manche Klagen von Personalräten, 
die sich bitterlich über den Personalmangel in einer 
Reihe von Arbeitsämtern beklagt haben, klingen mir 
noch in den Ohren. 

Aber hierzu auch eine kritische Anmerkung. Anhal-
tend hohe Arbeitslosigkeit, laufende Änderungen im 
Arbeitsförderungsgesetz — z. B. auch durch die Haus-
haltsstrukturgesetze, durch das sogenannte Beschäfti-
gungsförderungsgesetz — und andere gesetzliche 
Vorschriften sowie die Übertragung zusätzlicher Auf-
gaben auf die Bundesanstalt für Arbeit haben in der 
Tat zu erheblichen personellen Engpässen und zu er-
heblichen Leistungsanforderungen an das Personal 
der Bundesanstalt für Arbeit geführt. Zeitverträge für 
Aushilfskräfte und organisatorische Umstellungen im 
Betrieb der Arbeitsämter haben diese Probleme leider 
verstärkt. 

Die jährlich wiederkehrenden Personalanforderun-
gen der Bundesanstalt für Arbeit, die letztlich auch in 
den Beratungen zum Haushalt des Bundesarbeitsmi-
nisters eine wichtige Rolle gespielt haben, gaben 
schließlich den Ausschlag dafür, das Personalbemes-
sungssystem der Bundesanstalt durch den Bundes-
rechnungshof auf seine Effektivität, auf seine Prakti-
kabilität und auf seine Plausibilität hin überprüfen zu 
lassen. Dabei sollte insbesondere die Frage geklärt 
werden, ob das System den heutigen Anforderungen 
des Arbeitsmarktes und den besonderen Bedürfnissen 
der Bundesanstalt für Arbeit hinsichtlich der Vertei-
lung des Personals auf die Ämter mit besonderen ar-
beitsmarktpolitischen Problemen tatsächlich gerecht 
wird. 

Der Bundesrechnungshof nahm den Wunsch des 
Haushaltsausschusses auf, mußte jedoch sehr bald 
feststellen, daß bei der Bundesanstalt für Arbeit offen-
sichtlich die Meinung über den Umfang und die 
Rechtmäßigkeit der Prüfung zwischen Verwaltung 
und Selbstverwaltung auseinander ging. Im Umgang 
mit dem Bundesrechnungshof offensichtlich ungeübt, 
entstanden Mißverständnisse, die bei der Bundesan-
stalt für Arbeit erst beseitigt werden konnten, nach-
dem der Haushaltsausschuß noch einmal mit allem 
Nachdruck das Prüfungsrecht des Rechnungshofes 
unterstrichen und bekräftigt hat. 

Der uns vorliegende Be richt des Rechnungshofes 
über die Methoden zur Personalbemessung bei der 
Bundesanstalt für Arbeit gibt nach unserer Überzeu-
gung wertvolle Anhaltspunkte für eine bedarfsge-
rechte Ausgestaltung der Personalbemessung. Das 

Parlament wird dadurch auch in die Lage versetzt, 
objektiver, als das bisher der Fall war — und ich 
meine auch, etwas gerechter — , den Bedürfnissen der 
Bundesanstalt für Arbeit zu entsprechen und den Per-
sonalentscheidungen der Bundesanstalt in entschei-
denden Bereichen zustimmen zu können. Unbestrit-
ten bleiben dabei das Selbstverwaltungsrecht und die 
Selbstverwaltungshoheit der Bundesanstalt für Ar-
beit, die in eigener Verantwortung all die Entschei-
dungen zu treffen hat, die im Rahmen ihrer gesetzli-
chen Aufgabenstellung zu bewältigen sind. 

Ein weiteres Beispiel zeigt, wie wichtig eigentlich 
diese Prüfungsaufgabe des Rechnungshofes und die 
Arbeit des Rechnungsprüfungsausschusses für die 
Bürger, aber auch für ihre individuellen Ansprüche 
sein können. In den Bemerkungen zu früheren Haus-
haltsjahren hat der Rechnungshof angeregt, zur bes-
seren Überwachung des Beitragseinzugs in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten die 
Betriebsprüfung neu zu regeln. Insbesondere soll da-
mit eine planmäßige Prüfung der Beitragsabführung 
für Arbeiter und Angestellte gesichert werden. Der 
Bundestag hatte sich dieser Anregung zwar nicht an-
geschlossen, aber den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung ersucht, einer Neuregelung der Ren-
ten- und Krankenversicherungsträger hinsichtlich des 
Prüfungsdienstes für diese Bereiche die erforderliche 
Unterstützung zu gewähren. Der Bundesarbeitsmini-
ster hat daraufhin zugesagt, die bessere und intensi-
vere Prüfung der Bet riebe im Zuge der Einordnung 
des Rentenversicherungsrechts in das Sozialgesetz-
buch bis 1985 zu regeln. Dies geschah leider nicht, so 
daß den Rentenversicherungsträgern seit Jahren er-
hebliche Beitragsausfälle entstanden sind. Im Gegen-
teil beabsichtigte der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, in einer gesetzlichen Neuregelung die 
Rentenversicherungsträger ganz von ihrer Prüfungs-
pflicht nach der Reichsversicherungsordnung freizu-
stellen und diese Aufgabe ausschließlich den Trägern 
der Krankenversicherung zu übertragen. Dieser Man-
gel, meine Damen und Herren, im Bereich der Be-
triebsprüfung führte seit Jahren zu erheblichen Ein-
nahmeverlusten, die von maßgeblicher Seite, nämlich 
von den Rentenversicherungsträgern selbst auf mehr 
als eine Milliarde DM, also mehr als 1 000 Millionen 
DM, pro Jahr geschätzt werden. 

Wir haben diesen Vorgang ausgiebig diskutiert und 
den Bundesarbeitsminister aufgefordert, umgehend 
gesetzliche Vorschläge zu unterbreiten, die eine Prü-
fungspflicht der Rentenversicherungsträger vorsehen, 
zugleich aber auch einer Mehrfachprüfung in den 
Betrieben entgegenwirken. Es macht keinen Sinn, 
daß einmal die Krankenkasse, 14 Tage später der 
Rentenversicherungsträger und vielleicht weitere 
14 Tage später noch ein anderer im Bet rieb jeweils die 
gleiche Prüfung durchführt. 

An diesem Beispiel wird deutlich, wie wichtig das 
beharrliche Drängen des Rechnungshofes sein kann. 
Es geht nicht nur darum, den Rentenversicherungsträ-
gern den ihnen zustehenden Einnahmeanteil zu si-
chern, sondern auch darum, dem Versicherten seinen 
auf den Beitragsleistungen beruhenden Anspruch zu 
garantieren. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hin-
weisen, daß endlich auch die Frage der Verjährung 
rückständiger Versicherungsbeiträge im Interesse der 
späteren Ansprüche der Versicherten von den Ren-
tenversicherungsträgern geklärt werden muß. Es ist 
einfach unmöglich, daß diese Frage nach wie vor un-
gelöst ist. 

Lassen Sie mich aus der großen Zahl der Prüfbemer-
kungen noch eine letzte Bemerkung zu den öffentli-
chen Bauten machen. Der Rechnungshof hat wieder-
holt den Einsatz der Mittel bei öffentlichen Baumaß-
nahmen kritisiert, weil Baumaßnahmen unter Nicht-
beachtung von Verwaltungsrichtlinien in Zusammen-
arbeit mit den Länderbauverwaltungen durchgeführt 
worden sind und weil bei Grundstückskäufen in einer 
Reihe von Fällen Maßstäbe angelegt worden sind, die 
nicht dem Grundsatz der Wi rtschaftlichkeit und dem 
Gebot der Sparsamkeit beim Einsatz öffentlicher Mit-
tel entsprachen. 

Ich möchte mit allem Nachdruck Sie alle noch ein-
mal auffordern, sich die Bemerkungen des Rech-
nungshofes und vor allen Dingen die Entscheidungen 
des Rechnungsprüfungsausschusses und des Haus-
haltsausschusses dazu gründlich anzusehen und mit 
dazu beizutragen, daß die Punkte, die vom Rech-
nungshof kritisiert worden sind, alsbald Beachtung 
finden. 

Wir sind dem Bundesrechnungshof, meine Damen 
und Herren, sehr dankbar dafür, daß er neben der 
filigranen Detailarbeit zu den Ausgaben vieler Einzel- 
und Wirtschaftspläne auch kritische Anmerkungen 
zur Finanzwirtschaft des Bundes allgemein gemacht 
hat. Der Bundesrechnungshof weist mit Recht darauf 
hin, daß er zuletzt mit seinen Bemerkungen vom 
11. Oktober 1985 auf die sich aus den steigenden Aus-
gaben für Zinsen ergebenden Probleme bei der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung des Bundes aufmerk-
sam gemacht hat. Der Bundesrechnungshof warnt vor 
einer Entwicklung, bei der die Zinsausgaben des Bun-
des nicht nur absolut, sondern auch im Verhältnis zu 
den Gesamtausgaben und zu den Steuereinnahmen 
deutlich ansteigen und 1990 noch über dem Stand des 
Jahres 1985 liegen werden. 

Kritisch bemerkt der Rechnungshof, daß bei Würdi-
gung der Höhe der Kreditaufnahme 1983 nicht unbe-
rücksichtigt bleiben darf, daß die Senkung des Kredit-
bedarfes zu einem nicht unbeträchtlichen Teil auf die 
Gewinnabführung der Deutschen Bundesbank zu-
rückzuführen ist und daß diese Einnahmegröße un-
wägbar ist. 

Alles in allem, meine Damen und Herren, darf ich 
als Jahresberichterstatter für diesen Ausschuß fest-
stellen, daß der Bundesrechnungshof gute Arbeit ge-
leistet hat. 

(Beifall) 

Dem Bundesrechnungshof und seinem Präsidenten, 
Dr. Zavelberg, und dem Vizepräsidenten Heuer gilt 
unser aller Dank für die engagierte Art und Weise, wie 
die Aufgabe in enger Kooperation mit dem Parlament 
gelöst worden ist. Der D ank gilt auch den Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen des Bundesrechnungshofes. Ich 

bitte die anwesenden Damen und Herren, dies ihren 
Mitarbeitern zu übermitteln, 

(Beifall) 

die einen erheblichen Anteil am Erfolg unserer Arbeit 
haben. Wir ermuntern den Bundesrechnungshof, in 
dieser Weise fortzufahren, als Partner des Parlaments 
und im Interesse unserer Bürger. 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt Entlastung der 
Bundesregierung durch Annahme der Beschlußemp-
fehlung und ersucht die Bundesregierung, den Fest-
stellungen und Bemerkungen des Haushaltsaus-
schusses zukünftig Rechnung zu tragen. 

Danke schön. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich kann dem Kolle-
gen Sieler nur beipflichten, daß im Rechnungsprü-
fungsausschuß in kollegialer und kooperativer Weise 
um der Sache willen zusammengearbeitet wurde. Der 
Bundesrechnungshof ist nicht nur ein Schwert gegen 
die Steuerverschwendung, sondern auch ein Garant 
für die Gleichmäßigkeit der Besteuerung in unserem 
Lande. 

Bei den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
nimmt die Beachtung sparsamer Haushaltsführung 
durch Bundesverwaltungen, also die Prüfung der Aus-
gabenseite, einen breiten Raum ein. Gleichen Stellen-
wert hat jedoch auch die Beachtung der Grundsätze 
gleichmäßiger Besteuerung. In allen Jahren hat hier 
der Rechnungshof beachtliche Feststellungen gelie-
fert, die zu lebhaften Erörterungen im Ausschuß und 
auch hier im Plenum geführt haben. Ich darf nur daran 
erinnern, daß im letzten Jahr fast die gesamte Entla-
stungsdebatte mit dem Thema der Erfassung p rivater 
Zinseinkünfte, also der Quellenbesteuerung, bestrit-
ten wurde. Ein anderes Thema war die Erfassung der 
Jahreswagen. Wir werden es vielleicht in einer ande-
ren Weise hier wieder auf den Tisch bekommen. Ein 
weiterer Punkt war die Verzerrung der Gleichmäßig-
keit der Besteuerung durch völlig unterschiedliche 
Betriebsprüfungsturnusse in einzelnen Bundeslän-
dern, insbesondere bei Großbanken. Hier sind einige 
Dauerthemen. 

Auch in diesem Jahre sind dem Rechnungsprü-
fungsausschuß Feststellungen vorgelegt worden, wo 
hohe Steuerausfälle eingetreten sind. Ich erwähne 
hier die Besteuerung der Selbstnutzung aufwendig 
gebauter Zweifamilienhäuser. Hier sind in einzelnen 
Bundesländern auf Grund völlig unterschiedlicher 
pauschaler Regelungen der Oberfinanzdirektionen 
horrende Abweichungen in den Festsetzungen der 
Eigenmietwerte festgestellt worden. Eigenmietwerte 
häufig unter dem Wert der fremdvermieteten Woh-
nung oder teilweise sogar unter den Mietpreisen des 
sozialen Wohnungsbaus sind nach den Feststellungen 
des Bundesrechnungshofes keine Seltenheit. Miet-
werte für eigengenutzte Wohnungen zwischen 
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2,60 DM und 4 DM in Millionenvillen sind unhalt-
bar. 

(Kühbacher [SPD]: Wer hat, dem wird gege

-

ben!) 

Es war der einheitliche Wille des Rechnungsprüfungs-
ausschusses, daß das Bundesfinanzministerium im 
Benehmen mit den Länderfinanzministern dafür 
Sorge trägt, daß hier die Gleichmäßigkeit der Be-
steuerung gewahrt wird. Meine Fraktion erwartet, 
daß hier endlich Klarheit geschaffen wird, nachdem 
dieses Problem schon im Jahre 1983 vom Bundesrech-
nungshof aufgegriffen worden ist. Das darf nicht wei-
ter auf die lange Bank geschoben werden. 

(Beifall des Abg. Dr. F riedmann [CDU/CSU] 
sowie des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Ich komme auf einen weiteren Aufgriff des Bundes-
rechnungshofs: Kostenanteil für die Privatnutzung 
betrieblicher oder beruflich genutzter Pkw. Auch hier 
ergeben sich ländermäßig erhebliche Abweichungen 
bei der Erfassung des Privatanteils. 

Meine Fraktion redet nicht einer kleinkarierten 
Pfennigfuchserei das Wort bei der Erfassung von be-
trieblich genutzten Pkw für den privaten Bereich, aber 
hier gibt es ebenfalls so krasse Unterschiede, daß man 
die Augen nicht verschließen kann. Privatanteile von 
lediglich 20 % bei Betriebs-Pkw liegen deutlich neben 
der Wirklichkeit, wenn der Freiberufler oder Gewer-
betreibende nach der besonderen Art seiner Tätigkeit 
den Beruf am Ort und nicht im Umherziehen ausübt. 
Hier ist schon im Interesse der gleichmäßigen steuer-
lichen Behandlung von Pkw-Kosten der Arbeitneh-
mer der Grundsatz einer gleichmäßigen Besteuerung 
stärker zu beachten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Esters [SPD]) 

Ein Lehrstück dafür, daß sich der Staat möglichst 
nicht als Unternehmer betätigen, sondern auf seine 
eigentlichen Aufgaben beschränken soll, zeigen Fest-
stellungen des Bundesrechnungshofs in einem Fall, in 
dem eine bundeseigene Obergesellschaft die Anteils-
mehrheit an einem Produktionsbetrieb erwarb, in 
dem über ein Jahrzehnt Verluste von Hunderten von 
Millionen DM erwirtschaftet wurden. Diese Verluste 
wurden auf Grund eines Beherrschungs- und Ge-
winnabführungsvertrages von der bundeseigenen 
Obergesellschaft übernommen. Ganz offensichtlich 
wegen der Übernahme der Verluste durch den Bun-
deshaushalt und der Zuführung von über 1,3 Milliar-
den DM im Laufe der Jahre an Eigenmitteln des Bun-
des unterblieb über 15 Jahre hinaus eine geeignete 
Sanierung und eine Verbesserung der Organisation 
der Geschäftsführung in dem betroffenen Unterneh-
men. Neben der Belastung des Bundeshaushalts mit 
weit über 1 Milliarde DM bedeutet diese Bundessub-
ventionierung auch eine schwere Wettbewerbsver-
zerrung gegenüber der Konkurrenz und einen Ver-
stoß gegen die Prinzipien der sozialen Marktwirt-
schaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Esters [SPD]) 

Schuster, bleib bei deinen Leisten, kann man hier dem 
Staat zurufen. 

Auf besonderes Interesse ist bei den Beratungen des 
Rechnungsprüfungsausschusses auch die Feststel-
lung des Rechnungshofs gestoßen, daß die Bundes-
bauverwaltung umfangreiche Bauwerke für Bundes-
institutionen errichtet, die häufig mit modernsten 
technischen Einrichtungen, rechnergestützten Meß- 
und Regelanlagen und komplizierten raumlufttechni-
schen Anlagen ausgerüstet sind. Die späteren Nutzer 
stehen häufig solchen Apparaturen der modernen 
Technik völlig hilflos gegenüber. Hier gibt es eine 
ganze Reihe von Beispielen, die der Bundesrech-
nungshof aufgelistet hat und die bei uns im Ausschuß 
beschäftigt haben. 

(Esters [SPD]: Herr Kollege Schroeder, ist Ih

-

nen bekannt, daß die gleiche Baudirektion 
auch in Riad in Saudi-Arabien die deutsche 
Botschaft neu errichtet und schneelastsicher 

gebaut hat? — Heiterkeit) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Kollege Esters, Ihre 
Zwischenfrage wäre sicherlich für die Öffentlichkeit 
von Interesse gewesen. Ich darf Sie bitten, künftig ans 
Mikrophon zu gehen. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Sie ist mögli-
cherweise nicht angekommen, Herr Präsident. Ich 
möchte hierzu sagen: Mit ist bekannt, daß es Bean-
standungen gab. 
Die Bauverwaltung muß die später nutzende Be-

hörde bereits bei der Stellung von Bauanträgen früh-
zeitig fachlich beraten und auf möglichen zusätzli-
chen Personalbedarf und Folgekosten für neuartige 
technische Dienste hinweisen. Wir erwarten, daß die 
Zusammenarbeit zwischen Bauverwaltung und späte-
ren Nutzern deutlich verbessert wird, um kostenträch-
tigen Leerlauf zu vermeiden. 
In den Bereich der Bauverwaltung fallen auch Fest-

stellungen zum experimentellen Wohnungsbau. Bun-
desfinanzierte Modellvorhaben zur Erforschung 
neuer Erkenntnisse im Wohnungswesen und Städte-
bau, insbesondere auf den Gebieten flächen- und 
energiesparende Baumethoden, kostengünstige Fa-
milienheime , Eigentumsmaßnahmen im sozialen 
Wohnungsbau und Maßnahmen der Gruppenselbst-
hilfe, sind grundsätzlich begrüßenswerte Objekte. 
Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofs 
ist die Bundesfinanzierung jedoch häufig nicht zielge-
richtet auf Forschungsmethoden verwendet worden, 
die auf die allgemeine Baupraxis übertragen werden 
können, sondern lediglich zur Schließung von Finan-
zierungslücken. Außerdem wurde mehrfach absolut 
unzulänglich abgerechnet. 

Es besteht der Eindruck, daß mit großzügig gewähr-
ten Bundesgeldern unverantwortlich umgegangen 
wurde. Mit öffentichen Geldern darf nicht ins Blaue 
hinein experimentiert werden, und Spielwiesen für 
Architekten können damit auch nicht finanziert wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Esters [SPD] — Frau Unruh [GRÜNE]: 
Schmeißen Sie die doch raus, die das alles 

verbrochen haben!) 

Eine Fundgrube für Prüfungsfeststellungen ist auch 
der weite Bereich des Bundesministers der Verteidi- 



2102 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 31. Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. Oktober  1987 

Dr. Schroeder (Freiburg) 

gung. Ein großer Beschaffungshaushalt verleitet gele-
gentlich zu Großzügigkeiten bei der Beschaffung und 
zu einem Aufwand bei der Ausstattung von Bundes-
wehreinrichtungen, die nicht immer den Grundzügen 
sparsamer Haushaltsführung entsprechen. 

Meine Fraktion erwartet, daß Beanstandungen des 
Rechnungsprüfungsausschusses in Zukunft nicht nur 
als Sonntagslektüre gelesen, sondern beim Umgang 
mit Steuergeldern auch beachtet werden. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und zwar werk

-

tags!) 

— Auch werktags, Herr Kollege Bötsch. — Denn die 
Behandlung der Jahresrechnung 1984 im Rahmen der 
Entlastungsdebatte ist kein Schnee von gestern. Der 
Bund der Steuerzahler darf keine Chance haben, Jahr 
für Jahr ein Schwarzbuch mit sich ständig wiederho-
lenden konkreten Beispielen für öffentliche Ver-
schwendung herauszugeben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja und? Wo sind 
denn die Konsequenzen?) 

Es steht außer Frage, daß ohne das ständige Damok-
lesschwert des Bundesrechnungshofes und auch der 
Landesrechnungshöfe die Zahl der Verstöße gravie-
render sein würde. Deshalb gilt mein Dank — weitere 
Ausführungen wird nachher der Kollege Deres ma-
chen der schwierigen und wertvollen Arbeit des 
Bundesrechnungshofes. Ich bedanke mich auch für 
die kooperative Arbeit im Rechnungsprüfungsaus-
schuß, bei den Mitgliedern der Bundesregierung für 
Aufklärung und Mithilfe, vor allen Dingen aber beim 
Ausschußvorsitzenden, dem Kollegen Dr. Fried-
mann. 

(Beifall) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Vennegerts. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bloß nichts falsch 
machen!) 

Frau Vennegerts (GRÜNE): Das habe ich noch nie 
getan. — Herr Präsident! Meine Damen und  Her-
ren!  

(Zuruf von der CDU/CSU: Heute ist die Zeit 
vorgegeben, Frau Vennegerts!) 

Diese Behörde wird von den meisten als unangenehm 
empfunden. Sie schaut uns auf die Finger, sie prüft, sie 
mahnt, und sie stellt unbequeme Fragen. 

So muß sich der Bundespostminister die Frage des 
Bundesrechnungshofes gefallen lassen, ob es denn im 
Rahmen der Beschaffung des Fernmeldesatellitensy-
stems „Kopernikus", dessen überhöhte Kosten Mini-
ster Schwarz-Schilling mit technologie- und beschäf-
tigungspolitischen Vorteilen zu rechtfertigen ver-
sucht, Aufgabe der Deutschen Bundespost sei, indu-
strie-, technologie- und beschäftigungspolitische 
Maßnahmen größeren Umfanges zu finanzieren. 
Diese Frage wurde gestellt. — Denn eine entspre-
chende Kostenerstattung wurde mit den eigentlich für 
diese Aufgaben zuständigen Bundesressorts nicht 
vereinbart. 

Aber hier stellt sich schon die Frage nach den Gren-
zen der Tätigkeit des Bundesrechnungshofes. Rügt er 

Vorgänge, die administrativ und politisch schon abge-
schlossen sind, so bekennt man eilfertig Reue und die 
gute Absicht, sich in der Zukunft zu bessern, was in 
den meisten Fällen aber nicht geschieht. Das sind die 
Tatsachen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN und 
der SPD) 

Legt er hingegen Widerspruch gegen ein laufendes 
oder zukünftiges Projekt ein, so setzt sich der jewei-
lige Minister in fast 100 % der Fälle unbeir rt  dagegen 
durch. Ich möchte hier nur an die Begutachtung der 
Breitbandverkabelung durch den Bundesrechnungs-
hof erinnern, der hier seinerzeit eine horrende Ver-
schwendung von Steuergeldern bestätigt hatte. Trotz-
dem wird daran weitergewurschtelt. 

Ich möchte an dieser Stelle nur auf folgendes hin-
weisen: Je weniger die politisch Verantwortlichen 
sich die Kritik und die Empfehlungen des Bundes-
rechnungshofes zu eigen machen, je weniger sie diese 
Behörde ernst nehmen, desto mehr höhlen sie diese 
Funktion der Behörde im Rahmen staatlicher Gewal-
tenteilung aus, 

(Richtig! bei den GRÜNEN) 

um so geringer wird das Interesse der Öffentlichkeit 
an seiner Arbeit, um so weniger wird der Bundesrech-
nungshof selbst ermutigt — das ist nämlich ganz 
wichtig: selbst ermutigt —, 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

auch präventiv angelegte Prüfungsaufträge durchzu-
führen, also nicht nur dann in Aktion zu treten, wenn 
das Kind gewissermaßen schon in den Brunnen gefal-
len ist. Dann kann der Rechnungsprüfungsausschuß 
des Parlaments erst Stellung nehmen, wenn bereits 
einige Jahre vergangen sind und die Verantwortli-
chen entweder schon befördert oder im Ruhestand 
sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja, genau!) 

Es gäbe in der Tat eine ganze Reihe lohnenswerter 
Prüfungsprojekte, die uns entweder noch ins Haus 
stehen oder aber gegenwärtig schon kräftig schieflau-
fen. 

Als erstes denke ich da an das Raumfahrt-Traum-
projekt des Herrn Ministers Riesenhuber, das uns, 
obwohl die Hälfte des Programms vor einigen Tagen 
gestrichen wurde, noch immer ca. 30 Milliarden DM 
kosten soll. Das wäre ein dankbares Objekt für eine 
Kosten-Nutzen-Analyse. Ich denke, da sollte man ein-
mal anfangen. 

Auch im Falle des Desasterprojekts Gorleben wäre 
es jenseits der Frage der gesellschaftlichen Verant-
wortbarkeit interessant zu untersuchen, inwieweit 
hier den Grundsätzen der Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit entsprochen wird, so wie sie in § 7 der 
Bundeshaushaltsordnung festgelegt sind. Sowohl in 
der Theorie als auch in der jüngsten Praxis hat sich 
erwiesen, daß das ursprüngliche Ziel eines dauerhaft 
sicheren Endlagers nie erreicht werden wird, denn es 
fehlt sowohl das undurchlässige Deckgebirge als auch 
das wasserundurchlässige Salz. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Trotzdem werden die Erkundung und die Arbeiten 
fortgesetzt, und dabei riskiert man Menschenleben. 
Dadurch entsteht ein zusätzlicher Finanzaufwand von 
nahezu 1 Milliarde DM. 

Es ließen sich noch viele Beispiele dieser Art aufzei-
gen. Ich denke, der Bundesrechnungshof sollte künf-
tig in erheblich größerem Maße als bisher zur Prüfung 
laufender statt abgeschlossener Vorgänge eingesetzt 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Er sollte ferner — dies als Anregung von seiten der 
GRÜNEN — vielleicht ab und an auch einmal die 
finanziellen Auswirkungen unterlassener Investitio-
nen untersuchen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jede Unterlassung im Umweltbereich, z. B. beim 
Waldsterben, wird zu Belastungen künftiger Bundes-
haushalte in Milliardenhöhe führen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Das führt zu einem Überparla

-

ment! Das wollen wir auch nicht!) 

Rein rechnerisch und von der Seriosität des Haus-
halts her gesehen hatten wir 1984 — im Vergleich zu 
heute — noch relativ geordnete Verhältnisse, meine 
Damen und Herren. Die veranschlagte Nettokredit-
aufnahme in Höhe von rund 31,2 Milliarden DM 
wurde im Jahre 1984 in Höhe von rund 28,3 Milliarden 
DM in Ansprch genommen. Drei Jahre später, näm-
lich hier und heute, knobelt die Regierung immer 
noch herum, wie sie den Fehlbetrag von 19 Milliar-
den DM decken soll. Die geplante Nettokreditauf-
nahme für das Jahr 1987 ist schon jetzt um 7 Milliar-
den DM höher als vorgesehen. Es darf noch spektu-
liert werden, wie hoch die Verschuldung und damit 
auch die erhöhte Zinsbelastung am Jahresende sein 
werden. 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes hat dem 
Minister Stoltenberg geholfen, als er vor dem Finanz-
ausschuß alle unzureichend ausgeschöpften Einnah-
mequellen des Staates aufzählte, z. B. die bisher kaum 
kontrollierte Besteuerung der Zinsen. 

Allerdings, meine Damen und Herren, ein befürchte-
tes Entgleisen des Bundeshaushalts 1988 kann auch 
der Bundesrechnungshof nicht verhindern, hat er 
doch keinen Einfluß auf politische Entscheidungen. 

Ich bin der Meinung, daß die Arbeit des Bundes-
rechnungshofes nicht erschwert werden darf, im Ge-
genteil. Deshalb halte ich es trotz des von Minister 
Stoltenberg verordneten Sparkurses für unverant-
wortlich, daß die anderen Fraktionen — außer den 
GRÜNEN — die im Haushaltsjahr 1988 für die Beglei-
chung von Telefongebühren benötigten Mittel für 
den Bundesrechnungshof gekürzt haben. Das fand 
ich überhaupt nicht nett von Ihnen. Ein starker, lei-
stungsfähiger Bundesrechnungshof kann nur zum 
Nutzen des Parlaments und der Regierung sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Zywietz. 

Zywietz (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Einem Bonmot, das mir zu Ohren kam, zu-
folge bleibt in Bonn — vielleicht müßte ich aus aktu-
ellem Anlaß sagen: auch in Kiel — nichts geheim, 
außer einem Plenarbeitrag am Freitag um die Mittags-
zeit. Es ist erfreulich, daß dem offensichtlich nicht 
ganz so ist. 

Die Sache, die wir hier zu behandeln haben, ist ja 
auch nicht unangenehm. Es geht ja um Entlastung der 
Bundesregierung für das Haushaltsjahr 1984, um 
keine Belastung jedweder Art. Es geht — vom Volu-
men her gesehen — um recht wichtige Dinge, nämlich 
um die Entlastung hinsichtlich eines Etats in der Grö-
ßenordnung von 250 Milliarden DM. Es geht auch um 
Grundlagen, die wir in den Bemerkungen des Bun-
desrechnungshofes geboten bekommen, wie wir die 
Wirtschaftlichkeit im Gesamtbereich des Verwal-
tungskörpers und damit im Umgang mit den Steuer-
geldern der Bürger verbessern können. 

Das Ganze wird ja in einer Weise dargeboten, die 
ich eigentlich als sehr interessant empfinde, interes-
sant deshalb, weil uns auf Grund der Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes die Möglichkeit gegeben 
ist, uns mit dem politischen oder mit dem verwal-
tungsmäßigen Innenleben der Bundesrepublik zu be-
schäftigen. Das ist in der Tat eine spannende Lektüre. 
Würde das in Buchform erscheinen und als Taschen-
buch auf der zur Zeit gerade laufenden Buchmesse 
angeboten werden, so könnte ich mir denken, daß das 
ein Renner werden könnte. Viele würden sich wun-
dern, wieviel Interessantes in diesem Bericht festzu-
stellen ist, wenn man unser staatliches Gefüge quasi 
aus der Innenansicht in sich aufnimmt. 

Die Sache verdient also, so meine ich, in mehrfacher 
Beziehung unsere Aufmerksamkeit. Einmal geht es 
darum, mit Hilfe des Berichts des Bundesrechnungs-
hofs, bei der Durcharbeitung des Berichtes im Rech-
nungsprüfungsausschuß die Ordnungsmäßigkeit der 
Haushaltsführung festzustellen. Das ist ja nicht un-
wichtig. Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser, sagt 
der Volksmund. 

(Ebermann [GRÜNE]: Von wem ist das?) 

Zweitens geht es darum, den wirtschaftlichen Um-
gang mit Steuergeldern, so gut er auch immer sein 
mag, weiter zu verbessern. Was gut ist, hat meistens 
auch in sich noch die Möglichkeit, ein Stück besser 
gemacht zu werden. Diese Wirtschaftlichkeit der Ver-
waltung ist uns ein gewichtiges Anliegen. All das 
kann nur vor dem Hintergrund der guten Vor- und 
Zuarbeit des Bundesrechnungshofes geschehen. Ihm 
an dieser Stelle zu danken ist mir wirklich aus Über-
zeugung ein sehr herzliches Anliegen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Es gibt vielfältige Hinweise auf Verbesserungen in 
der Zukunft. Es ist der entscheidende Punkt, die Ver-
gangenheit nicht nur abzuhaken, sondern konstruk-
tive Schlüsse daraus zu ziehen und Verbesserungen 
auf den Weg zu bringen. Gestatten Sie mir, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, nur einen ganz kurzen Anriß 
eines Grobvergleiches auch mit Arbeitsmethoden und 
-abläufen aus der Wirtschaft zu geben. Ich weiß sehr 
wohl — vielleicht kommt dieser Einwand — , das ist 
nicht so einfach vergleichbar. Das ist schon richtig. Ich 
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hatte das Vergnügen, mich — bis zum Frühjahr — in 
den letzten vier Jahren im Bereich der sogenannten 
freien Wirtschaft zu bewegen, auch in dem Bereich 
der Finanzkontrolle, der hier angesprochen ist. Es gibt 
doch ein paar Augenfälligkeiten. In einem Unterneh-
men wird der Jahresabschluß — das ist eine sehr 
heiße Zeit — um die Jahreswende aufgestellt, und 
unternehmensintern wird das Ergebnis im Januar/ 
Februar festgestellt. Die mit der Wirtschaftsprüfung 
beauftragten Gesellschaften sind im Herbst schon 
sehr heiß dabei, parallel mitzuarbeiten, und nach mei-
nen Erfahrungen ist, wenn wir hier z. B. einen Ab-
schluß für 1984 vor Augen haben, Ostern 1985 das 
Grundgerippe eines Wirtschaftsprüfungsberichtsetats 
für die Geschäftsführung eines Unternehmens, einer 
GmbH oder Aktiengesellschaft, da, und spätestens im 
Sommer des Jahres findet die Gesellschafterver-
sammlung und damit die Entlastung der Geschäfts-
führung statt. Für das, was dort also in einem halben 
Jahr läuft — zugegeben unter einigen anderen 
Aspekten — , brauchen wir zweieinhalb Jahre. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Die prüfen 
nicht so detailliert wie der Rechnungshof!) 

— Richtig. Aber wir brauchen zweieinhalb Jahre, und 
das ist auch bei allem berechtigten Lob für den Rech-
nungshof, auch für unsere eigene Arbeit, immer noch 
ein Grund, darüber nachzudenken, wie wir zumindest 
die Entlastung zeitnäher gestalten können. Es mag 
manchen längergedienten Experten hierzu geben. 
Vielleicht wäre eine gewisse Trennung gut: Was für 
die Entlastung eines Haushaltes nötig ist, sollte stär-
ker von dem getrennt werden, was man für die Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung in Kontinuität sicher-
lich zu erledigen hat. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Die Regierung 
will die Entlastung nicht; sonst wäre sie stär

-

ker vertreten!) 

Wir sind sozusagen in dem Marathon eines Haushalts-
zyklus, der alles in allem vier Jahre in Anspruch 
nimmt, also den Zeitraum einer ganzen Legislaturpe-
riode: Von 1984, vorbereitet im Jahre 1983 mit dem 
Beschluß des Haushaltes, bis zum Abschluß im Herbst 
1987. Das ergibt im Grunde genommen eine Pla-
nungsabwicklung und einen Entlastungszeitraum von 
vier Jahren. Ich glaube, daß dieser Zeitraum ein wenig 
zu lang ist. Es erscheint mir schon der Mühe der Edlen 
wert, darüber nachzudenken. 

Ich glaube, hier muß angesetzt werden; denn ich 
halte es auch nicht für gut, daß beispielsweise diese 
Beratung über die Bemerkungen 1986 und die Entla-
stung für 1984 sozusagen in der Öffentlichkeit von der 
Darlegung und der Veröffentlichung des Berichts 
1987 überholt wird. Hier findet geradezu eine gewisse 
Überlappung und Überrollung statt. 

Wir haben uns bei der Novellierung des Gesetzes 
für den Bundesrechnungshof dafür eingesetzt, den 
Präsidenten auf Vorschlag des Parlaments zu wählen, 
was nicht Gesetz geworden ist. Aber er sollte immer-
hin durch das Parlament gewählt werden. Wir hätten 
auch gerne gewollt, daß er hier einen Bericht gibt. 
Wenn das aber schon hier nicht geschieht, muß nicht 
unbedingt der Substitut die Pressekonferenz sein. Ich 
könnte mir einen Bericht vor dem Haushaltsausschuß  

vor der Veröffentlichung des schriftlichen Berichts 
durchaus als eine adäquate Vorgehensweise vorstel-
len — wenn nicht vor dem Plenum, dann vor dem 
Haushaltsausschuß. Man sollte nicht das Plenum 
durch die Presse ersetzen, damit wir als Haushälter 
dann nicht aus den Medien entnehmen müssen, wo-
mit wir uns eigentlich vorrangig zu beschäftigen hät-
ten. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Guter Vor

-

schlag!) 

Ich bin offen genug, um eine Sache, die mir — wenn 
ich so sagen darf — als „neuem Alten" durch den Kopf 
ging, hier etwas ungeschützt für die weitere Erörte-
rung anzubieten. Denn es muß uns bei diesen Berich-
ten und der Entlastung darum gehen — das scheint 
mir wichtig zu sein — , den Rechnungshof noch stär-
ker — ich betone „noch", denn stark ist er schon — 
zum sichtbaren Partner des Parlaments zu machen. 
Durch eine solche Berichterstattung im Haushaltsaus-
schuß und zusätzlich durch die eine oder andere Sa-
che wäre noch besser sichtbar zu machen, daß er die 
Hilfseinrichtung für die Verwaltungskontrolle des 
Parlaments ist. Das mag sogar so weit gehen, daß man 
auch in unserem Haushaltsausschuß einmal über die 
Sitzordnung nachdenken sollte. Die Exekutive mit ih-
ren Beamten ist neben dem Vorsitzenden plaziert, der 
Rechnungshof sitzt ein bißchen zu sehr am Katzen-
tisch. Ihn aus dieser Hintergrundrolle auch optisch ein 
bißchen mehr in den Vordergrund zu rücken schiene 
mir ein kleines Zeichen dafür zu sein, wie wir die 
Arbeit inhaltlich und auch optisch strukturell einord-
nen. 

(Beifall des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] [FDP] 
sowie Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

An einem besteht kein Zweifel: Diese Arbeit ist die 
wichtigste Grundlage für unsere Entlastungs- und 
Kontrollarbeit. Das soll auch gewürdigt und sichtbar 
gemacht werden. 

Ich möchte noch einmal betonen: Ich bin voller Re-
spekt für den Rechnungshof. 

Ich möchte eine weitere Anmerkung machen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Im Rechnungs

-

prüfungsausschuß sitzt der Rechnungshof di

-

rekt nebendran! Er sitzt vorn!) 

— Sehr gut. Nicht nur wegen des Zwischenrufes, Herr 
Kollege Friedmann, sondern auch, weil ich Ihre Len-
kung der Arbeit im Rechnungsprüfungsausschuß 
wirklich mit Bewunderung verfolgt habe, möchte ich 
nicht nur dem Bundesrechnungshof, sondern auch 
dem Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschus-
ses danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Viel Zeit habe ich nicht mehr, doch einen Punkt 
möchte ich noch erwähnen. Wir sprechen von Bemer-
kungen des Rechnungshofes. Aus den Gesprächen 
mit dem Rechnungshof ist mir deutlich geworden, daß 
die Arbeit sehr viel umfänglicher ist, als sie sich in 
diesen Bemerkungen ausdrückt. Es ist schwer nach-
zuvollziehen, nach welchen Kriterien diese Bemer-
kungen ausgewählt worden sind. Man sollte auch da-
rüber nachdenken, aus den Bemerkungen so etwas 
wie einen Jahresbericht zu machen. Jedem, der den 
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vorliegenden Bericht durchblättert, fällt auf, daß er 
Bemerkungen über die Einzelpläne der meisten Mini-
sterien enthält, aber z. B. keine Bemerkungen über 
den Bundestag, das Kanzleramt und den Bundesrat. 
Ich frage mich: Ist da nichts zu bemerken? Es ist also 
eine gewisse Auswahl getroffen. So weit, so gut. Die 
Finanzkontrolle konzeptioneller noch etwas zu ver-
dichten scheint mir ebenfalls wichtig zu sein. 

Das rote Licht leuchtet. Ich hatte mir noch vorge-
nommen, die Fallgruppen und die Einzelfälle, aus de-
nen wir lernen können, aus meiner Sicht etwas anzu-
reichern. Das muß ich mir hier versagen. Von den Kol-
leginnen und Kollegen ist dazu schon einiges darge-
legt worden. Ich erwähne nur drei Stichworte. Wir 
bringen zur Kenntnis, und wir machen sichtbar, wo 
Dinge nicht ganz in Ordnung sind oder wo sie zu ver-
bessern sind. Aber die Konsequenz aus dieser Kennt-
nisnahme, der Brückenschlag zur Verbesserung ist, 
glaube ich, noch nicht ganz vollzogen. Ich weiß als 
Nichtjurist, daß es Stichworte wie Haftung und Staats-
haftung gibt. Auf Anfrage ist mir aber vom Wissen-
schaftlichen Dienst gesagt worden: Ja, das gibt es im 
Grundsatz. Wenn man fragt, was das in der Praxis 
heißt, hört man: In der Praxis findet das kaum oder gar 
nicht statt. — Das ist eine nicht voll zufriedenstellende 
Schlußfolgerung aus der Fülle der berechtigten An-
merkungen, die wir zur Kenntnis nehmen. 

Ich habe auch festgestellt, daß eine bestimmte Ak-
tionslinie verstärkt werden muß. Ich denke etwa an 
Umplanungen von Grundstücken — von Aktiva 
würde man wirtschaftlich sprechen —, wenn gekaufte 
Teilflächen für Straßenplanungen oder andere 
Zwecke, die dann geändert werden, nicht mehr benö-
tigt werden. In solchen Fällen wird dann festgestellt: 
Wir brauchen die Grundstücke nicht mehr für diesen 
Zweck. Dann muß auch in diesem Bereich so etwas 
wie eine Privatisierungswelle stattfinden, um sich 
von Aktiva zu trennen, die für einen anderen Zweck 
gedacht waren, als sich im nachhinein dargestellt 
hat. 

Ich möchte es bei diesen Anmerkungen bewenden 
lassen. Ich möchte dem Rechnungshof noch einmal 
Dank sagen für diese Zuarbeit und für die Grundlagen 
zu Hinweisen, die ich auf der einen oder anderen Seite 
zur Fortentwicklung und zur Fortschreibung gegeben 
zu haben glaube. 

Ich stelle den Antrag auf Entlastung. Ich wünsche 
mir auch in Zukunft den Bundesrechnungshof als ei-
nen selbstbewußten Mahner und Partner an der Seite 
des Parlaments, um die Ordnungsmäßigkeit und 
— immer stärker werdend — vor allem auch die Wirt-
schaftlichkeit, die ökonomische Sinnhaftigkeit des 
Verwaltungshandelns zu kontrollieren und zu verbes-
sern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nicht einmal das schlechte Gewissen 
treibt die Regierung hier ins Haus. Daß Staatssekretär 

Voss vom Finanzministerium die ganzen Prügel abbe-
kommt, geschieht ihm vielleicht auch recht; 

(Fellner [CDU/CSU]: Das hat er wirklich 
nicht verdient!) 

denn er hätte ja dafür sorgen können, daß seine Kol-
legen, die diese Prügel hätten abbekommen müssen, 
hier anwesend sind. 

Ich will mich zu zwei Punkten äußern, die die Haus-
haltsführung im Verteidigungsbereich betreffen. 
Wenn man in die umfangreichen Unterlagen schaut, 
stellt man fest, daß im Verteidigungsbereich offen-
sichtlich der Überfluß an Geld zu Übermut führt, zu 
Planungsvorhaben, von denen der Kollege F riedmann 
zum Schluß unserer Beratungen über den Verteidi-
gungsbereich festgestellt hat: Es sind 700 Millionen 
DM in den Sand gesetzt worden. 

Ich will das an zwei Punkten deutlich machen, bei 
denen, glaube ich, im vorhinein Kontrolle und Mitwir-
kung des Rechnungshofs bis hinein in die Rüstungs-
firmen angebracht gewesen wären. 

Man hat im Verteidigungsbereich beispielsweise 
Überlegungen angestellt, ein Landesystem nationaler 
Art für 88 Flugplätze sowie zehn Flugzeugsysteme 
anzuschaffen. 

Mitten im Planungsverfahren stellte man fest, daß 
das ja nicht mit der NATO konform entwickelt sei. 
Dann hat man zu reduzieren begonnen, soweit es 
noch zu reduzieren war. Heute stellen wir fest: Dieses 
Landesystem ist an 12 Flugplätzen installiert, in zwei 
Flugzeugsystemen implantiert, wird aber bis heute 
nicht genutzt. 

Der Rechnungshof kommt zu dem Schluß: Minde-
stens 300 Millionen DM sind umsonst verausgabt wor-
den, und wir sind immer noch dabei, innerhalb der 
NATO konzeptionell ein durchgängiges System zu 
entwickeln, das vielleicht im Jahre 1995 und dann 
wahrscheinlich für alle Flugführungssysteme greifen 
wird. 

Im Verteidigungsbereich wird in einer B rigade von 
einem Oberinspektor eifersüchtig darüber gewacht 
und genau darüber Buch geführt, ob denn nicht zuviel 
an Briefpapierkosten, an Portokosten, an anderen 
Kleinstausgaben entsteht, aber von den militärischen 
Planern werden, weil eben nicht entsprechend koor-
diniert und kontrolliert wird, 300 Millionen DM buch-
stäblich umsonst ausgegeben, also verschleudert. 

Etwas anderes ist, wie der Rechnungshof festge-
stellt hat, bei der Beschaffung von U-Booten passiert. 
Es handelt sich um eine Ausgabe, die, wenn ich es 
richtig addiert habe, in die Milliarden geht. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wo ist Herr Gansel?) 

Bei der ersten Überprüfung der zugelaufenen U-
Boote stellte man fest, daß die Zusammenarbeit zwi-
schen Schiff und Waffensystem nicht gewährleistet 
war. Man mußte bereits bei der Inbetriebnahme der 
ersten U-Boote an die nächste Kampfwertsteigerung 
herangehen. Es ist also festzustellen, daß wir ein gro-
ßes Waffensystem angeschafft haben, das nachgerü-
stet werden mußte, damit es seine Aufgabe erfüllen 
kann. 
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Da aber im Haushalt Finanzenge herrschte, wurden 
von den 18 vorhandenen U-Booten nur 12 nachgerü-
stet, so daß wir die Situation haben, daß eigentlich 
sechs U-Boote untauglich — bezogen auf die Aufga-
benstellung — in der Nordsee herumschwimmen. 

Bei der Nachrüstung der 12 U-Boote wiederum 
stellte man fest — das hat der Rechnungshof heraus-
kristallisiert —, daß man für den Einbau der Waffen-
systeme in einem Jahr offensichtlich zuviel Geld hatte. 
Das hat dann dazu geführt, daß man, ohne daß von 
den Nachrüstungsfirmen Leistungen erbracht wur-
den, über 30 % Vorauszahlungen getätigt hat. Das 
geschah, ohne daß auch nur eine Dienstleistung er-
bracht bzw. eine Hardware erstellt war. Es wurde also 
vom Konto Verteidigungsministerium auf das Konto 
Privatfirma Geld übertragen, nur weil der Jahres-
schluß drohte. 

(Zuruf von der SPD: Herr Kollege, das war 
Werftenhilfe! ) 

— Ja, das kann man auch als Werftenhilfe bezeichnen. 
Die Firmen waren offensichtlich aber noch nicht 
pleite. 

Ich will darauf hinweisen, daß man offenbar dort im 
Verteidigungsbereich, wo es um Millionenbeträge 
geht, sehr großzügig mit den Geldern umzugehen 
bereit ist. Das muß die Regierung doch nachdenklich 
in der Hinsicht machen, daß wir heute um so kritischer 
in Großprojekte hineinzuleuchten haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die gehören auf die 
Anklagebank!) 

Man soll auch einmal etwas Positives sagen. Ich 
bedanke mich bei den vielen Beamten in der Bundes-
wehrverwaltung und im Bundeswehrbereich, die pe-
nibel auf den Pfennig gucken. Ich bedanke mich über-
haupt nicht bei den Militärs, die , je höher ihre Ränge 
sind, um so großzügiger mit komplexen Waffensy-
stemen und Ausgaben umzugehen bereit sind. 

Eine Schlußbemerkung: Wer sich an die im vergan-
genen Jahr an dieser Stelle teilweise erbitterte Dis-
kussion über die Frage, ob wir nun die Zinsen an der 
Quelle besteuern sollen oder mit Kontrollmitteilun-
gen arbeiten sollen, erinnert, der wird angesichts der 
Information, die ich hier vorliegen habe, Herr Kollege 
Deres, heute feststellen müssen, daß ich wohl doch 
recht gehabt habe, daß dies eine erhebliche Einnah-
mequelle für den Bund sein dürfte. Ich wollte Ihnen 
das nicht noch einmal vorhalten, was von Ihrer Seite 
zur Stützung der Bundesregierung hier an Abwehr-
front aufgebaut worden ist. Aber wenn es hilft, daß 
man nach einem Jahr zu einem gemeinsamen Ergeb-
nis kommt, Herr Kollege Voss, dann wünsche ich mir, 
daß wir bei den 2,4 Millionen Selbständigen und de-
ren privat genutzten Kraftfahrzeugen — Herr Kollege 
Schröer hat dazu schon etwas gesagt — zum gleichen 
Ergebnis kommen und, wie ich vermute, zu Steuerge-
rechtigkeit und Steuermehreinnahmen von über 
2 Milliarden DM. Vielleicht ist Ihr Haus ähnlich hilf-
reich bei der Frage der Erschließung von Steuern, die 
dem Bund, den Ländern und Gemeinden zustehen, 
und nicht großzügig im Verzicht, so wie es offensicht-
lich die Maxime des Hauses Stoltenberg ist, wenn bei 
den Kleinen penibelst zugegriffen, aber dann, wenn  

es um Großbeträge geht, großzügig darüber hinweg-
gesehen wird. 

In diesem Sinne und trotz allem wird die SPD der 
Entlastung der Bundesregierung zustimmen. Aber, 
Herr Präsident, ich wäre dankbar, wenn in Zukunft 
diejenigen, die ein schlechtes Gewissen haben müß-
ten, hier zumindest am Tisch säßen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen, Herrn Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Herr Kollege Kühbacher, um auf 
die Prügel einzugehen, die Sie zu Beginn Ihrer Aus-
führungen hier angesprochen haben: Da halte ich es 
mit dem Sachsenspiegel, der, wenn ich recht infor-
miert bin, ja aus Ihrem Lande kommt und in dem es 
heißt: Wen es trifft, den trägt's. 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß die Bundesre-
gierung im Haushaltsjahr 1984, über das wir hier de-
battieren, ihre Pflicht getan hat und daß mir Kritik in 
dem Maße, wie Sie es angesprochen haben, Herr Kol-
lege Kühbacher, nicht gerechtfertigt erscheint. 

Wenn sich in diesen Tagen und Wochen, meine 
Damen und Herren, der Haushaltsausschuß mit der 
Aufstellung des Bundeshaushaltes 1988 und auch mit 
dem Finanzplan bis 1991 befaßt und dann heute die-
ser Bundestag über die Entlastung der Bundesregie-
rung für das Haushaltsjahr 1984 beschließt, dann wird 
daraus deutlich, welch langen Zeitraum Haushaltspo-
litiker im Blick haben müssen. Von der mittelfristigen 
Planung bis zur abschließenden Entlastung der Exe-
kutive vergehen zur Zeit volle acht Jahre oder zwei 
Legislaturperioden — vier Jahre in die Zukunft und 
vier Jahre in die Vergangenheit. Sie, Herr Kollege 
Zywietz, haben das eben hier angesprochen. Ich 
meine auch, daß dieser Zeitraum sehr lang ist. 

Ich darf Ihnen sagen, daß wir mit gutem Erfolg da-
bei sind, ein automatisches Buchungssystem aufzu-
bauen. Dadurch werden wir in der Lage sein, die Zeit-
räume erheblich zu verkürzen. Das würde etwa hei-
ßen, daß wir zur Vorlage bereits im Frühjahr des kom-
menden Jahres statt — wie jetzt — am Ende des Jah-
res in der Lage wären. Ich meine, dadurch wird Zeit 
eingespart und alles etwas zeitnäher. Das kann dem 
Verfahren nur dienlich sein. 

Überwiegend Vergangenheit ist inzwischen bereits 
der Haushalt 1987, dessen bisheriges Ergebnis wir bei 
der Beratung über den Haushalt 1988 natürlich be-
rücksichtigen. Vergangenheit ist auch das Haushalts-
jahr 1986, für das wir die aufbereitete Rechnungsle-
gung in wenigen Wochen veröffentlichen können. Für 
das Haushaltsjahr 1985 hat der Bundesrechnungshof 
Anfang dieser Woche seine Bemerkungen als Grund-
lage für das parlamentarische Kontrollverfahren vor-
gelegt. 

Für das Haushaltsjahr 1984 soll heute ein politi-
scher Schlußstrich gezogen werden, wobei gewon-
nene Erfahrungen, meine Damen und Herren Kolle-
gen, und Erkenntnisse natürlich weiter verfolgt wer- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Voss 
den müssen. Der Kollege Sieler hat eben bereits das 
Beispiel der Ermittlung des Personalbedarfs der Bun-
desanstalt für Arbeit angesprochen. Aus Zeitgründen 
will ich hier nicht auf weitere Beispiele eingehen. 

Lassen Sie mich nur noch sagen, der Bundeshaus-
halt 1984 war der erste Haushalt, den die jetzige 
Koalition mit jedem der 7 000 Einzeltitel von der Pike 
auf eigenverantwortlich aufgestellt und durchgeführt 
hat. Für den Haushalt 1983 hatten wir, wie Sie ja wis-
sen, noch einen Entwurf, der allerdings in wesentli-
chen Bereichen durch die Ereignisse überholt und von 
daher nur begrenzt verwendungsfähig war. 

Finanzpolitisch war der Haushalt 1984 ein voller 
Erfolg. Die Steigerungsrate der Ausgaben lag mit 2 
weit unter der Zunahme des nominalen Bruttosozial-
produkts von 5,3 %. Dies war nicht immer so, meine 
Damen und Herren. Sie wissen, daß zu Zeiten Ihrer 
Regierung zuweilen das Gegenteil der Fall war. 

Die Nettokreditaufnahme blieb mit 28,3 Milliarden 
DM deutlich hinter dem Vorjahresergebnis von 
31,5 Milliarden DM und noch deutlicher hinter dem 
Haushaltssoll von 33,6 Milliarden DM zurück. Dies 
war nicht zuletzt ein Erfolg sparsamer Haushaltswirt-
schaft von Regierung und Verwaltung. 

Ich erwähne die Sparsamkeit der Verwaltung aus 
zwei Gründen, meine Damen und Herren. Zum einen 
möchte ich die vielen tausend öffentlichen Bedienste-
ten, die im Rahmen der parlamentarischen Ermächti-
gungen im Einzelfall über das Geld des Steuerzahlers 
verfügen, ausdrücklich ermuntern, im pflichtgemäßen 
Bemühen um Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
nicht nachzulassen. 

(Beifall des Abg. Zywietz [FDP]) 

Zum anderen möchte ich einem Eindruck entge-
gentreten, der in der Öffentlichkeit durch eine manch-
mal etwas zu pointierte und zu knappe Berichterstat-
tung der Medien über die Bemerkungen des Bundes-
rechnungshofes entstehen kann. Unsere öffentliche 
Verwaltung geht — von Ausnahmen natürlich abge-
sehen — nicht leichtfertig, sondern ordnungsgemäß 
und sparsam mit dem Geld des Steuerzahlers um. 

Ich weiß mich in dieser Einschätzung in voller Über-
einstimmung mit dem Präsidenten des Bundesrech-
nungshofes. Alle ausländischen Beobachter, die sich 
über das deutsche Haushaltssystem informieren, sind 
von der Verläßlichkeit und dem Verantwortungsbe-
wußtsein der öffentlichen Bediensteten und der Effek-
tivität der öffentlichen Verwaltung insgesamt beein-
druckt. 

Dennoch gibt es im Einzelfall auch bei uns Fehler 
und Versäumnisse im Haushaltsvollzug. Sie müssen 
unnachgiebig aufgedeckt und abgestellt werden, 
meine Damen und Herren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Vor dem Hintergrund dieses Erscheinungsbildes 
der öffentlichen Verwaltung hält die Bundesregie-
rung die Schaffung neuer Straftatbestände nicht für 
geboten. Trotz der zahlreichen einzelnen Kritik-
punkte verbleibt allgemein der Eindruck, daß ein sub-
jektives Verschulden in der weit überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle nicht vorliegt. Insbesondere prü-
fen auch die Ressorts in verstärktem Umfange Fragen  

des Regresses in den vorn Bundesrechnungshof auf-
geworfenen Fällen. Die vorhandenen Möglichkeiten 
des Straf- und des Disziplinarrechts haben sich als 
ausreichend erwiesen. 

Der Bundesrechnungshof ist eine leistungsfähige 
und leistungswillige Institution. Durch seine Präsenz 
und seinen intensiven Kontakt mit der Verwaltung 
hilft er, viele Fehler zu vermeiden. Wenn es sein muß, 
scheut er sich aber auch nicht, die kleinen und großen 
Sünden beim Namen zu nennen und dem Parlament 
vorzutragen. 

Mit dem Haushaltsausschuß und seinem Rech-
nungsprüfungsausschuß hat der Deutsche Bundestag 
Gremien, die über die Parteigrenzen hinweg — das 
will ich ausdrücklich unterstreichen — mit Fleiß und 
Engagement der vorgetragenen Kritik nachgehen. 
Diese Gremien stellen sicher, daß die Bemerkungen 
des Rechnungshofes nicht als geduldiges Papier zu 
den Akten gehen, sondern die notwendigen Konse-
quenzen auslösen. Ich danke allen Kollegen der Aus-
schüsse und ihren Mitarbeitern ebenso wie dem Bun-
desrechnungshof für die deutliche, aber faire und 
konstruktive Kritik, die sie am Bundeshaushalt 1984 
geübt haben. 

Im Namen der Bundesregierung bitte ich das Hohe 
Haus um Entlastung für das Haushaltsjahr 1984. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Deres. 

Deres (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Herr Präsident! Später als gewohnt bera-
ten wir in diesem Jahr diesen Be richt und auch spät 
am Freitag mittag. Ich sage das in unsere eigene Frak-
tion hinein: Ich möchte darum bitten, wenn schon der 
letzte Tagesordnungspunkt der Beratung der Bemer-
kungen des Bundesrechnungshofes dient, dann sollte 
man nicht versuchen, einen zusätzlichen Punkt noch 
vor diese Beratung zu schieben. Das ist für uns Rech-
nungsprüfer unzumutbar, wenn wir an die Arbeit des 
ganzen Jahres denken. Wenn wir auch in diesem Jahr 
durch die Bundestagswahl usw. nicht viel Zeit hatten, 
so haben wir doch, meine ich, mit Fleiß an diesem 
Werk gearbeitet. Die Intensität der Beratungen hat 
darunter auch nicht gelitten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, einige 
Leitpunkte möchte ich hier noch einmal kurz an-
schneiden. Wir haben uns sehr viel Sorgen um die 
Frage der Personalbemessung gemacht. Wir wissen, 
in welchen Schwierigkeiten wir stecken. Wir wollen 
zu diesem Thema eines sagen: Wir wollen nicht nur 
die wirtschaftliche und kostengünstige Personallö-
sung haben, sondern wir wollen auch menschliche 
und soziale Aspekte berücksichtigt sehen. Ich will ein-
mal als Beispiel nennen, daß wir uns ja auch darüber 
verständigen konnten — gegebenenfalls natürlich 
unter Kostengesichtspunkten gesehen — , daß die Ar-
beit zum Menschen gebracht wird und nicht durch 
Konzentration die Arbeit immer weggeholt wird. Ich 
meine, daß wir auch das im Auge behalten sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 
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Meine Damen und Herren, ich will einmal das Wort 
von der Bunkermentalität hier in den Raum stellen. 
Wenn gewisse Fragen vom Rechnungshof und vom 
Rechnungsprüfungsausschuß angesprochen werden, 
dann bitte ich die Häuser, Ämter und Anstalten 
darum, offen und ehrlich Antwort zu stehen. Erst dann 
wird eine Prüfung sinnvoll und effektiv. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wenn eine Bundesanstalt einen hohen Selbstverwal-
tungsanteil hat, dann sollte sie sich diesen Prüfungen 
nicht sperren, sondern sich ihnen öffnen, um die Sa-
che so einfacher zu machen. 

(Dr. de With [SPD]: Sehr richtig, Herr Kol

-

lege!) 

Ich möchte auch einmal mit Blick auf viele Berichte 
in den Medien sagen: Wir fühlen uns nicht dafür zu-
ständig, die Regierung und die Verwaltung pauschal 
schlechtzumachen. Was wir aber wollen, das sagen 
wir sehr deutlich: Wir wollen zunächst einmal Fehler 
aufdecken, den Sünder ertappen und den potentiellen 
Täter abschrecken. Das ist unsere Zielrichtung. Wir 
wollen dabei sehen, daß das Gebot der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit beachtet wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die Lehren 
daraus ziehen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gutes 
Geld soll man schlechtem nicht nachwerfen. Wenn 
Fehlprojekte laufen, der Rechnungshof davon erfährt 
und es sich abzeichnet, daß das Projekt nicht gelingen 
kann, dann muß auch der Mut zum Rigorosen vorhan-
den sein, gegebenenfalls ein Projekt zu stoppen und 
es nicht irgendwie zu Ende zu führen; denn es kann 
nicht sein, daß wir dauernd Geld nachpumpen, um 
das schlecht verwandte Geld irgendwie zu retten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch ein weiteres 
Thema ist uns sehr angelegen: Wir wollen darauf 
drängen, daß von der öffentlichen Hand mehr Wett-
bewerb beachtet wird. Das gilt auch für unsere Son-
dervermögen wie Bundespost und Bundesbahn. Wir 
haben wieder einige Beispiele in diesem Bericht. Ich 
bin der Meinung, daß Wettbewerb zu wirtschaftli-
chem Arbeiten, zu wirtschaftlichen Ergebnissen 
führt. 

Mit Blick auf die Bautätigkeit, die das Parlament in 
den nächsten Monaten hier entwickeln wird, Herr 
Präsident, erlaube ich mir einmal darauf hinzuweisen, 
daß der Baubereich in jedem Prüfungsbericht ange-
sprochen ist. Wenn ich also daran denke, daß wir uns 
hier demnächst vor großen Bauaufgaben und Bauvor-
haben sehen, dann möchte ich heute leicht mahnend 
sagen: Hoffentlich finden wir uns als Parlament im 
Rechnungsprüfungsausschuß nicht mit groben Ent-
wicklungen wieder. Hier sollte von vornherein darauf 
geachtet werden, daß wir ein gutes Beispiel abge-
ben. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wo ist Con

-

radi?) 

Meine Damen und Herren! Auch ich möchte ab-
schließend sagen, daß wir dem Bundesrechnungshof, 
dem Herrn Präsidenten und seinen Mitarbeitern, für  

die gute Zusammenarbeit recht herzlich danken. 
Auch die Häuser haben kooperativ mitgetan. Sie ha-
ben sich natürlich auch gewehrt — das ist ihr gutes 
Recht — und ihre Meinung vertreten, aber wir sind im 
letzten über die Parteigrenzen hinweg doch immer zu 
guten Ergebnissen gekommen. So soll es im Rech-
nungsprüfungsausschuß auch bleiben. Ich wünsche 
uns für den nächsten Be richt wieder eine gute Zusam-
menarbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren! Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur 
Abstimmung über die Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses. Wer stimmt für diese Beschlußemp-
fehlung? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bei 20 Leuten!) 

Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung ist angenommen. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 9 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Buschbom, Eylmann, Geis, Helmrich, Hörster, 
Dr. Hüsch, Dr. Langner, Marschewski, Sauter 
(Ichenhausen), Seesing, Dr. Stark (Nürtingen), 
Weiß (Kaiserslautern), Dr. Wittmann und Ge-
nossen und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Funke, Irmer, Kleinert (Han-
nover) und der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Verlängerung des 
Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanz-
hofs 
— Drucksache 11/898 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung ist für die Beratung eine Stunde 
vorgesehen. — Ich höre keinen Widerspruch; dann ist 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Abgeordneten Langner. 

Dr. Langner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Hohe Steuerlast, komplizierte Ge-
setze, viele und lange Prozesse, Ärger für die Steuer-
pflichtigen und bei Finanzämtern und Finanzgerich-
ten — wie kann man da Abhilfe schaffen? 

Im Jahre 1975 wurde der Versuch gestartet, mit 
Hilfe eines Gesetzes zur Entlastung des Bundesfi-
nanzhofs die bereits damals vorhandene Prozeßflut 
beim höchsten deutschen Ge richt in Steuersachen 
einzudämmen. Dieses Entlastungsgesetz, das anfäng-
lich auf fünf Jahre bef ristet war, wurde seitdem zwei-
mal zeitlich verlängert und läuft jetzt erneut zum Ende 
des Jahres aus. Eine routinemäßige Verlängerung der 
Geltungsdauer des BFH-Entlastungsgesetzes ist nun 
aber keineswegs von den Koalitionsfraktionen mit 
diesem Antrag beabsichtigt. Vielmehr soll dies die 
letzte Überbrückungsmaßnahme sein vor einer durch-
greifenden Reform des finanzgerichtlichen Verfah-
rens. 
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Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat im Juli einen 
Bericht vorgelegt, der neben einer Analyse der Situa-
tion in der Finanzgerichtsbarkeit Vorschläge für eine 
neue Finanzgerichtsordnung enthält. Zur Zeit wird 
im Bundesjustizministerium, aber auch innerhalb der 
Koalitionsparteien intensiv an einer solch umfassen-
den Novelle gearbeitet. 

Dadurch, daß wir die Geltungsdauer des BFH-Ent-
lastungsgesetzes nur noch um die kurze Zeitspanne 
von zwei Jahren verlängern, ist der Zeitrahmen für die 
Verabschiedung einer neuen Finanzgerichtsordnung 
gesetzt. Spätestens also zum 1. Januar 1990 muß eine 
neue Finanzgerichtsordnung in Kraft treten. Eine 
nochmalige Verlängerung des Entlastungsgesetzes ist 
jetzt allerdings geboten. 

Zwar ist das anfängliche Ziel, die Belastung des 
Bundesfinanzhofes abzubauen oder jedenfalls einzu-
dämmen, nicht in dem erhofften Maße erreicht wor-
den, doch wäre ohne die in dem Entlastungsgesetz 
getroffenen Maßnahmen der Geschäftsanfall beim 
Bundesfinanzhof noch besorgniserregender angestie-
gen, als dies ohnehin schon der Fall ist. 

Einige Zahlen hierzu: Die Neueingänge bei den 
Finanzgerichten stiegen von 13 525 im Jahre 1970 auf 
60 365 im Jahre 1986. Das entspricht einer Steigerung 
um 346 %. Diese extreme Erhöhung wirkte sich 
zwangsläufig auch auf den Bundesfinanzhof aus. 
Beim Bundesfinanzhof stiegen im Vergleichszeitraum 
die Eingänge von 2 223 auf 3 209, d. h. um 44 %. Zur 
Zeit sind bei den Finanzgerichten cá. 100 000 und 
beim Bundesfinanzhof ca. 5 400 unerledigte Verfah-
ren anhängig. Für die Erledigung der Klageverfahren 
benötigen sowohl die Finanzgerichte als Tatsachenin-
stanz als auch der Bundesfinanzhof als Revisionsin-
stanz durchschnittlich jeweils 30 Monate. Das heißt: 
Eine rechtskräftige Entscheidung gibt es oft erst nach 
fünf Jahren. Rechnet man dann noch die Vorlaufzeit 
im Einspruchs- oder Beschwerdeverfahren hinzu, so 
dauert es viele Jahre bis zu einem rechtskräftigen 
Steuerbescheid. Das ist nicht nur für die Steuerbürger 
unzumutbar. Auch der Steuerfiskus hat einen Nach-
teil davon: Im Moment sind etwa 7 Milliarden DM im 
Streit, die vorerst nicht an den Fiskus gezahlt wer-
den. 

Die Belastung der Finanzgerichte ist allerdings 
nicht mit einer weiteren Vermehrung der Richterstel-
len abzubauen. Das wäre der falsche Weg. Kein Land 
der Welt hat so viele Richter wie die Bundesrepublik 
Deutschland. Die Zahl der Richter an den Finanzge-
richten stieg von 1970 bis 1986 von 252 auf 482; sie hat 
sich also fast verdoppelt. Ähnlich sieht es beim Bun-
desfinanzhof aus. Ihm gehörten 1970 42 Richter an; 
1986 waren es schon 54. Und nachdem noch in diesem 
Jahr ein 10. Senat gebildet worden ist, sind gegenwär-
tig 60 Richter beim Bundesfinanzhof tätig. 

Der Abbau der Geschäftsbelastung muß woanders 
ansetzen. Es sagt meines Erachtens sehr viel über 
unser Steuersystem aus, daß 67 %, also rund zwei Drit-
tel aller steuerrechtlichen Literatur auf der Welt in 
deutscher Sprache erscheint. Diese Spitzenstellung ist 
nicht Ausdruck besonderer wissenschaftlicher Kreati-
vität. Wir haben uns diese Spitzenstellung — gerade 
wir Abgeordnete als Gesetzgeber sind hier angespro-

chen — mit komplizierten und kompliziertesten Steu-
ergesetzen erobert. 

(Dr. de With [SPD]: Sie sind dabei, die Zahl 
dieser Gesetze zu vermehren!) 

— Da haben Sie ja während Ihrer Regierungszeit Gro-
ßes geleistet, Herr de With. 

Schon Albert Einstein meinte vor Jahrzehnten, daß 
die Einkommensteuerberechnung für ihn als Mathe-
matiker zu hoch sei; das könne er nicht, dazu müsse 
man Philosoph sein. Die Kompliziertheit folgt natür-
lich zum einen aus der richtigen Bemühung, möglichst 
gerechte Gesetze zu machen. Aber oft sind die Ge-
setze auch schlecht formuliert. So schreibt Professor 
Tipke in seinem Standardlehrbuch zum Steuerrecht 
z. B. über das Anrechnungsverfahren im Körper-
schaftsteuerrecht — ich zitiere — : 

Den Vorschriften über das Anrechnungsverfah-
ren liegt zwar eine systematische Konzeption zu-
grunde, sie sind aber so kompliziert und in einer 
so ungelenken Sprache abgefaßt, daß sie aus sich 
selbst kaum verständlich sind. Wer sich einarbei-
ten will, ist auf außergesetzliche Informations-
quellen angewiesen. Dem Gesetzestext selbst 
kann sich mit Erfolg nur zuwenden, wer sich die-
sen Inhalt bereits anderweitig angeeignet hat. 

Das war eine Reform des Jahres 1974. 

So ist denn auch nicht verwunderlich, daß es in 
Deutschland genausoviele finanzgerichtliche Verfah-
ren gibt wie in den USA mit einer vierfach höheren 
Bevölkerungszahl. Und in Großbritannien mit der 
gleichen Bevölkerungszahl gibt es nur ein Viertel so-
viel. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer klagt denn bei uns 
am meisten?) 

In Zahlen heißt das etwa: im letzten Jahr rund 
2 400 000 Einsprüche allein gegen Besitz- und Ver-
kehrsteuern. Davon sind dann rund 53 000 Verfahren 
zu den Finanzgerichten gelangt. 

Wir müssen auf zwei Wegen zu einem Abebben die-
ser Prozeßflut kommen. Der erste ist eine neue Finanz-
gerichtsordnung und hierbei insbesondere eine Be-
schleunigung und Verbesserung des Verfahrens. Der 
zweite ist aber auch eine Vereinfachung des Steuer-
systems. 

Die Entlastungsvorschriften, die das jetzt letztmalig 
fortzuschreibende BFH-Entlastungsgesetz bereits 
enthält, sind bei einer FGO-Novelle in Dauerrecht zu 
überführen, soweit sie sich bewährt haben und den 
Rechtsschutz in Steuersachen nicht unverhältnismä-
ßig einengen. Gleiches gilt für die Maßnahmen, die 
durch das Gesetz zur Entlastung der Gerichte in der 
Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit eingeführt 
worden sind. 

Wir werden auch neue Beschleunigungsvorschrif-
ten prüfen. Ich glaube nicht, daß der Vorschlag des 
Deutschen Steuerberaterverbandes, die Kammern zu 
verkleinern, sehr viel bringt, zumal sehr viele Beför-
derungsstellen neu einzurichten wären. Ich fürchte 
auch, daß eine dreistufige Gerichtsbarkeit nicht ein-
zuführen ist. Die Länder können das kaum finan-
zieren. Einen gewissen Charme hätte ein finanzge- 
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richtlicher Amtsrichter wegen seiner Bürgernähe sehr 
wohl. Aber er könnte heute kaum die umfassende 
Materie des Steuerrechts judiziell bewältigen. Es 
würde in der Praxis oftmals schon am letzten Stand 
der Literatur fehlen. Ich glaube, man kann auch in 
einer zweistufigen Finanzgerichtsbarkeit schneller 
ein rechtskräftiges Urteil erwarten, wenngleich mich 
ein kürzlich in der Literatur angeführtes Beispiel zur 
Milch-Garantiemengen-Verordnung nicht unbedingt 
überzeugt hat. 

Ich habe eine Abneigung gegen solche Entla-
stungsvorschläge, die zurückweisende Entscheidun-
gen ohne Begründung oder z. B. mit der formelhaften 
Begründung „Aus den zutreffenden Gründen der er-
sten Instanz" vorsehen. Wenn sich ein Richter seine 
Entscheidung überlegt hat, dann kann er sie auch zu 
Papier bringen. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Sehr richtig!) 

Der Bürger oder das Amt, dessen Rechtsmittel keinen 
Erfolg gehabt hat, möchte wissen, warum es keinen 
Erfolg gehabt hat. 

Die eigentliche Wurzel des Übels, über das wir 
heute reden, ist und bleibt die Kompliziertheit des 
Steuerrechts und die zu hohe Belastung der Steuer-
bürger. Finanzpsychologisch ruft die steuerliche 
Überbelastung Steuerwiderstand hervor. Und kompli-
zierte, nicht verstehbare Steuergesetze provozieren 
Rechtsmittel. 

(Zuruf von der SPD: Dann fangen Sie mit der 
großen Steuerreform an!) 

Die seit 1982 durchgeführten Steuerrechtsänderun-
gen sind Schritte zu einem gerechteren Steuersystem. 
Die Entlastung durch die Erhöhung der Kinderfrei-
beträge war z. B. ein erster richtiger Schritt. Zum 
1. Januar 1988 folgt eine weitere Entlastung und zum 
1. Januar 1990 die große Entlastung, die u. a. bewir-
ken wird, daß 500 000 gering verdienende Mitbürger 
überhaupt nicht mehr steuerpflichtig sein werden. Die 
Entlastung im mittleren Bereich durch den sanft an-
steigenden linearprogressiven Tarif wird darüber 
hinaus ein entscheidender Schritt zur Vereinfachung 
sein. 

Meine Damen und Herren, wir haben in diesen Ta-
gen viele öffentliche Diskussionen über die Strei-
chung oder Kürzung von Steuervergünstigungen ge-
führt. Das erinnert mich an die Diskussion, die wir in 
der Agoniephase der sozialliberalen Koalition 1981/82 
über die Grunderwerbsteuer hatten. Damals lag ein 
systematisch wirklich guter Reformvorschlag aller 
Länder vor, und die Lobby hier in Bonn versuchte, dies 
zu Fall zu bringen. Es ist gelungen, aus diesem Ge-
setzentwurf ein gutes Gesetz zu machen. Mit einer 
radikalen Steuersatzsenkung von 7 % auf 2%, also auf 
weniger als ein Drittel, auf der einen Seite und dem 
Streichen der unsystematischen Befreiungstatbe-
stände auf der anderen Seite, wurde 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein einfaches Ge

-

setz!) 

ein einfaches Gesetz, ein gutes Gesetz, ein gerechtes 
Gesetz geschaffen, das akzeptiert worden ist und mit 
dem unterdessen in der Praxis alle einverstanden 
sind. Man kann die Vorgänge schneller und mit weni

-

ger Beamten abwickeln. Die Änderung ist neutral für 
das Steueraufkommen gewesen. So wird sich auch 
manches von dem, was heute als Dampf produziert 
wird, verflüchtigen, wenn die Bürger erst einmal mer-
ken, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wieviel sie zahlen 
müssen!) 

daß die Steuerreform sie im eigenen Po rtemonnaie 
entscheidend entlastet und daß das Steuerrecht sehr 
viel einfacher sein wird. Dann wird es im Zeitablauf so 
etwas wie eine ausgleichende Gerechtigkeit geben. 
Weil die Sozialdemokratische Partei in diesem Som-
mer durch sich überschlagende und demagogisch 
überzogene Beispiele gegen diese Steuerreform an-
gekämpft hat, weiß der Bürger sehr gut, daß die So-
zialdemokraten gegen die Reform sind. Wenn er am 
eigenen Portemonnaie in den nächsten Jahren — in 
einem ersten Schritt nach dem 1. Januar 1988 und 
stärker nach dem 1. Januar 1990 — spüren wird, daß 
dies eine gute Reform ist, dann wird er sich daran 
erinnern. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hören Sie auf!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist 
die List der Geschichte: Demagogie hat immer einen 
Bumerangeffekt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort  hat der Abgeord-
nete Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte zum eigentli-
chen Thema zurückkommen. Als der junge Goethe 
1772 nach Wetzlar zum Reichskammergericht kam, 
fand er, sage und schreibe, 16 000 Rückstände vor, 
darunter Verfahren, die schon 100 Jahre währten. Er 
verließ, wie wir wissen, die Stätte mit Grausen, kriti-
sierte oft und viel, und wir finden in „Auerbachs Kel-
ler" einen Spruch, der besagt: 

Dankt Gott mir jeden Morgen, daß ich nicht 
brauch' fürs Römische Reich zu sorgen! 

Wir lächeln und schmunzeln darüber. Wie sieht es 
heute aus? Der Volksmund sagt noch immer, spätes 
Recht sei halbes Recht. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Allerdings!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat im Juni dieses Jah-
res gegenüber einem Land, nachdem die Hauptsache 
für erledigt erklärt war, entschieden, daß dieses Land 
die Kosten des Verfahrens zu tragen hat, weil ein 
Finanzverfahren praktisch fünf Jahre in den Akten 
lag, ohne daß etwas getan worden ist. Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte hat gesagt, daß 
bei einem Verfahren, das elf Jahre währt, nicht mehr 
davon gesprochen werden könne, daß Recht gewährt 
werde. Das sei Rechtsverweigerung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nach der Begründung des Entwurfs, den CDU/CSU 
und FDP vorlegen, dauerte 1986 beim Bundesfinanz-
hof in München ein Revisionsverfahren mit Sachent-
scheidung im Schnitt drei Jahre und zwei Monate. 
Rechnet man die Vorverfahren hinzu, dann ist ganz 
sicher, daß wir uns in manchen Verfahren nicht nur 
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bedenklich jener Elfjahresgrenze nähern, sondern sie 
vielleicht überschritten haben. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Ich 
habe schon solche mit zwanzig Jahren er

-

lebt!) 

Es bleibt nur abzuwarten, was passiert, wenn mehrere 
derartig betroffene Steuerbürger nach Straßburg ge-
hen. 

Die Eingänge beim Bundesfinanzhof nehmen wei-
ter zu, die Rückstände auch, wie wir wissen. Das ha-
ben Sie gesagt, Herr Langner. Wir wissen auch — das 
will ich kurz noch antippen — , daß eine weitere La-
wine auf uns zukommt. Denn die Zahl der Einsprüche 
bei den Besitz- und Verkehrsteuern betrug 1978 bei 
den Finanzämtern noch 1 586 000. 1986 war die Zahl 
bereits auf knapp 2,4 Millionen gestiegen. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Weil 
sie jetzt nichts mehr kosten, die Einsprü

-

che!) 

Deswegen sind sich alle Sachkundigen darüber ei-
nig — das ist auch die öffentliche Meinung — , daß es 
im Kern keine Gerichtsbarkeit gibt, die derart überla-
stet ist wie die Finanzgerichtsbarkeit. Was bedeutet 
das? Nicht nur Ärger für die Rechtsuchenden, sondern 
— auch darauf hat Herr Langner hingewiesen — auch 
verminderte Steuereinnahmen. Man kann darüber 
rechten, ob wegen der vielen Rechtsmittel sechs, sie-
ben oder acht Milliarden DM hängen. Auf jeden Fall 
hängt eine übergroße Zahl. Ich frage mich schon jetzt, 
ob die Finanzminister und -senatoren nicht gut bera-
ten wären, einen Teil des Geldes für eine Verstärkung 
der Mannschaft einzusetzen, ehe sie Jahr für Jahr auf 
die Rückläufe warten. 

Was soll nun mit der hier in Rede stehenden Vorlage 
wirklich Durchgreifendes geschehen? Die Koalitions-
fraktionen schlagen schlicht und einfach vor, daß das 
Auslaufdatum um zwei Jahre verlängert wird. Sie tun 
das erst heute, obwohl der geschilderte Zustand seit 
langem bekannt ist. Die Bundesregierung bzw. der 
Bundesminister der Justiz kannte das Auslaufdatum 
ebenso wie wir alle. Trotzdem schieben sie dieses 
Gesetz jetzt hastig den Fraktionen zu. Warum? Einmal 
sehr wahrscheinlich, um den Anschlußtermin zum 
1. Januar 1988 noch zu erreichen. Denn die Zeit 
drängt. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Sehr gut beob

-

achtet, glasklar verstanden!) 

Zum zweiten aber wohl, um dem Bundesrat zu entge-
hen. — Ich zitiere Sie auch noch, Herr Kleinert. — 
Denn der Bundesrat hatte beim letzten Mal folgende 
Entschließung gefaßt: 

Der Bundesrat hält es für dringend erforderlich, 
nunmehr von zeitlich begrenzten Entlastungsge-
setzen abzugehen und eine umfassende und dau-
erhafte Neuordnung des Verfahrensrechts vorzu-
nehmen. 

Was haben Sie, Herr Kollege Kleine rt , erwähnt? Nicht 
nur Ihr Unbehagen darüber, daß nichts geschieht. Sie 

haben schlicht und einfach gesagt: Das nächste Mal 
sollte etwas Gescheiteres geschehen. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Das ist eine gute 
Forderung! — Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: 

Das kann man immer fordern!) 

Was liegt nun an Gescheiterem vor? Es ist, wie ge-
sagt, bloß eine Verlängerung um zwei Jahre. Drei 
Jahre wurden verschenkt, und das, obwohl es seitdem 
eine intensive Fachdiskussion gab, der Rechtsaus-
schuß 1984 einstimmig dazu aufgefordert hatte, die 
Übergangszeit von drei Jahren zu nutzen, und seit 
Juni dieses Jahres der Be richt der Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe „Finanzgerichtsbarkeit" vorliegt, einer 
Arbeitsgruppe, die der Bundesminister der Justiz al-
lerdings erst mit Schreiben vom 3. November letzten 
Jahres einberufen hatte. 

Das ist ein Trauerspiel für den Rechtsuchenden, ein 
Trauerspiel für die Staatsfinanzen und auch ein Trau-
erspiel für diesen Staat und erneut ein Verdikt über 
die Entscheidungsfähigkeit dieser Koalition. 

Wenn Herr Langner des langen und breiten darauf 
hinweist, daß der Kern des Ärgers in der Schwierig-
keit unserer materiellen Gesetze liege, findet er über-
all Zustimmung. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Das 
war sehr prägnant und kurz!) 

Nur, Herr Langner, Sie wissen ebensogut wie ich, daß 
es bloße Illusion wäre, zu glauben, dies würden wir in 
zwei bis drei Jahren beseitigen, so daß man die Ver-
fahrensbestimmungen nicht ändern müßte. Solange 
ich im Bundestag sitze, schon eine ganze Weile, sind 
die Vorschriften nicht einfacher, sondern komplizier-
ter geworden. Ich sage frank und freimütig: bei allen 
Regierungen. Deswegen müssen wir uns ernsthaft 
überlegen, was zu tun ist. 

Auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion 1985 hatte 
die Bundesregierung noch herablassend erklärt: 

Die von der Bundesregierung für erforderlich ge-
haltenen Maßnahmen zur Entlastung der Ge-
richte sind in dem Entwurf einer Verwaltungspro-
zeßordnung enthalten, der dem Deutschen Bun-
destag vorliegt. 

Aber dieselbe Bundesregierung hat keinen Finger 
krummgemacht, um die Verwaltungsprozeßordnung 
auch nur einer ernsthaften Beratung zuzuführen. 

Natürlich wissen wir Sozialdemokraten auch, daß es 
nicht einfach ist, wirklich einschneidende strukturelle 
Änderungen zu bringen. Sie tun möglicherweise den 
Verbänden weh, und auf jeden Fall kostet es Geld. Bei 
allen Bemühungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
hat diese selbst eingesehen — das haben Sie nicht 
zitiert, Herr Langner — , daß durch bloße Änderung 
des Prozeßrechts auf die Dauer keine Abhilfe geschaf-
fen werden kann. 

Ein Vorschlag hat allerdings Gewicht und sollte hier 
diskutiert werden, wenn er auch von der Arbeits-
gruppe nicht zu einem konkreten „Wie " ausgestaltet 
wurde: Wenn 1986 30,6 % aller durch den Bundesfi-
nanzhof erledigten Verfahren unzulässig waren und 
wenn — das ist noch wesentlicher — , bezogen auf die 
von den Steuerpflichtigen eingelegten Rechtsmittel, 
sogar mehr als 35 % als unzulässig verworfen werden 
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mußten, wird deutlich, daß auch hier angesetzt wer-
den muß. 

Das heißt mit anderen Worten, es muß ernsthaft 
geprüft werden — ich weiß, daß ich damit nicht über-
all Beifall finde —, ob die Zahl derer, die Rechtsmittel 
zum Bundesfinanzhof einlegen dürfen, derzeit etwa 
90 000 Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer, nicht einschneidend verringert werden sollte. 
Nur so kann ein Potential von Rechtsvertretern entste-
hen, die sachkundig genug sind, die Hürde der Zuläs-
sigkeit zu überspringen. Man muß sich auch verge-
genwärtigen, was es für die Rechtsuchenden bedeu-
tet, wenn ein rundes Drittel wegen Unzulässigkeit 
abgeschmettert wird. Das kostet Geld. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Und 
beschäftigt Anwälte!) 

Jene Arbeitsgruppe hat auch darin übereinge-
stimmt, daß „eine Vermehrung der Richterzahl bei 
den Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit notwendig 
ist, um die Geschäftslage in der Finanzgerichtsbarkeit 
zu normalisieren, insbesondere die Rückstände abzu-
bauen und die Verfahrensdauer auf ein angemesse-
nes Maß zu reduzieren" . Bedauerlich ist allerdings, 
daß sie keinen konkreten Entscheidungsvorschlag 
unterbreitet hat. Sie sagt nicht, wie das, was sie für 
richtig hält, aussehen soll. 

Es ist nun müßig, darüber zu spekulieren, warum 
sich die Bund-Länder-Arbeitsgruppe so zurückgehal-
ten hat. Sie hat lediglich gemeint, eine dritte Instanz 
solle nicht eingeführt werden. Dennoch meine ich, wir 
kommen nicht darum herum, zu prüfen, ob es nicht 
doch richtig wäre, an eine wie auch immer geartete 
dritte Instanz heranzugehen. Ich erinnere daran, daß 
schon im ursprünglichen Entwurf der Finanzgerichts-
ordnung eine dritte Instanz eingebaut war, daß dieser 
Deutsche Bundestag die dritte Instanz beschlossen 
hatte und daß die dritte Instanz wohl erst auf Betrei-
ben der Finanzminister und -senatoren im Vermitt-
lungsausschuß gefallen ist. 

Im übrigen darf ich noch einmal sagen: Wo die dritte 
Instanz angesiedelt wird, beispielsweise als zweite 
Verwaltungsinstanz bei der Oberfinanzdirektion, in 
Form eines Amtsrichters oder bei den Finanzgerich-
ten, die jetzt schon im Kern Oberverwaltungsgerichte 
sind, 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Jedenfalls besol

-

dungsmäßig! ) 

ist mir persönlich gleichgültig. Aber mir kann keiner 
einreden, daß eine dritte Instanz für den Bundesfi-
nanzhof nicht entlastend wirken würde. Das lehrt alle 
Erfahrung aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 

(Dr. Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Viele 
Juristen beschäftigen!) 

Gefordert ist deswegen ein Druck auf die Finanzmi-
nister und -senatoren, nicht immer und überall die 
Feder zu führen. Das soll durchaus mit Ernst verstan-
den werden. Wenn ich heute höre, daß bei dem Ver-
teidigungsminister im letzten Jahr so mir nichts, dir 
nichts 300 Millionen DM in den Sand gesetzt wurden 
— ich weiß natürlich, daß das nicht dasselbe Geld sein 
kann — , dann frage ich mich, ob es nicht vernünftiger 
wäre, in unseren Ländern noch ein paar Richter ein-

zustellen, damit auf unterer Ebene besser gesiebt wird 
als bisher. Es ist doch ein Unding, daß man beim ober-
sten Gericht demnächst im Durchschnitt dreieinhalb 
Jahre auf jede Entscheidung warten muß, und daß der 
Bürger zu fürchten hat, daß es in Zukunft vom ersten 
Verfahrensgang an bis zum Abschluß fast immer acht 
bis zehn Jahre dauern wird. Das ist unerträglich. 

Wir Sozialdemokraten werden uns am Ende der 
Verlängerung des Entlastungsgesetzes einer weiteren 
Verlängerung nicht verschließen, weil in der Kürze 
der zur Verfügung stehenden Zeit einfach nichts an-
deres möglich ist. 

Ich mache hier aber ebenso unmißverständlich — und 
ich hoffe auch hier auf Zustimmung — eines klar: Wir 
werden einen Entschließungsantrag einbringen mit 
einer Fristsetzung, bis zu der durchgreifende struktu-
relle Änderungsvorschläge zur dauerhaften Entla-
stung der Finanzgerichtsbarkeit dem Deutschen Bun-
destag vorgelegt werden müssen. 

Zum Schluß sage ich: Ich kann nur hoffen, daß sich 
die Bundesregierung nach Ablauf von zwei Jahren 
nicht wieder — ich zitiere gern, wie Sie wissen — 
Schillers  Wort nachsagen lassen muß: Ich habe hierzu 
bloß ein Amt und keine Meinung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ebermann. 

Ebermann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bekanntlich wurde 1975 das Gesetz zur 
Entlastung des Bundesfinanzhofes und 1978 das be-
rühmte Gesetz zur Entlastung der Finanzgerichtsbar-
keit beschlossen. Wie wir alle wissen, kam 1983 das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung der 
Gerichte an der Finanzgerichtsbarkeit hinzu. 1985 
wurde das Gesamtwerk durch ein Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanz-
hofes vervollständigt. 

Heute liegt uns das Gesetz zur Verlängerung des 
Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanzhofes bis 
1989 vor. Ich prognostiziere — und ich nehme darauf 
hohe Wetten an, ausdrücklich: hohe Wetten — , daß 
wir im Jahre 1989 ein Gesetz zur Verlängerung des 
Gesetzes zur Verlängerung des Gesetzes zur Entla-
stung des Bundesfinanzhofes verabschieden wer-
den. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN — 
Dr.  de With [SPD]: Passen Sie auf, daß es 
nicht Dauerrecht wird! Dann verlieren Sie 

Ihre Wette!) 

— Hohe Wetten, habe ich gesagt. — Alles, was bisher 
in diesen sechs Gesetzen versprochen wurde, war ja 
eine Beschleunigung und Vereinfachung der Verfah-
ren. Dabei herausgekommen ist, daß vor dem gesam-
ten Reformpaket 3 200 unerledigte Verfahren beim 
Bundesfinanzhof lagen, daß nach dem ersten Reform-
schub die Zahl der unerledigten Fälle auf 4 067 an-
stieg und daß mit Abschluß des Reformwerks die Zahl 
der unerledigten Fälle auf über 5 000 angewachsen 
ist. Die Wartezeit bis zur Erledigung zählt nun in Jah-
ren und demnächst in Jahrzehnten. Es ist einigerma-
ßen bekannt, daß vor der großen Reform jährlich 
13 500 Fälle an die Finanzgerichte herangetragen 
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wurden; im Moment sind es noch 60 000 in jedem 
Jahr. Das ist eine gute Vervierfachung nach der Ver-
einfachung. 

Alles in allem werden ja bedauerlicherweise im Mo-
ment nur 41 Steuern erhoben, die Gott sei D ank durch 
120 Steuergesetze abgesichert sind. Diese wiederum 
werden durch 178 Verordnungen und 42 Durchfüh-
rungsbestimmungen vervollständigt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Nur? — Kleine rt  [FDP]: 
Untertrieben! — Zuruf von der CDU/CSU: 

Das ist untertrieben, ja!) 

Das alles ist aber eigentlich nur der Stoff für Erstseme-
ster. Die Richtlinienbände sind ja der eigentliche Ge-
nuß, wobei ich übrigens enttäuscht bin, daß der Richt-
linienband für die Grundsteuer mit mickrigen 39 Sei-
ten auskommt. Dagegen bin ich voll beeindruckt von 
dem Richtlinienband für die Einkommensteuer, der 
mittlerweile auf 496 Seiten angeschwollen ist. Auch 
der Richtlinienband für die Lohnsteuer mit 239 Seiten 
und der für die Körperschaftsteuer mit 179 Seiten sind 
beeindruckend. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Allerdings, diese Richtlinienbände selber ermögli-
chen überhaupt keinen Einblick in die steuerliche Si-
tuation, denn diese Richtlinien kann man bekanntlich 
nur verstehen, wenn man die jährlich mehr als 1 000 
dazu herausgegebenen Verwaltungsanweisungen im 
Kontext bearbeitet. 

Was soll man da machen? Das ist ganz klar: Wer hier 
für eine dramatische Vereinfachung plädiert, richtet 
ein arbeitsmarktpolitisches Debakel weit oberhalb 
der Stahl- und Werftenkrise an, denn 90 000 Anwälte, 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer sind allein am 
Bundesfinanzhof zugelassen. Dazu kommen die Be-
schäftigten bei außerordentlichen Rechtsbehelfsver-
fahren, 

(Dr. Langner [CDU/CSU]: Das hat m an  Ih

-

nen falsch aufgeschrieben!) 

die Finanzbeamten und die Verwaltungsangestellten, 
die Richter und die Angestellten bei den Ge richten 
sowie die Beschäftigten in der Steuergewerkschaft 
und die hauptamtlichen Mitarbeiter im Deutschen 
Steuerberaterverband e. V., ganz zu schweigen von 
den Setzern und Druckern für die Steuer- und Richt-
linienbände, die ja jährlich neu modifiziert werden 
müssen. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: So stellen Sie 
sich die Volkswirtschaft vor! — Bohl [CDU/ 

CSU]: Weg mit den Steuern!) 

Es bleibt uns also nichts anderes übrig, als weitere 
Arbeitsplätze zu schaffen und die dritte Gerichts-
ebene mit den mindestens 409 Einzelrichtern zu 
schaffen. 

Nun gibt es da einen erheblichen Einwand des Bun-
desministers der Justiz. Er sagt zu den dringend erfor-
derlichen 409 Einzelrichtern der dritten Ebene — ich 
zitiere — , der Einzelrichter werde als Berufsanfänger 
allein vor nicht immer einfachen Entscheidungen ste-
hen und nicht in einem Spruchkörper integriert sein. 
Das werde die Qualität der Rechtsprechung vermin

-

dern. Es werde nicht möglich sein, ausreichend quali-

fizierten Richternachwuchs zu gewinnen. — Das ist 
ungerecht. Da quält sich ein junger Mensch so durch 
das Jurastudium, und dann wird ihm bescheinigt, er 
komme nicht mal in der untersten Ebene der Finanz-
gerichtsbarkeit zurecht. Natürlich würden diese 
400 Einzelrichter, weil Berufsneulinge, so viele Fehl-
urteile sprechen, daß geradezu eine Massierung 
neuer Richterstellen in der gehobenen Finanzge-
richtsbarkeit für die Revisionsverfahren erforderlich 
würde, was wir aber doch wollen. Denn wenn die 
Lösung darin bestünde, keine weiteren Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen zu ergreifen, dann bliebe nur 
eines, nämlich alle Gesetze, Verordnungen, Durch-
führungsverordnungen, Richtlinien und Verwal-
tungsanweisungen zu einer großen Altpapiersamm-
lung zu tragen, den mehreren hunderttausend Men-
schen, die damit beschäftigt waren, irgendwie eine 
sinnvollere Beschäftigung zu vermitteln oder zuzusi-
chern und das Steuerrecht so zu vereinfachen, daß 
sich jeder Mensch auskennt und daß nicht derjenige 
vom Staat betrogen wird, dem das Geld für juristische 
Beratung fehlt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da ich ausschließe, daß diese Möglichkeit jemals 
ernsthaft erwogen wird, bin ich sicher, daß es im Jahre 
1989 eine hochbrisante Beratung geben wird, deren 
Titel ich hier noch einmal verkünden möchte. Es wird 
um ein Gesetz zur Verlängerung des Gesetzes zur 
Verlängerung des Gesetzes zur Entlastung des Bun-
desfinanzhofes gehen. Ich werde diese Rede kein 
zweites Mal halten. 

(Heiterkeit und Beifall  bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kleinert. 

Kleinert  (Hannover) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Wir können die 
zweite Rede wohl auch missen, Herr Ebermann. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nein, die war sogar 
gut!)  

Der Fehler ist, daß hier allseits gefordert ist, was ich 
früher auch schon einmal gefordert habe, nämlich daß 
etwas Gescheites geschehen soll und daß keiner et-
was dazu gesagt hat. Ich habe die Absicht, Ihnen eini-
ges dazu zu sagen. Daß wir aber so lange gewartet 
haben, hat einen ganz weisen Grund: Wenn uns der 
Bundesfinanzhof, insbesondere sein Präsident, wort-
reich darlegt, was durch Schaffung eines zusätzlichen 
Senates und was durch dieses segensreiche Entla-
stungsgesetz alles an Erleichterung erzielt werden 
wird, dann müssen wir als Parlamentarier zunächst 
einmal sehen, wie sich das in der Praxis entwickelt, 
bevor wir hergehen und solch ein Gesetz zeitlich ver-
längern. 

Wir mußten nun allerdings feststellen — die Zahlen 
sind hier mehrfach genannt worden — , daß die er-
hoffte Entlastung nicht eingetreten ist. Aus den eben-
falls bereits dargestellten Gründen ist es unerträglich, 
daß die Verfahren auch nur gleich lange dauern wie 
zur Zeit schon. Deshalb müssen wir das allerdings 
zunächst noch einmal verlängern. Vor die Frage ge-
stellt, die vorher zwischen den Fraktionen und dem 
Ministerium der Justiz besprochen worden ist, ob wir 
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um ein Jahr verlängern, um etwas mehr Druck auf 
eine wirklich neue Regelung auszuüben, oder um 
zwei Jahre, haben wir uns dafür entschieden, den 
Vorschlag mit den zwei Jahren zu unterstützen, damit 
wirklich etwas Grundlegendes und Vernünftiges ge-
schehen kann und Herr Ebermann nicht Recht behält 
mit seiner aus der Vergangenheit durchaus ableitba-
ren, wie ich gern zugebe, Vermutung, daß wir das 
Ding noch einmal verlängern werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das Parkinsonsche 
System!) 

Herr Professor Wieacker, einer unserer großen 
Rechtshistoriker, hat einmal in einem Vortrag über die 
Ursachen des Untergangs des Römischen Reiches die 
Vermutung geäußert, daß ständige Steuerüberhe-
bung und damit parallel wachsender Unwille, Steuern 
zu zahlen, woraus weitere Steuerübererhebungen 
zwangsläufig resultierten, die Römer dermaßen von 
ihrem Staat entfernt haben, rein gefühlsmäßig, daß sie 
unter dem Ansturm der Germanen völlig widerstands-
los zusammengebrochen sind. Das ist eine sehr inter-
essante historische Betrachtung. Ich bin also etwas 
weiter zurückgegangen als Herr de With, um hier 
auch einmal in die Tiefen unserer Bildung zu grei-
fen. 

Wir haben wirklich alle Ursache, den Dingen auf 
den Grund zu gehen und hier nicht an der Oberfläche 
und schon gar nicht an der Verlängerung einer sol-
chen angeblichen Entlastung kleben zu bleiben. Ich 
glaube, es zeichnet sich da einiges ab — da stimme ich 
ganz Herrn Langner zu — bei der Steuerreform, die 
jetzt begonnen wird und die meiner Meinung nach 
nach der Einführung der Mehrwertsteuer, die eine 
sehr segensreiche und sehr durchdachte Reform war, 
abgesehen von kleineren Dingen, von denen hier ei-
nige angedeutet worden sind, daß nämlich diese Steu-
erreform erstmals diesen Namen wirklich verdienen 
wird, mit der Einführung der linearen Progression. 
Daß hier Vereinfachung und Gerechtigkeit Hand in 
Hand gehen, ist etwas, was man gar nicht hoch genug 
schätzen kann. Dagegen muß man dann allerdings 
auch ganz bewußt auf eine Reihe von Ausnahmen 
verzichten, wie das z. B. bei der Grunderwerbssteuer 
schon einmal vorexerziert worden ist. 

Es wird den meisten Steuerzahlern entschieden lie-
ber sein, in einem klaren, einfachen und deshalb 
schnelleren Verfahren etwas weniger Steuern als jetzt 
zu zahlen, als sich in einem sehr komplizierten Ver-
fahren wenigstens einen Teil der überhobenen Steu-
ern über Ausnahmeregelungen wieder hereinholen 
zu müssen. Dazu gibt es so lehrreiche Entscheidun-
gen, wie z. B. folgende: „Eine Flügeltür zwischen 
häuslichem Arbeitszimmer und privaten Wohnräu-
men sowie die einheitliche Ausstattung von Arbeits-
zimmer und angrenzenden p rivaten Wohnräumen 
(Tapeten, Teppichboden) sind für sich allein kein aus-
reichendes Indiz für die Annahme einer schädlichen 
privaten Mitbenutzung des häuslichen Arbeitszim-
mers". Diese Art Entscheidungen erreichen uns von 
der ohnehin so überlasteten Finanzgerichtsbarkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist natürlich reiner Unfug, sich in solchen Details zu 
ergehen und immer wieder Rechtsprechung, ein

-

schließlich BFH, zu solchen aberwitzigen Fragen zu 
produzieren und den Bürger, der seiner Steuerlast 
über dieses häusliche Arbeitszimmer etwas auswei-
chen will, auf diesen Rechtsweg zu verweisen. 

Ich nehme den Hinweis von Herrn Langner auf, daß 
die Bevölkerungsgruppe, die die meisten dieser Pro-
zesse anstrengt, die Lehrer sind. Erstens haben sie 
anscheinend gelegentlich etwas Zeit dafür, und zwei-
tens sind sie wohl in besonderem Maße mit diesem 
häuslichen Arbeitszimmer befaßt, und darum haben 
wir da eine so ungewöhnlich interessante Rechtspre-
chung. 

Es gibt auch eine Entscheidung, daß ein kleiner 
Fernseher im Arbeitszimmer nicht schädlich ist, ein 
größerer aber sehr wohl. Wir sollen nun bei Leuten für 
Entlastung sorgen, die so etwas nicht schlichtweg ein 
für allemal so entscheiden, daß das Arbeitszimmer 
zulässig ist oder nicht. Ich bin dafür: Wenn wir mit der 
linearen Progression und der Absenkung der gesam-
ten Kurve zum Wohle aller, was häufig verkannt wird 
— durch die Absenkung des Höchststeuersatzes, da 
liegt nämlich die eigentliche Bedeutung — , da eine 
Entlastung schaffen, sollten wir den Spuk mit dem 
häuslichen Arbeitszimmer mal beseitigen. Denn die-
jenigen, die am dringendsten einen Raum notwendig 
hätten, um sich zurückzuziehen und in Ruhe zu arbei-
ten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind die Ab

-

geordneten! — Heiterkeit) 

sind die Eltern mit vielen Kindern, die ihnen überall 
zwischen den Beinen herumlaufen und auch nicht 
gerade geräuscharm sind. Diese haben aber nicht das 
Geld, um sich ein Arbeitszimmer einzurichten, und 
können es demzufolge auch nicht von ihrer Steuer 
absetzen. Nach den Einrichtungskosten wird übrigens 
nicht gefragt, es wird alles bedenkenlos in jeder Höhe 
anerkannt, wenn nur diese gemeinsamen Teppichbö-
den etc. nicht vorhanden sind. Ich meine, wir sollten so 
etwas streichen und an dieser wie einigen anderen 
Stellen zur Vereinfachung beitragen. 

Weiterhin möchte ich sagen: Ich bin der Meinung, 
daß wir unbedingt zu einer Verzinsung und zwar 
wechselseitig — der Schulden beim Finanzamt, die 
am Ende eines Steuerstreits festgestellt werden, kom-
men müssen, damit man nicht aus Gründen der Zins-
ersparnis einen Nutzen im Führen eines Steuerstreits 
sehen kann und dieses Argument entfällt. Wenn wir 
das machen, müssen wir nach den Zahlen, die wir 
derzeit auf dem Tisch haben, natürlich auch zu einer 
Verjährungsregelung kommen; denn es ist nicht an-
gängig, daß man nach zwölf Jahren eine Zinsrech-
nung bekommt, mit der man in dieser Höhe nicht 
gerechnet hat und die zum Teil ruinös sein kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine solche Verjährungsregelung würde andererseits 
einen sehr heilsamen Druck auf die Geschwindigkeit 
der amtlichen Vorgänge ausüben — das liegt wohl 
nahe — , bis zur Amtshaftung hin. 

Die Idee, daß man hier arbeitsmarktpolitisch etwas 
tun könnte, ist interessant. Ich behaupte nach wie vor, 
daß ein Arbeitsplatz im öffentlichen Bereich zwei Ar-
beitsplätze in der p rivaten Wirtschaft vernichtet, weil 
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nämlich einschließlich der Umverteilungskosten diese 
Mittel von den wenigen Leuten aufgebracht werden, 
die gegen Geld nachgefragte Güter in unserer Volks-
wirtschaft erzeugen und von denen eine Fülle von 
Leuten leben, die sich als tertiären Sektor bezeichnen, 
wohinter sie verbergen, daß ihre Tätigkeit nicht unbe-
dingt nachgefragt wird, schon gar nicht gegen kosten-
deckende Preise. 

Im übrigen meine ich: Der Vorschlag, eine weitere 
Instanz einzuführen, ist aus den Gründen, die auch 
das Bundesjustizministerium schon dargelegt hat, 
nicht gut. Es wird übersehen, daß im Steuerverfahren 
der Sachverhalt in aller Regel unstreitig ist — im kras-
sen Gegensatz zu den Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten — und daß es sich lediglich um die Rechts-
anwendung handelt. Deshalb besteht kein Bedarf für 
einen weiteren Ausbau der Gerichtsinstanzen. 

Tatsächlich sollte man — das ist mein Vorschlag zur 
Sache — die früheren Steuerausschüsse im Ein-
spruchsverfahren wiederbeleben, und zwar in der 
Form, daß ein verantwortlicher und vergleichsab-
schlußberechtigter Vertreter des Finanzamtes zur 
Stelle ist, in geeigneten Fällen auf Antrag einer Partei 
auch eine mündliche Verhandlung stattfindet und daß 
man sich vergleichsweise einigen kann. Es gibt dazu 
Einwände, die sich darauf stützen, der Staat könne 
nicht auf einem ihm gesetzmäßig zustehenden An-
spruch vergleichsweise verzichten. Das ist eine völlig 
skurrile Idee, wenn man sich den Kuhhandel am Ab-
schluß jeder Betriebsprüfung ansieht. Dort wird lau-
fend auf rechtlich einwandfreie Ansprüche verzichtet, 
nur um die Prüfung irgendwie zum Abschluß zu brin-
gen. Das findet aber zwischen ausgebufften Betriebs-
prüfern und ausgebufften Finanzvorständen größerer 
Unternehmen statt, nicht aber zwischen dem Finanz-
amt und dem kleinen Steuerzahler. Deshalb brauchen 
wir einen Steuerausschuß mit sachverständigen Bei-
sitzern, vor dem verglichen werden kann. Dann be-
kommt der Sachbearbeiter nach drei oder vier Mona-
ten seine Entscheidung wieder zurück und sieht, daß 
ihm seine Rechthaberei nichts genützt hat und daß er 
nicht die Chance hat — wie es heute ist — , Rechtha-
berei auf Kosten des Steuerzahlers — nicht nur desje-
nigen, der im Einzelfall betroffen ist, sondern der Ge-
samtheit der Steuerzahler, die das Verfahren bezah-
len müssen — bis zum Bundesfinanzhof hochzutrei-
ben und damit diese Belastung, die dort existiert, her-
beizuführen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die sozialdemokratischen Gedanken, immer mehr 
Gerechtigkeit erzwingen zu wollen, z. B. mit dem, was 
Herr Kühbacher vorhin wieder über die Quellen-
steuer gesagt hat, halten wir allerdings für den näch-
sten Anfall von Kompliziertheit und Ungerechtigkeit 
obendrein. Wenn man nämlich nicht bereit ist, die 
vom Staat zu vertretende Inflationsquote bei der Ver-
zinsung von Geldvermögen und Kapital abzuziehen, 
dann darf man das gar nicht tun, insbesondere nicht 
gegenüber den Inhabern kleiner Sparkonten; die Gro-
ßen zahlen nämlich sowieso, weil sich da die Dinge 
leichter und mit geringerem Aufwand nachprüfen las-
sen. Das ist ein ungeeigneter Vorschlag. 

Wir werden die Diskussion mit allen in diesem Haus 
führen. Ich bedanke mich ausdrücklich für das Ange-
bot der Sozialdemokratie, mit in die Beratungen ein-
zutreten. Wir werden mit dem Ziel einer wirk lichen 
Revitalisierung des Einspruchsverfahrens und einer 
Entlastung der Gerichte vorab in diese Diskussion 
gehen. Es geht nicht nur um den reinen Entlastungs-
effekt, sondern es geht um das, was ich eingangs ge-
sagt habe, nämlich darum, das Verhältnis des Bürgers 
zum Finanzamt zu verbessern, vernünftiger zu gestal-
ten und von der jetzigen Rechthaberei beiderseits 
wegzukommen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache * ). Interfraktionell wird 
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur Verlängerung 
des Gesetzes zur Entlastung des Bundesfinanzhofes 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Gibt es dazu anderweitige Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist die Ober-
weisung so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf Mittwoch, den 14. Oktober 1987, 13 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.22 Uhr) 

*) Parl. Staatssekretär Dr. Jahn (BMJ) hat seine Ausführungen 
zu Protokoll gegeben. Siehe Anlage 1. 
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Zu Protokoll gegebene Rede des Parl. Staatssekretärs 
Dr. Jahn zum Zusatztagesordnungspunkt 9: Entwurf 
eines Gesetzes zur Verlängerung des Gesetzes zur 

Entlastung des Bundesfinanzhofs: 

Hauptgrund für die besorgniserregende Geschäfts-
lage in der Finanzgerichtsbarkeit ist das außerordent-
liche Ansteigen der Eingänge seit Beginn der 70er 
Jahre. Die Eingänge bei den Finanzgerichten sind seit 
1970 von 13 525 auf 60 365 Verfahren im Jahre 1986 
angestiegen und haben sich damit mehr als vervier-
facht. Beim BFH sind die Eingänge von 2 233 Verfah-
ren im Jahre 1970 auf 3 209 Verfahren im Jahre 1986 
angestiegen. 

Obschon die Zahl der Richter, die Zahl der Erledi-
gungen je Richter und entsprechend die Gesamtzahl 
der Erledigungen in diesen Jahren deutlich zugenom-
men haben, ist ein stetiges Anwachsen der Rück-
stände zu verzeichnen. 

Der Gesetzgeber hat auf die steigende Geschäfts-
last in der Finanzgerichtsbarkeit durch eine Reihe von 
Maßnahmen reagiert. Diese sind in dem hier zur Ver-
längerung anstehenden BFH-Entlastungsgesetz und 
in dem Gesetz zur Entlastung der Ge richte in der Ver-
waltungs- und Finanzgerichtsbarkeit enthalten. Bei 
beiden Gesetzen hat sich der Gesetzgeber um einen 
ausgewogenen Kompromiß zwischen effektivem 
Rechtsschutz und dem Abbau der übermäßigen Bela-
stung der Ge richte bemüht. 

Das zu verlängernde BFH-Entlastungsgesetz ent-
hält acht vom Dauerrecht der FGO abweichende Re-
gelungen, die zur Entlastung des Bundesfinanzhofs 
und zur Beschleunigung der Verfahren vor diesem 
Gericht zur Zeit unverzichtbar sind. 

Die bedeutsamste Regelung enthält Art. 1 Nr. 5 
über die Aufhebung der Streitwertrevision in § 115 
Abs. 1 FGO. Notwendig sind auch die Regelungen 
über die Einführung des Vertretungszwangs vor dem 
BFH sowie Verfahrensvereinfachungen bei Entschei-
dungen über Nichtzulassungsbeschwerden und un-
begründete Revisionen. 

Die gesetzgeberischen Maßnahmen und personel-
len Verstärkungen hätten zu einer grundlegenden 
Entspannung der Lage in der Finanzgerichtsbarkeit 
geführt, wenn nicht die Eingänge bei den Finanzge-
richten im Verhältnis zu anderen Gerichtszweigen 
weit überdurchschnittlich angestiegen wären. Die 
Zahl der Einsprüche von Bürgern, aber auch der Ein-
spruchsentscheidungen der Finanzämter ist fortlau-
fend  gewachsen, beispielsweise die Zahl der Einsprü-
che bei den Besitz- und Verkehrsteuern von ca. 
1,5 Millionen im Jahre 1978 auf ca. 2,3 Millionen im 
Jahre 1986. 

Als sich herausstellte, daß die bisherigen prozeß-
rechtlichen und personellen Abhilfemaßnahmen nur 
begrenzte Wirkung entfalten konnten, hat Bundesmi-
nister Engelhard im November 1986 eine Bund/Län-
der-Expertenarbeitsgruppe eingesetzt. Die Arbeits-
gruppe hat kürzlich ihren Abschlußbericht vorgelegt 
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und ein Bündel von schnell zu verwirklichenden So-
fortmaßnahmen im Bereich des Prozeßrechts empfoh-
len. Wir haben diese Vorschläge ganz überwiegend 
aufgegriffen und einen Referentenentwurf erstellen 
lassen, dessen Veröffentlichung unmittelbar bevor-
steht. 
Aus dem Bündel der Vorschläge sind zu nennen: 

1. die Einführung der Zulassungsrevision, die bisher 
nur zeitlich bef ristet galt. 

2. die Abschaffung der erstinstanzlichen Zuständig-
keit des BFH, 

3. die Möglichkeit der Fristsetzung für bestimmte 
Prozeßhandlungen, 

4. die Zurückweisung verspäteten Vorbringens, 

5. die Vereinfachung der Beiladung bei Massenver-
fahren, 

6. die Einführung eines Gerichtsbescheides, 

7. die Erweiterung der Befugnisse des vorbereiten-
den Richters, 

8. die Erleichterung von Zwischenurteilen, 

9. Erleichterungen bei der Begründung von Ent-
scheidungen, 

10. die erleichterte Zurückweisung der Streitsache 
an die Finanzbehörden. 

Unabhängig von diesen Maßnahmen werden wir 
uns längerfristig darüber Gedanken machen müssen, 
inwieweit die von der Arbeitsgruppe angestellten 
Überlegungen zur Schaffung einer weiteren Tatsa-
cheninstanz aufzugreifen sind, um zu einer dauerhaf-
ten Entlastung der Finanzgerichtsbarkeit zu gelan-
gen. 

Ferner wird die bisherige Ausgestaltung des außer-
gerichtlichen Rechtsbehelfsverfahrens sorgsam auf 
ihre Filterwirkung zu untersuchen sein. Ein Streitfall, 
der im Verwaltungsverfahren gut aufbereitet worden 
ist, kann im gerichtlichen Verfahren leichter und 
schneller bearbeitet werden. 

Die Verabschiedung des Ihnen vorliegenden Ge-
setzentwurfs kann nach allem nur ein erster Schritt auf 
dem Wege zu einer Gesamtbereinigung der prekären 
Lage in der Finanzgerichtsbarkeit sein. Sie ist indes 
dringend erforderlich, um die Funktionsfähigkeit des 
Bundesfinanzhofes zu sichern. 

Anlage 2 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 9. 10. 
Antretter * 9. 10. 
Austermann 9. 10. 
Bauer 9. 10. 
Frau Beck-Oberdorf 9. 10. 
Böhm (Melsungen) '* 9. 10. 
Bühler (Bruchsal) * 9. 10. 
Carstensen (Nordstrand) 9. 10. 
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Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Conrad 9. 10. 
Dr. Daniels (Regensburg) 9. 10. 
Dr. Dollinger 9. 10. 
Egert 9. 10. 
Dr. Ehmke (Bonn) 9. 10. 
Dr. Ehrenberg 9. 10. 
Eylmann 9. 10. 
Frau Fischer ** 9. 10. 
Frau Geiger 9. 10. 
Gerstein 9. 10. 
Glos 9. 10. 
Dr. Glotz 9. 10. 
Dr. Götz 9. 10. 
Grüner 9. 10. 
Haar 9. 10. 
Hauser (Krefeld) 9. 10. 
Dr. Haussmann 9. 10. 
Freiherr Heereman von Zuydtwyck 9. 10. 
Hiller (Lübeck) 9. 10. 
Dr. Holtz ** 9. 10. 
Dr. Hüsch 9. 10. 
Ibrügger 9. 10. 
Irmer ** 9. 10. 
Jansen 9. 10. 
Jaunich 9. 10. 
Kittelmann *  9. 10. 
Dr. Klejdzinski * 9. 10. 
Kolbow 9. 10. 
Kreuzeder 9. 10. 
Frau Krieger 9. 10. 
Lamers 9. 10. 
Linsmeier 9. 10. 
Dr. h. c. Lorenz 9. 10. 
Lüder 9. 10. 
Lummer 9. 10. 
Frau Matthäus-Maier 9. 10. 
Dr. Mertens (Bottrop) 9. 10. 
Dr. Müller  ** 9. 10. 
Dr. Neuling 9. 10. 
Frau Oesterle-Schwerin 9. 10. 
Frau Olms 9. 10. 
Pesch 9. 10. 
Petersen 9. 10. 
Pfuhl 9. 10. 
Rawe 9. 10. 
Reschke 9. 10. 
Reuschenbach 9. 10. 
Ronneburger 9. 10. 
Frau Rust 9. 10. 
Dr. Scheer ' 9. 10. 
Schmidt (München) *  9. 10. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 9. 10. 
Schmitz (Baesweiler) 9. 10. 
Dr. Schmude 9. 10. 
von Schmude 9. 10. 
Freiherr von Schorlemer ** 9. 10. 
Dr. Soell ** 9. 10. 
Dr. Sperling 9. 10. 
Dr. Stercken ** 9. 10. 
Stobbe 9. 10. 
Stücklen 9. 10. 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Tietjen 9. 10. 
Frau Dr. Timm ** 9. 10. 
Frau Trenz 9. 10. 
Dr. Voigt (Northeim) 9. 10. 
Dr. Vondran 9. 10. 
Weisskirchen (Wiesloch) 9. 10. 
Westphal 9. 10. 
Frau Dr. Wisniewski 9. 10. 
Wissmann 9. 10. 
Frau Würfel 9. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an der 78. Jahreskonferenz der Interparlamen-
tarischen Union 

Anlage 3 
Amtliche Mitteilungen 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der Fi-
nanzen hat mit Schreiben vom 16. September 1987 mitgeteilt, daß der 
Antrag des Bundesministers der Finanzen betr. Veräußerung eines 
bundeseigenen Grundstücks in München-Neuhausen - Drucksa-
che 11/252 - zurückgezogen wird. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat mit Schreiben vom 17. September 
1987 mitgeteilt, daß sie folgende Anträge zurückzieht: 

Vertragsabschluß mit der DDR über den Hochwasserschutz im 
Drömling (Drucksache 11/450) 

Sofortige Stillegung des THTR 300 und Exportverbot für Hoch-
temperaturreaktoren (Drucksache 11/598) 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 28. September 1987 ge-
mäß § 32 Abs. 6 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(BGBl. I S. 955) den 

Jahresabschluß der Deutschen Bundesbahn für das Geschäfts-
jahr 1985 

mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Eine Ausfertigung des 
Jahresabschlusses liegt im Parlamentsarchiv zur Einsicht aus. 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der Aus-
schuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer Bera-
tung der nachstehenden Vorlage abgesehen hat: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschließung 
zu den jüngsten Beschlüssen der dänischen und irischen Regie-
rung betreffend die Verringerung der Freibeträge für ihre Bür-
ger, die die Gemeinschaftsgrenzen passieren, und weitere Ein-
schränkungen ihrer Rechte (Drucksachen 11/464, 11/561 
Nr. 1.5) 

Anlage 4 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Frage 
des Abgeordneten Brück (SPD) (Drucksache 11/880 
Frage 3): 

Wird sich die Bundesregierung bei den Haushaltsberatungen 
der Europäischen Gemeinschaft für das Jahr 1988 im Ministerrat 
dafür einsetzen, daß die Entwicklungshilfe für die nichtasso-
ziierten Entwicklungsländer, die bereits von 1986 auf 1987 um 
16 v. H. gesunken ist, nicht noch weiter sinken wird? 

Ich gehe davon aus, daß Sie von den Verpflich-
tungsermächtigungen sprechen, die den entwick-
lungspolitischen Spielraum für Zusagen neuer Vorha-
ben bestimmen. Hierzu kann ich Ihre Frage mit „Ja" 
beantworten. 
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